
"Der Bürger muß sich von derVorstellung befreien, daß 
die Vorteile, die ihm unsere Ordnung bietet, et""as 
Selbstverständliches sind. Wer die Freiheit ""ilI, muß 
auch dafür eintreten und darf sie nicht nur als Recht in 
Anspruch nehmen ""ollen. Wir müssen verlangen, daß 
die Bürger unseres Staates nicht nur seine Leistungen 
freudig hinnehmen, sondern daß sie sich auch zu den 
Einrichtungen bekennen, die Staat und Ordnung ent­
scheidend mittragen. cc Hans-Dietrich Genscher 
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Die Bundesregierung hat kürzlich den Entwurf für den Bundes­
haushaltsplan 1972 verabschiedet. Gegenüber dem 1971er Etat 
weist der Plan für das kommende Jahr eine Steigerungsrate von 
8,4 Prozent aus. 

Das heißt nun nicht, daß alle Einzelpläne um den gleichen Pro­
zentsatz aufgestockt worden wären. Der überblick über den 
"Ausgabebedarf des Bundes für 1972 nach Einzelplänen" (ver­
öffentlicht im "Bulletin" des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung vom 15. September 1971, Seite 1450) zeigt 
höchst unterschiedliche Steigerungsraten. Sie schwanken zwi­
schen 54,8 Prozent (Bundespräsidialamt) und -31 Prozent (Bun­
desrechnungshof). 

Im Mittelfeld, jedoch erheblich über dem Durchschnitt, liegt der 
mit über 24 Milliarden DM am höchsten dotierte Einzelplan 14 
Verteidigung. Zu den Schlußlichtern dagegen gehört der uns 
besonders interessierende Einzelplan 36 Zivile Verteidigung. 
Während der militärischen Verteidigung eine Steigerungsrate von 
11 Prozent zugestanden wurde, mußte sich die zivile Verteidi­
gung im Regierungsentwurf mit einem Mehr von 5,2 Prozent 
bescheiden. 

Folgen wir den Zahlen im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
1972, müssen wir erkennen - enttäuscht erkennenl -, daß sich 
das Verhältnis zwischen ziviler und militärischer Verteidigung im 
finanziellen Bereich erneut verschlechtert hat. Lag es 1971 noch 
bei rund 1 : 43 (505,7 Millionen DM : 21,816 Milliarden DM), so 
liegt es ab 1. Januar 1972 bei rund 1 : 46 (531,8 Millionen DM : 
24,219 Milliarden DM). Die Schere klafft also immer weiter aus­
einander. Die Truppe wird besser ausstaffiert, die Zivilverteidi­
gung hinkt hinterher. 

Karl Wienand hat einmal gesagt (nachzulesen in ZIVILVERTEIDI­
DUNG 1211970), "mangelnde Zivilverteidigung würde die Schlag­
kraft der eigenen Truppe lähmen und die Abschreckung beim 
Gegner nicht glaubhaft machen". Entspannungspolitik kann aber, 
wie immer wieder von Vertretern der Bundesregierung versichert 
wird, nur auf der Basis glaubhafter - und funktionierender -
Abschreckung mit Erfolg betrieben werden . 

Es sei hier nicht Kritik an der Ausgabenpolitik des Bundes ge­
übt, nur ist schwer verständlich, daß die militärische Verteidigung 
nach wie vor eine so wesentlich größere finanzielle Beachtung 
findet als die zivile Verteidigung. 

Rolf Osang 

ZIVI LVEITEI DIGUNG 
R>rsdlllllg ,Technik, Organisation, St/(lt~e 
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Offene Fragen 
Ervvin Horn 

M itglie d des 'j 

D e utsch e n Bundestages 
einer Konferenz 

über die Sicherheit Buropas 

I n den Presseveröffentlichungen der Ostblockländer 

häufen sich die Appelle , daß die Zeit reif sei für eine 

Sicherheitskonferenz in Europa. Dem Drängen der 
osteuropäischen Staaten stellt der Westen sachliche 
Bedächtigkeit gegenüber. 

Wer diese Konferenz nicht nur als breit angelegte 
Propagandakampagne sieht, sondern wirklich will , daß 
sie stattfindet, sollte die Fragen, die sie aufwirft , auch in 

sachl icher Form darlegen und vertiefen, um so die be­
rechtigten Bedenken zu zerstreuen , die nun einmal eine 
solche Konferenz durch Vergleich mit historischen Vor­
bi ldern und ähnlichen Unternehmungen in anderen Tei­
len der Erde aufwirft. 

Ist eine solche Konferenz gedacht als Friedens­
konferenz zur Beendigung des Zweiten Weltkrieges, so 
kommt sie 25 Jahre zu spät. Es ist auch kaum vorstell­
bar, daß eine andere Institution die Sicherheit West­
europas besser garantieren könnte als der Zusammen­

halt der NATO-Länder. Wie müßte also eine solche Kon­
ferenz beschaffen sein , um mehr Sicherheit für Europa 
zu erbringen? 

Europäische Sicherheitskonferenz als Ort eines 
europäischen Krisenmanagements 

Das Wettrüsten der letzten 25 Jahre hat große 
Ressentiments aufgebaut und die beiderseitige Gegner-

Oberstudiendirektor Erwin Horn (SPD) , 42, ist Mitglied des Vertei dIgungs­
ausschusses. Er gehört dem Deutschen Bundestag seit 1969 an . 

schaft verstärkt. Vernünftige Politiker suchen aber aus 
Sorge vor den Folgen des Rüstungswettlaufs von der 

Phase der Konfrontation zu einer Phase der Kooperation 

zu gelangen. Eine Konferenz über die Sicherheit Euro­
pas (KSE) könnte der Ort eines Krisenmanagements zur 

Lösung von Konflikten zwischen den an der Konferenz 
beteiligten Staaten sein . Diese Funktion könnte sie frei­

lich nicht haben, wenn eine der beteiligten Seiten durch 

das Mittel des militärischen Druckes oder unter der aus­

schließlichen Zielsetzung , daß ihr die KSE einseitige 
Vorteilsbeschaffung erbringen müsse, die Vorbereitung 
dieser Konferenz betreibt. Deshalb hatte die Idee einer 
Europäischen Sicherheitskonferenz in der Phase des 
Kalten Krieges zwischen Ost und West nie eine Chance 

der Verwirklichung und nur propagandistische Bedeu­

tung . In der Phase der Entspannung kann sie die Brücke 

für ein die Blöcke verbindendes Gespräch sein . 

Ort für Verhandlungen über beiderseitige 

ausgewogene Truppenreduzierung 

In Europa stehen sich die bei den militärisch mäch­

tigsten Organisationen der Welt, NATO und Warschauer 

Pakt, unmittelbar gegenüber. Jeder kann dem anderen 

einen tödlichen Schlag versetzen , keiner ist imstande, im 

Ernstfall dem tödlichen Schlag auszuweichen. Auf die­

sem Gleichgewicht des Schreckens beruht der Frieden 

in Europa. Wie in jedem Gleichgewichtssystem könnten 
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Ervvin Horn -----------------------------------------------

einzelne Teile das gesamte Gleichgewicht zerstören . 
Eine einseitige Schwächung des Bündnisses, z. B. die 
vorzeitige Reduzierung der Bundeswehr oder eine Ver­
minderung der amerikanischen Präsenz in Europa, wäre 
gerade in d:eser Phase der Verhandlungen auf verschie­
denen Ebenen falsch. Sie müßte die Sowjetunion zu 
falschen Schlüssen verleiten . Die mechanistische Strate­
gie der Vorfelderweiterung würde die militärischen Füh­
rer der SU bestärken , auf eine risikolose Ausweitung 

der militär-strateg ischen Basis zu drängen. Außerdem 
wäre ein mil itärisch geschwächter Westen politischen 
Erpressungen ausgesetzt. Die Machtlosigkeit des wirt­
schaftlichen Potentials der Bundesrepublik und die 
Schwächung des westl ichen Bündnisses würde für die 
andere Seite die Verlockung mit sich bringen , bei einem 
Interessenkonfl ikt zwischen den beiden Machtblöcken 
die eigenen Vorstellungen gewaltsam durchzusetzen. 
Das Vorgehen der Sowjetunion gegenüber der Tsche­
choslowakei ist ein lehrreiches Beispiel , was Machtlosig­
keit bedeutet. 

Genauso wie der einseitige Abbau das Gleich­
gewicht stören würde, müßte die Verstärkung der militä­
rischen Macht der Bundeswehr, etwa durch Atombewaff­
nung, das Gle!chgewicht stören. Ähnlich verhält es sich 
mit dem militärischen Beitrag der übrigen Länder in die­

sem Gleichgewichtssystem. Wenn man das Verteidi­
gungspotential abbauen will , ohne das Gleichgewicht zu 
stören , muß man Kontakt aufnehmen mit der anderen 
Seite. Die Frage der ausgewogenen Truppenreduzie­
rung ist ganz gewiß ein Thema, das auf einer solchen 
Konferenz behandelt werden müßte und auch mit Aus­
sicht auf Erfolg behandelt werden könnte. 

Eine zu Optimismus berechtigende Tatsache, daß 
eine Lösung erreicht werden könnte, ist die Aufnahme 
der Verhandlungen über die Begrenzung der strategi­
schen Waffen zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion. Wenn es trotz der existierenden 
Schwierigkeiten möglich ist, die Rüstungsspirale an ihrer 
wichtigsten Stelle zu unterbrechen, nämlich bei den die 
ganze Menschheit bedrohenden globalen Waffen, so 
sollte auch in der Frage der Truppenreduzierung auf 
europäischem Boden ein Ergebnis erzielt werden kön­

nen. 

In diesem Zusammenhang ist zu begrüßen , daß die 

Sowjetunion bereits jetzt der Teilnahme der USA und 

Kanadas an einer solchen europäischen Sicherheits­

konferenz zugestimmt hat. Durch die unabdingbar not­

wendige Teilnahme dieser außereuropäischen Staaten 

sollte man deshalb richtiger von einer Konferenz über 

die Sicherheit Europas sprechen. Käme diese Konferenz 
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unter dem Etikett "europäische Sicherheitskonferenz" 
zustande, so wäre durch die unter sicherheitspolitischen 
Überlegungen sinnvolle Regelung der Teilnahme der 
geographisch nicht zu Europa gehörenden Länder USA 
und Kanada ein Punkt fortwährender Agitation der Ost­
blockstaaten gegen deren Teilnahme geschaffen. 

Die notwendige Vorarbeit der BRD für eine KSE 

Während einige Spannungspunkte auf einer KSE 
behandelt werden können, wie etwa die Frage der aus­
gewogenen Truppenreduzierung , gibt es einige Fragen, 
die vorher geklärt werden müssen, soll die Konferenz 
nicht scheitern. Eine solche Sicherheitskonferenz kann 
durch die Schwerfälligkeit ihrer Verhandlungsführung 
und die große Zahl der Teilnehmer nur zu Ergebnissen 
führen , wenn vorher die größten Spannungspunkte in 
bilateralen Verhandlungen der Staaten der beiden Ver­
teidigungssysteme beigelegt worden sind. Die größten 
Reibungspunkte gab es bisher im Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik und den verschiedenen Ostblock­
staaten . Der Kalte Krieg hat 25 Jahre lang eine Rege­
lung des durch den Zweiten Weltkrieg verursachten 
Chaos verhindert. So bedeuteten die Streitereien um die 

Berlinfrage, das Verhältnis der beiden deutschen Staa­
ten zueinander, die Grenzfrage mit Polen und um die 
Ungültigkeit des Münchner Abkommens eine dauernde 
Verschärfung des Kalten Krieges. 

Die Bemühungen der sozial-liberalen Regierung, mit 

Moskau und Warschau zu vertraglichen Regelungen zu 
kommen, stellen durch ihren konstruktiven Beitrag zum 

Frieden in Europa die notwendige Vorarbeit für eine 
Sicherheitskonferenz dar. Diese Verträge haben nichts 
mit der Billigung geschehenen Unrechts oder der Be­
jahung des politischen Systems der Vertragsstaaten zu 

tun, sondern s;e wurden geschlossen in der Absicht , den 
Frieden sicherer zu machen. Nur auf solcher Basis der 
Gleichberechtigung und der Freiwilligkeit können auf 
einer Sicherheitskonferenz zustande kommende Ver­
träge sein , wenn sie dem Frieden dienen sollen . 

Vorbedingungen einer Konferenz für Sicherheit in Europa 

Wie das Gelingen der KSE von einem guten Ver­
hältnis der Bundesrepublik mit den einzelnen Ostblock­
staaten abhängig ist, so war die Bereitwilligkeit der 
Sowjetunion zu einer sachlichen Berlin-Regelung ein 

Gradmesser dafür, ob es sich überhaupt lohnt, auf die 

sowjetischen Vorstellungen nach Durchführung einer 

KSE einzugehen. Der erfolgreiche Abschluß der Ber­

lin-Verhandlungen der Vier Mächte war ein großer 

Schritt in Richtung auf eine erfolgreiche KSE. 

Die Ostblockstaaten waren von Anfang an der 
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Auffassung , daß man ohne Vorbedingung in eine solche 
Konferenz eintreten sollte. Das ist eine zu grobe Ver­
einfachung, um ein politisch annehmbarer Vorschlag zu 
sein . Was eine befriedigende Berlin-Regelung betraf, so 
war sie der Beweis, daß es Moskau mit seinen Sicher­

heitsbemühungen ernst ist. Nun müssen noch die spe­
ziellen Fragen geklärt werden, die eine solche Kon­
ferenz aufwirft. Was die einzelnen Teilnehmerstaaten 
betrifft, so müßte vorher erhärtet werden , daß alle 
gleichberechtigt sind . Was die Tagesordnung betrifft, so 
muß geklärt sein , daß kein Gegenstand von euro­
päischem Interessen auf der Konferenz von der Dis­
kussion ausgeschlossen werden darf. 

Die Ostblockstaaten haben einige zu behandelnde 
Punkte vorgelegt : Gewährleistung der europäischen 
Sicherheit und Gewaltverzicht, Erweiterung gleichberech­
tigter Handels- und Wirtschaftsbeziehungen, wissen­
schaftlich-technische Kontakte zwecks Entwicklung der 
politischen Zusammenarbeit zwischen den europäischen 
Staaten, Kulturbeziehungen , Umweltschutz. 

Als die Staaten des Warschauer Paktes in der Buka­

rester Erklärung den Vorschlag einer Europäischen 
Sicherheitskonferenz als ihren "spezifischen Beitrag in 
die west-östliche Entspannungspolitik " einbrachten , 

dachten sie offensichtlich an eine einmalige Konferenz. 
Es wäre jedoch eine Illusion anzunehmen, daß in einer 

einzigen Konferenz all jene Probleme gelöst werden 
können, die jetzt schon auf der vom Ostblock vorge­
schlagenen Tagesordnung stehen. Wenn man die jetzi­
gen Probleme wirklich anpacken und zukünftige in den 
Griff bekommen will , ist die einzig sinnvolle Lösung eine 
Institutionalisierung dieser Konferenz. Die Fragen der 
Truppenreduzierung auf europäischem Boden und eines 
Nichtangriffsvertrages könnten dann in einer von der 
Konferenz über die Sicherheit Europas beschlossenen 
Serie von Unterkonferenzen zwischen den Staaten des 
Warschauer Paktes und der NATO behandelt werden . 
Die Verbesserung der Wirtschaftsbeziehungen müßte 
dementsprechend auf Beschluß der KSE unter Einbezie­
hung von Organen der EWG und des COMECON aus­
gehandelt werden. 

Perspektiven einer KSE 

Eine solche Konferenz könnte den Frieden sicherer 
machen und darüber hinaus zu Übereinkommen auf 
kulturellem, wissenschaftlichem und wirtschaftlichem 
Gebiet führen , die für alle Staaten von hohem Nutzen 
wären . Ohne der Konvergenztheorie das Wort zu reden , 
wird jedoch zweifellos ein Prozeß beschleunigt, der 
durch die Eindämmung existenzgefährdender außen­
politischer Konflikte Energien im innenpolitischen Be­
reich beider Systeme frei werden läßt. Es wäre gefähr­
lich, zur Rettung einer systemimmanenten " heilen " 
Welt auf Gespräche und Verträge verzichten zu wollen. 
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Prof. Dr. Kar. C. Th~lheim, Berlin 

Die ""irtschaftspolitische Lage 
. . 

der DDR unter Berücksichtigung 

der Rolle der Zivilverteidigung 

D er VIII. Parteitag der SED -
der erste, auf dem nicht 
mehr Ulbricht, sondern Hon­

ecker als der führende Mann der 
Partei in Erscheinung trat - hat 
am 19. Juni 1971 die " Direktive 
zum Fünfjahrplan für die Entwick­
lung der Volkswirtschaft der DDR" 
verabschiedet. Damit sind die 
Grundlinien für die Entwicklung der 
Wirtschaft der DDR in den näch­
sten Jahren festgelegt, wie sie der 
Führung der SED vorschwebt, die 
auf Grund des nach wie vor völlig 
unverändert aufrechterhaltenen An­
spruchs auf "die führende Rolle 
der Partei " letzte u.nd entschei­
dende Instanz auch für die Wirt­
schafts- und Wachstumspolitik der 
DDR ist. 

Bei der Aufzählung der Haupt­
aufgaben für die Perspektivplan­
periode heißt es: 

" Die Aufgaben zur allseitigen SichersteI­
lung der Belange der Landesverteidigung 
und der inneren Sicherh eit und Ordnung 
der DDR sind in Durchführung des Fünf­
jahrplanes 1971 bis 1975 zu gewährleisten 
und als fester Bestandteil in die wissen­
schaftl iche Führungstätigkeit der Staats- und 
Wirtscha ftso rgane einzubeziehen." 

Zu den hier genannten Aufga­
ben der Landesverteidigung und 
der inneren Sicherheit gehört 
ohne Zweifel der zivile Bevölke­
rungs- und Katastrophenschutz, 
auch wenn er im übrigen in der 
" Direktive" nicht direkt angespro­
chen wird ; diese regelt nur die 
Grundlagen, auf denen das weit 
umfangreichere und detailliertere 
Planwerk von den staatlichen Or­
ganen - vor allem der Staatlichen 
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Plankommission und den Fachmini­
sterien - zu errichten ist. Denn für 
die Realisierung der "Zivilverteidi­
gung ", wie jetzt die offizielle Be­
zeichnung in der DDR lautet, sind 
beträchtliche materielle Vorausset­
zungen erforderlich, die von der 
Wirtschaft geschaffen und daher 
unter den Voraussetzungen des in 
der DDR nach sowjetischem Muster 
errichteten Wi rtschaftssystems 
auch in den zentralen Staatsplan 
aufgenommen werden müssen. 

Der zivile Bevölkerungsschutz 
wurde ursprünglich als " Luft­
schutz " bezeichnet ; er war durch 
ein Gesetz vom 11 . Februar 1958 
geregelt, das "einen wirksamen 
Schutz der Zivilbevölkerung, der 
Wohnstätten, der Betriebe und Ver­
sorgungszentren vor möglichen An­
griffen aus der Luft gewährleisten " 
sollte. Die Aufgaben des Luftschut­
zes sollten verwirklicht werden 

"durch die Aufklärung und Schulung der 
Bevölkerung über die Gefahren und das 
Verhalten bei Angriffen aus der Luft, durch 
den Aufbau eines wirksamen Warn- und 
Alarmsystems, durch bauliche, technische 
und andere Maßnahmen zum Schutz und 
zur Hilfeleis tung der Bevölkerung" . 

Vorgesehen war die freiwi llige 
Mitarbeit der Bevölkerung im Selbst­
schutz, Betriebsluftschutz und zur 
Durchführung vorbeugender Maß­
,nahmen sowie zur Bekämpfung und 
Behebung von Katastrophen , ferner 
die Bildung einer Luftschutzorgani ­
sation sowie örtlicher "Selbst­
schutzgemeinschaften " der Bevö'lke­
rung unter oberster Leitung der 
"Verwaltung Luftschutz " im Mini­
sterium des Innern. Eine Verord-

nung, ebenfalls vom 11 . Februar 
1958, regelte die Bildung der "Or­
ganisation freiwilliger Luftschutz­
helfer". 

Am 16. September 1970 trat an 
die Stelle dieser Regelung das 
"Gesetz über die Zivilverteidigung 
in der DDR" (Gesetzblatt der DDR I 
Nr. 20 vom 1. Oktober 1970)*). Die 
Präambel dieses Gesetzes enthält 
heftige Angriffe gegen die "wach­
sende Aggressivität des Imperialis­
mus" sowie gegen Westdeutsch­
land, das "durch die Politik der Re­
vanche u.nd der Alleinvertretungs­
anmaßung zur Hauptgefahr für den 
Frieden in Europa wurde ". Deshalb 
sei Überleitung des Luftschutzes in 
die Zivilverteidigung notwendig, 
die zum untrennbaren Bestandteil 
der Landesverteidigung erklärt 
wird . Sie 
" ist ein Sys tem staatl icher und gesellschaft­
l icher Maßnahmen. Ihre Organisierung er­
fordert die Durchführung komplexer Auf­
gaben auf allen Gebieten des staatlichen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftl ichen Le­
bens. Die Zivilverteidigung hat die Auf­
gabe, den Schutz der Bevölkerung , der 
Volkswirtschaft , der lebensnotwendigen Ein­
richtungen und der kulturellen Werte vor 
den Folgen von militärischen Aggress ions­
handlungen, insbesondere vor den Wirkun­
gen von Massenvernichtungsmi/leln , zu or­
ganis ieren. Sie hat Maßnahmen durchzu­
führen, die der Aufrechterh altung des staa t­
lichen, wirtschaftl ichen und gesellschaft­
lichen Lebens dienen, sowie die durch mili­
tärische Aggressionshandlungen hervo rge­
rufenen Schäden und Störungen des fried­
lichen Lebens der Bürger und der sozialisti­
schen Gesellschaft zu beheben oder zu mil­
dern . Die Zivilverteidigung hat gleichzeitig 
den Katastrophenschutz zu gewährleisten." 

' ) Voll er Wortl aut des Gesetzes in ZIVILVER­
TEIDIGUNG 11/ 1970. 



Im Unterschied zum Gesetz 
von 1958 ist das jetzt geltende Ge­
setz eine Rahmenregelung , die 
praktisch jede der Staats- bzw. 
Partei leitung notwendig erschei­
nende Maßnahme ermöglicht. 

Die der Zivilverteidigung bei ­
gemessene Bedeutung wi rd auch 
daraus ersichtlich, daß "die zen­
trale staatliche Führung der Zivil ­
verteidigung " dem Vors itzenden des 
Ministerrats obliegt. Er beruft einen 
" Leiter der Zivilverteidigung der 
DDR ". In den Gebietskörperschaf­
ten sind die Vorsitzenden der örtli ­
chen Räte (Verwaltungen) die Lei ­
ter der Zivilverteidigung. Sie kön­
nen 
" allen Staats- und Wirtschaftsorganen, Be­
trieben, Einrichtungen und Genossenschaf­
ten ... sowie Bürgern Weisungen und Auf­
lagen erteilen, die im Interesse der ein­
heitlichen komplexen Vorbereitung und 
Durchführung der Zivilverteidigung und des 
Katastrophenschutzes im jeweil igen Terri­
torium sowie zur Beseitigung oder Milde­
rung der FOlgen von Aggressionshandlun­
gen bzw. Katastrophen erforderl ich sind". 

Das Gesetz bezeichnet es 
ferner als patriotische Aufgabe der 
Bürger und der gesellschaftlichen 
Organisationen, aktiv an der Vor­
bereitung und Durchführung der 
Maßnahmen der Zivilverteidigung 
mitzuwirken, einschließlich der 
Teilnahme an der Ausbildung und 
den Übungen der Zivilverteidigung , 
an der Organisierung von Schutz­
maßnahmen sowie an der 
Durchführung von Rettungs- und 
Hilfeleistungsmaßnahmen. "Zur Lö­
sung von Aufgaben der Zivilvertei­
digung kann eine Dienstpflicht ein­
geführt werden ", und zwar für 
Männer vom 16. bis zum vollende­
ten 65., für Frauen bis zum vollen­
deten 60. Lebensjahr. Das frühere 
Gesetz war dagegen noch von rei­
ner Freiwilligkeit bei der Mitwir­
kung am " Luftschutz " ausgegan­
gen. 

Unter dem gleichen Datum des 
16. September 1970 erschien ferner 
eine Verordnung des Ministerrates 
über die Stiftung einer "Verdienst­
medaille der Zivilverteidigung " in 
Gold, Silber und Bronze, die mit 
einer Geldprämie bis zu 300 Mark 
bei Einzelauszeichnungen und bis 
zu 1 000 Mark bei Kollektiven ver­
bunden ist; Mittel dafür werden aus 
dem Staatshaushalt zur Verfügung 
gestellt. I nteressant ist, daß außer 
den ehrenamtlich in der Zivilvertei­
digu.ng tätigen Bürgern der DDR als 
Kategorie derer, an die die Me­
daille verliehen werden kann , auch 
genannt werden : 

" Z ivi l beschäft ig te, Wach tmeister, Offiziere 
und Genera le der Zivilverteidigung der 
Deutschen Demokratischen Republik ." 

Die konkrete Ausfüllung dieser 
gesetzlichen Regelung hängt frei ­
lich gutenteils vom wirtschaftlichen 
Potential der DDR sowie von der 
durch die staatliche Planung fest­
gelegten Anwendung dieses Poten­
tials ab. Aus diesem Grunde soll 
ein Überblick über die wirtschaftli ­
che Situation in der DDR gegeben 
werden . 

Prof. Dr. Thalheim 

Periode 1960- 1969 das reale 
Bruttosozialprodukt im Jahresdurch­
schnitt in der Bundesrepublik um 
4,8, in der DDR um 4,5 Prozent. Bei 
den Reallöhnen der Arbeiter und 
Angestellten war der Unterschied 
der Zunahme zugunsten der Bun-

Professor Dr. Karl C. Thalheim (Mitte) im Gespräch mit dem Präsidenten 
des Bundesverbandes für den Selbstschutz, Oberstadtdirektor Heinz-Robert 
Kuhn (links), und dem BVS-Direktor Wolfgang Fritze (rechts). 

Schon seit langem ist der -
auch von der Führung der DDR 
nicht bestrittene - wirtschaftliche 
Niveauunterschied zwischen der 
BRD und der DDR für die SED eine 
schwere Belastung , auch nachdem 
der Bau der Berliner Mauer vor 
einem Jahrzehnt, am 13.August 1961 , 
die durch diesen Niveauunterschied 
verursachte Abwanderung nach 
dem Westen gestoppt hatte. Dabei 
muß entgegen manchen Auffassun­
gen im Westen festgestellt werden , 
daß dieser Niveauunterschied sich 
im Laufe des letzten Jahrzehnts 
nicht verringert hat, sondern grö­
ßer geworden ist; denn, wie sich 
auf Grund zuverlässiger Berechnun­
gen aus den Anfang 1971 von der 
Bundesregierung veröffentlichten 
" Materialien zum Bericht zur Lage 
der Nation " ergibt, stieg in der 

desrepublik in dieser Periode noch 
beträchtlich größer. Im Vergleich zu 
1960 stiegen die monatlichen 
Arbeitnehmere inkommen bis 1969 
in der DDR um 31 Prozent, in der 
BRD um 97 Prozent. Nun ist es der 
DDR in dieser Zeit allerdings ge­
lungen, den Anstieg der Lebenshal­
tungskosten in sehr engen Gren­
zen zu halten, während in der BRD 
der Preisindex des Statistischen 
Bundesamtes für die Lebenshaltung 
mittlerer Arbe itnehmerhaushalte 
von 1960- 1969 um 26 Prozent an­
stieg. Aber auch wenn man dies 
berücksichtigt, bleibt doch immer 
noch hinsichtl ich des Zuwachses an 
Realeinkommen ein beträchtlicher 
Vorsprung des westdeutschen Ar­
beitnehmers im Vergleich zu 
seinem mitteldeutschen Kollegen . 

Diese ungünstige Entwicklung 
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Prof. Dr. Thalheim 

war für die politische Führung in 
der DDR aus mehrfachen Gründen 
sehr enttäuschend. Generell be­
stand und besteht die Behauptung, 
daß das als " sozialistisch " bezeich­
nete Wirtschaftssystem der DDR 
dem " kapitalistischen " System der 
Bundesrepublik und anderer west­
licher Länder nicht nur sozial, son­
dern auch ökonomisch überlegen 
sei, was sich vor allem in höherer 
Arbeitsprodu ktivität u.nd rascherem 
Wirtschaftswachstum dokumentie­
ren müsse. Der Glaube daran und 
an eine bevorstehende große Krise 
in der Bundesrepublik hatte Ulbricht 
dazu verleitet, im Sommer 1958 auf 
dem V. Parteitag der SED als "öko­
nomische Hauptaufgabe" die Forde­
rung aufzustellen , bis Ende 1961 die 
Bundesrepublik in der Versorgung 
mit allen wichtigen Konsumgütern 
je Kopf der Bevölkerung einzuho­
len. Dieses Ziel war weder 1961 
noch auch ein Jahrzehnt später, 
1971 , erre icht ; im Gegenteil hat sich 
seither der Abstand im Realeinkom­
men der arbeitenden Bevölkerung 
in beiden Teilen Deutschlands noch 
vergrößert. 

Die DDR hatte Anfang der 
sechziger Jahre eine mehrjährige 
Periode stark verlangsamten Wi rt­
schaftswachstums mit deutlich kri ­
senhaften Erscheinungen erlebt ; 
insbesondere waren von 1960-
1963 die Investitionen, das Kern­
stück einer langfristigen Wi rt­
schaftsplanung, fast überhaupt 
nicht gewachsen. Die DDR-Führung 
versuchte, diese Stagnation durch 
Wi rtschaftsreformen unter dem 
Namen " Neues Ökonomisches 
System der Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft " (1967 in "Öko­
nomisches System des Sozialis­
mus" umbenannt) zu überwinden. 
Dazu gehörten die Einschränkung 
der zentra len Planung, die Erweite­
rung der Entscheidungskompeten­
zen für Staatsbetriebe und ihre Zu­
sammenschlüsse (das sind die 
"Vereinigungen volkseigener Betrie­
be ", abgekürzt VVB) , die Ersetzung 
der administrativen Wirtschaftslen­
kung durch die Anwendung globa­
ler wirtschaftlicher Steuerungsin­
strumente (die sogenannten "öko­
nomischen Hebel "), schließlich das 
Bestreben, Planung und Lenkung 
stärker zu "verwissenschaftlichen ", 
vor allem durch ökonometrische 
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Methoden, Kybernetik und elektro­
nische Datenverarbeitung. Im An­
schluß an die im September 1962 
begonnene sogenannte " Liber­
man "-Diskussion in der Sowjet­
union sollte im Zuge dieser Refor­
men der Betriebsgewinn ein wesent­
lich größeres Gewicht als Kriterium 
der Betriebsleistung und als Quelle 
der Investitionsfinanzierung erhal ­
ten . Die Grundprinzipien des Wirt­
schaftssystems, besonders das 
generelle " sozialistische Eigentum " 
an den Produktionsmitteln und die 
Vorrangstellung des zentralen 
Staatsplanes, wurden jedoch durch 
diese Reformen nicht verändert. 

Ohne Zweifel haben die Refor­
men des "Neuen Ökonomischen 
Systems" positive Wirkungen ge­
habt und wesentlich dazu mitgehol­
fen , die erwähnte Stagnation zu 
überwinden und die Wirtschaft der 
DDR wieder auf einen normalen 
Wachstumspfad zu führen . Eine 
progressive Weiterentwicklung zu 
einer " soziali stischen Marktwirt­
schaft ", wie sie in Jugoslawien 
und, wenn auch mit erheblichen Ein­
schränkungen, im 1968 begonne­
nen " Neuen Wirtschaftsmechanis­
mus" Ungarns angestrebt wird und 
bis zur militärischen Intervention 
am 21 . August 1968 das Ziel der 
Reformer in der Tschechoslowakei 
war, wurde jedoch von der SED­
Führung von Anfang an mit aller 
Entschiedenheit abgelehnt. Da in­
folgedessen die Reformen auf 
halbem Wege stehenblieben, konn­
ten sie nicht die durchschlagende 
Verbesserung der Lage bewir1<en , 
die man von ihnen erhofft hatte. 
Insbesondere gelang es nicht, die 
Entstehu ng von vol kswi rtsch aftl i­
chen Disproportionalitäten zu ver­
hindern , die seit Jahren eine folgen ­
schwere Störunqsursache waren , 
z. B. zwischen ·Energiebasis und 
Enerqiebedarf, Zu lieferungs- und 
Fertigindustrien , geplantem Bau­
volumen und Baukapazität. 

Enttäuschend war ferner auch 
das erhebliche Zurückbleiben der 
Arbeitsproduktivität hinter den 
Planzielen. Das Jahr 1970, in dem 
nach den Erwartungen der SED­
Führung die positiven Wirkungen 
der Reformen besonders deutlich 
hätten sichtbar werden müssen, 
brachte im Gegensatz dazu bei den 
meisten wichtigen Planzielen 
erhebliche Unterfüllungen ; so nah­
men die Investitionen nur um 7 
Prozent statt, wie geplant, um 11 
Prozent zu, das " Bauaufkommen " 
sogar nur um 4 statt um 8,6 Pro­
zent. 

Die DDR-Planer sind auf 
Grund dieser Enttäuschungen bei 
der Aufstellung des Volkswirt­
schaftsp lanes für 1971 sehr vor­
sichtig gewesen; erstmalig wurde 
z. B. bei den Investitionen im Ver­
gleich zu 1970 eine absolute Ver­
ringerunq ei ngeplant und die ange­
strebte Steigerung der Arbeitspro­
duktivität im Vergleich zu früheren 
Plänen verhältnismäßig niedrig an­
gesetzt. Der neue Fünfjahrplan 
für die Jahre 1971 - 1975, für den 
die Direktive im Juni 1971 vom VIII. 
Parteitag der SED verabsch iedet 
wurde, ist infolgedessen auch 
weniger auf Expansion als auf 
Rationalisierung , Steigerung der 
Effizienz und der Arbeitsproduktivi­
tät. Senkung des Materialaufwan­
des und Verbesserung der volks­
wirtschaftlichen Struktur orientiert. 

Im Gegensatz zu den Tenden­
zen , die in den letzten Jahren des 
" Neuen Ökonomischen Systems" 
in Richtung auf Dezentralisation 
und Verstärkung der Initiative auf 
den unteren und mittleren Ebenen 
der Betriebe und Betriebszusam­
menschlüsse sichtbar wurden , be­
stätigt der neue Fünfjahrplan je­
doch eine schon seit dem Frühjahr 
1968 erkennbare, durch die Ereig­
nisse in der Tschechoslowakei -
Gefährdung der " führenden Rol le 
der Partei " - erheblich geförderte 
und seither an Stärke ständig zu­
nehmende Entwicklung, die generell 
als Rezentralisierung bezeichnet 
werden kann . 

In dem Abschnitt der Direktive 
für den Fünfjahrplan , der sich mit 
der "Vervollkommnung der Leitung 
und Planung " beschäftigt, ist sehr 
wenig von der Verstärkung der Ini­
tiative auf den unteren und mittle­
ren Ebenen, dagegen sehr viel von 
der Verstärkung und Verbesserung 
der zentralen Planung die Rede. 
Der Begriff der "ökonomischen He­
bel ", der bei der Einführung des 
Neuen Ökonomischen Systems 
eine so große Rolle spielte, wird in 
der " Direktive " überhaupt nicht 
mehr verwendet. 

Wenn auch keineswegs alle 
seit 1963 in Aktion gesetzten Re­
formmaßnahmen aufgegeben wer­
den , so ist doch eine Rückkehr zu 
den traditionellen , aus der Sowjet­
union übernommenen Planungs­
und Lenkungsmethoden unver­
kennbar. Initiative von unten her 
bleibt zwar nach wie vor 
erwünscht, aber nicht außerhalb 
des zentral aufgestellten Planes 
(an dessen Entstehung die Betriebe 
und Betriebsvereinigungen freilich 



mehr als vor Beginn der Reform mit­
wirken), sondern mit dem Ziel bes­
serer Planerfüllung. Der Parteitag 
hat jedenfalls deutlich gemacht , 
daß die SED-Führung hinsichtlich 
des Wirtschaftssystems nach wie 
vor - ja man muß wohl sagen : 
jetzt in verstärktem Maße - eine 
der dogmatisch verhärtetsten kom­
munistischen Parteiführungen ist. 

Man wird abwarten müssen , 
wie weit die im Gange befindliche 
Rezentralisierung unter Zuhilfe­
nahme der von den bisherigen Re­
formen erhalten gebliebenen In­
strumente sowie der Anwendung 
neuer Techniken der Planung und 
Lenkung in der Lage sein wird , mit 
den seit langem bekannten Effi ­
zienzschwächen des Wi rtschaftssy­
stems der DDR besser fertig zu 
werden als die progressiveren Re­
formen in Richtung einer " soziali ­
stischen Marktwirtschaft ". Davon 
hängt es ja auch ab, welcher Teil 
des vorhandenen Potentials neben 
den Anforderungen der Rüstung für 
die Aufgaben der Zivilverteidigung 
verfügbar gemacht werden kann . 

Über den Umfang der konkre­
ten Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Zivilverteidigung in der DDR 
sind bisher weder in materieller 
noch in finanzieller Hinsicht genaue 
Angaben bekanntgeworden ; alles 
vollzieht sich hinter dem Schleier 
größter Geheimhaltung. Jedoch 
lassen sich hinsichtlich des verfüg­
baren materiellen Potentials für 
wichtige Aufgaben der Zivilverteidi ­
gung aus einer Analyse der über 
die Wirtschaft der DDR bekannten 
Tatsachen folgende Schlußfolge­
rungen ziehen : 

1. Spezielle bauliche Maßnah­
men größeren Stils erscheinen we­
gen der nicht ausreichenden Kapa­
zität der Bauwirtschaft ziemlich un­
wahrscheinlich. Wohl aber ist anzu­
nehmen, daß bei Neubauten von 
Betrieben , Wohnblöcken und Ver­
kehrseinrichtungen von vornherein 
auch Schutzräume eingeplant wer­
den. 

2. Die Bildung von Reserven an 
Konsumgütern in den Haushalten 
ist infolge der noch immer beste­
henden Versorgungslücken nur 
partiell möglich. 

3. Dagegen gibt es auf 
verschiedenen Gebieten, z. B. bei 
Roh- und Hilfsstoffen , Lebensmit­
teln, bestimmten Halb- und Fertig­
fabrikaten, Staatsreserven, die seit 
1952 angelegt wurden. Für ihre Ver­
waltung wurde im September 1952 
ein besonderes "Staatssekretariat 

für Verwaltung der Staatsreserven " 
geschaffen , das direkt dem Mini­
sterrat unterstellt wurde. Über den 
Umfang der vorhandenen Staats­
reserven gibt es keine Angaben . 
Das Streben der Regierung geht 
jedenfalls dahin , sie mindestens 
auf dem erreichten Umfang zu 
halten, möglichst zu vergrößern . 
Beispielsweise führte die schlechte 
Ernte des Jahres 1969 dazu , daß 
zur Sicherung der Versorgung der 
Bevölkerung auf die Staatsreserven 
vor allem an Getreide zurückgegrif­
fen werden mußte ; sobald wie 
möglich wurden dann aber die Vor­
räte wieder aufgefüllt. Die Statistik 
der DDR weist für die Jahre 
1964- 1967 beträchtliche Zuwächse 

Prof. Dr. Thalheim 

Sparsamkeit mit Elektrizität aufge­
rufen wurde, vor allem mit dem 
Ziel , trotz ungenügender Kapazitä­
ten der Energieerzeugung wenig­
stens die immer im Mittelpunkt der 
Wirtschaftspol itik der DDR ste­
hende I ndustrie genügend mit 
Elektrizität zu versorgen . Straßen­
beleuchtung und ähnliche Katego­
rien des Elektrizitätsverbrauchs 
wurden eingeschränkt. 

Dieser Energieengpaß zeigte 
deutlich , daß trotz oder wohl 

Aus den Staatshaushaltsplänen der DDR von 1970 und 1971 

Darunter: 

• 
Einnahmen 
Ausgaben 

Staatshaushaltsplan 
1970 1 971 

68,300 
68,200 

(Mrd . M.) 

75,800 
75,700 

" Für die weitere Stärkung der Verteidigungs­
bereitschaft und die Sicherheit der DDR im 
Interesse der Erhaltung des Friedens " 6,747 7,198 

Bildungswesen (ohne "Grundfonds ", d. h. ohne 
Investitionen im Bildungswesen) 6,715 

5,921 

6,408 

6,026 Gesundheits- und Sozialwesen 

der " Bestände und Reserven " um 
jährlich 4- 5 Prozent auf. Dabei 
scheint es sich jedoch überwiegend 
um die planwidrige Entstehung un­
absetzbarer Warenbestände, nicht 
um plangemäße Reservenaufstok­
kung zu handeln. 

4. Ein besonderer Engpaß ist 
noch immer die Energieversor­
gung , besonders die Versorgung 
mit Elektroenergie. In den drei letz­
ten Wintern gab es beträchtliche 
Versorgungsschwierigkeiten , ganz 
besonders durch den sehr langen, 
strengen und außergewöhnlich 
schneereichen Winter 1969170 ; 
bereits im Dezember 1969 wurde 
die Versorgung mit Elektroenergie 
zu einem gefährlichen Engpaß, so 
daß in Ost-Berlin und überall in der 
DDR die Bevölkerung durch ständig 
wiederholte Appelle zu größter 

gerade wegen der zentralen 
Planung das Wirtschaftssystem der 
DDR noch immer zu starr ist, um 
plötzlich auftretenden Belastungen 
gewachsen zu sein. Ganz offenbar 
war die nicht unerhebliche Steige­
rung der Erzeugung von Elektro­
energie zu gering , um dem wach­
senden Bedarf zu genügen. 

5. Die Vorratsbildung bei Indu­
strieerzeugn issen wird nicht zuletzt 
durch die Exportverpflichtungen 
der DDR im Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (Comecon) , beson­
ders gegenüber der Sowjetunion, 
erschwert. I nfolge der außerordent­
lich engen wirtschaftlichen Bindung 
an die Sowjetunion, aber auch an 
die übrigen Comecon-Länder ent­
fallen etwa siebzig Prozent des 
Außenhandels der DDR auf diesen 
quantitativ und qualitativ begrenz-
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ten Bereich. Diese beträchtliche Ein­
engung der möglichen Partnerwahl 
ist die wesentliche Ursache dafür, 
daß der Außenhandelsumsatz je 
Kopf der Bevölkerung in der DDR 
nach wie vor beträchtlich geringer 
ist als in der Bundesrepublik, ob­
gleich die DDR auf Grund ihrer 
wi rtschaftsgeographischen und 
wirtschaftsstrukturellen Vorausset­
zungen eigentlich eine größere 
außenwi rtschaftliche Ergänzun9 
haben müßte. Im Jahre 1969 betrug 
der Außenhandelsumsatz je Kopf 
der Bevölkerung in der BRD 3456 
DM, in der DDR 2009 Valutamark, 
also unter Berücksichtigung des im 
Vergleich zur DM etwas geringeren 
Wertes der Valutamark der DDR 
(einer reinen Verrechnungseinheit) 
nur rd. 55 Prozent des westdeut­
schen Volumens. Die besondere Be­
deutung der DDR für den Wachs­
tumsprozeß der RGW-Länder liegt 
darin, daß sie innerhalb des Come­
con der absolut größte Lieferant 
von Investitionsgütern, vor allem 
von Maschinen und Apparaten ist. 
Das hat aber auch die Konsequenz, 
daß das verbleibende Potential für 
Lieferungen in den Westen, beson­
ders die Bundesrepublik, gerade 
bei diesen wichtigen Kategorien von 
Exportgütern zu gering ist. 

Diese enge Bindung der DDR 
an den Intrablockhandel innerhalb 
des Comecon ist zwar nicht die 
einzige, aber doch eine wichtige 
Ursache für das Zurückbleiben 
ihres Wirtschaftsniveaus hinter der 
BRD ; denn diese hatte die Möglich­
keit der Einschaltung in eine welt­
weite internationale Arbeitsteilung 
und hat sie mit größtem Erfolge ge­
nutzt. Auch sind die Bemühungen 
um wirtschaftliche Integration in­
nerhalb der EWG bisher wesentlich 
wirksamer gewesen als innerhalb 
des Comecon. Es ist deshalb für 
die Beurteilu.ng der Entwicklungs­
möglichkeiten der DDR-Wirtschaft 
wichtig, daß nach den Absichten 
der SED-Führung an dieser engen 
Verbundenheit besonders mit der 
Sowjetunion, aber auch mit den 
übrigen Comecon-Ländern (zu 
denen China bekanntermaßen nicht 
gehört) nichts geändert, sie im Ge­
genteil noch weiter verstärkt wer­
den soll. Der kurze, den Außenwirt­
schaftsbeziehungen gewidmete Ab­
schnitt der Direktive für den neuen 
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Fünfjahrplan beschäftigt sich ganz 
überwiegend mit den Beziehungen 
zur " sozialistischen Staatengemein­
schaft" (gemeint ist damit der ein­
deutig unter sowjetischer Führung 
stehende RGW). Dazu wird gesagt: 

" Auf dem Gebiet der Außenwirtschaft ist 
durch die weitere Vertiefung der ökonomi­
schen und wissenschaftlich-technischen Zu­
sammenarbeit mit den sozialistischen Län­
dern, insbesondere mit der UdSSR und 
den anderen RGW-Ländern, ein wachsen­
der Beitrag zur Erhöhung der Effektivität 
der Volkswirtschaft und der weiteren He­
bung des materiellen und kulturellen Le­
bensniveaus des Volkes zu leisten . Es wird 
die Aufgabe gestellt , die sozialistische 
ökonomische Integration der Mitgliedslän ­
der des RGW, die ein stabiles Fundament 
für die Entwicklung der sozialistischen 
Staatengemeinschaft einschließlich der DDR 
bildet, weiter auszubauen und zu vertiefen. 
... Die immer vollständigere Nutzung der 
Vorteile der internationalen sozialistischen 
Arbeitsteilung entspricht zutiefst den Le­
bensinteressen der DDR , dient ihrer Stär­
kung und trägt zur weiteren Festigung 
der sozialistischen Staatengemeinschaft bei. 
... Die Erfüllung der sich daraus ergeben­
de? Verpfli~htungen ist eine Grundaufgabe 
bel der weltsren Ausarbeitung und Durch­
fuhrung des Fünfjahrplanes." 

Im Zeitraum des neuen Fünf­
jahrplanes soll der Export in das 
"sozialistische Wirtschaftsgebiet" 
um 60-70 Prozent gesteigert 
werden. Das würde, wen.n dieses 
Planziel erreicht wird, wahrschein­
lich eine weitere Erhöhung des 
Comecon-Anteils am Außenhandel 
der DDR bedeuten. Eine solche 
Beschränkung der Partnerwahl wird 
schwerlich die qesamtwirtschaftli­
che Effizienz steigern . Es ist übri­
gens kennzeichnend, daß der 
innerdeutsche Handel (d. h. der 
Warenaustausch zwischen BRD ein­
schließlich West-Berlin und DDR ein­
schließlich Ost-Berli.n), für dessen 
Förderung die Bundesregierung in 
den letzten Jahren so viel getan 
hat und der qualitativ und auch 
quantitativ für die DDR noch immer 
erhebliche Bedeutung hat - er war 
im Jahre 1970 an der Gesamtein­
fuhr der DDR mit 10.6 Prozent, an 
ihrer Ausfuhr mit 9,8 Prozent betei­
liqt und bringt der DDR, da er in 
der Bundesrepublik nicht als Außen­
handel behandelt wird, beträchtli­
che Vorteile - in der Direktive mit 
keinem Worte besonders erwähnt 
wird , obwohl die Bundesrepublik mit 
diesem Anteil der zweitwichtigste 
Lieferant der DDR nächst der So­
wjetunion war. 

Wenden wir uns schließlich 
noch der finanziellen Seite der 

Zivilverteidigung zu! Der gleichzei­
tig mit dem Volkswirtschaftsplan 
veröffentl ichte Staatshaushaltsplan 
für 1971 sah die in der Tabelle auf 
Seite 11 wiedergegebenen Größen­
ordnungen vor (zum Vergleich die 
Ansätze des Staatshaushaltsplanes 
für 1970). 

Die im Westen gelegentlich zu 
hörende Ansicht, daß unter den 
Bedingungen des Wirtschaftssy­
stems der DDR die finanziel le Dek­
kung der von der politischen Füh­
rung als notwendig angesehenen 
Ausgaben überhaupt kein Problem 
sei, trifft in dieser sehr vere infach­
ten Form nicht zu: offenbar stößt 
auch der SED-Staat finanziell auf 
gewisse Grenzen, denn die Not­
wendigkeit der " Durchsetzung des 
Prinzips sozialistischer Sparsam­
keit" wird nachdrücklich betont. Es 
müßten, so wird gefordert, "hohe 
Maßstäbe an den Nutzen jeder 
Mark angelegt " und die Aufwen­
dungen für den Staats- und Verwal­
tungsapparat systematisch verrin­
gert werden . 

Wieweit die auf Seite 11 genann­
ten Ziffern der militärischen Ausga­
ben wirklich deren Gesamtheit wie­
dergeben, ist nicht gen au zu sagen . 
Wahrscheinlich sind effektive, militä­
rische Ausgaben auch in anderen, 
nicht näher spezifizierten Posten 
des Staatshaushalts versteckt. Für 
diese Annahme spricht, daß über 
den Verwendungszweck eines an­
sehnlichen Teiles der gesamten 
Staatsausgaben keinerle i Angaben 
gemacht werden. Dazu gehören mit 
großer Wahrscheinlichkeit auch die 
Ausgaben für die zivile Verteidi­
gung, die in den veröffentlichten 
Angaben über den Staatshaushalt 
überhaupt nicht genannt werden . 
Aber auch wenn der Staatshaushalt 
der DDR keine u.nbegrenzte Ausga­
bensteigerung gestattet, so ist 
doch anzunehmen, daß für die von 
der politischen Führung der DDR 
als wesentlich angesehenen Aufga­
ben der Zivi lverteidigung finanzi­
elle Mittel in ausreichendem 
Umfange bereitgestellt werden. 
Engpässe werden, wie oben darge­
legt, viel eher bei den für diese 
Aufgaben notwendigen Sachgütern 
und Baukapazitäten entstehen. 

Die weitere Entwicklung des 
Produktionspotentials der DDR und 
nicht zuletzt ihrer Baukapazitäten 
wird deshalb vor allem darüber 
entscheiden, welcher Anteil an der 
gesamten Wi rtschaftsleistung der 
DDR für Zwecke der Zivilverteidi­
gung verwendet werden kann . 



(Wir geloben Ausrottung der Reaktionäre) 

Der rote Dnahe 
schläft nicht 

Erstmals sind wir in der Lage, 
Fotos von Zivilverteidigungs­
übungen in der Volksrepublik 
China zu bringen . Daß Mao 
sein gesamtes Volk militärisch 
ausbi lden ließ (rechts zwei 
Mädchen beim Schießunter­
richt) , ist längst kein Geheim­
nis mehr. Wenig wußte man 
bisher aber im Westen über 
die Zivilverteidigungsaktivitä­
ten im Reich des roten Dra­
chen. Zwar hat Tschou En-Lai 
erst jüngst darauf hingewie­
sen, daß in al len großen Städ­
ten Chinas unterirdische 
Schutzanlagen gegen Luftan­
griffe angelegt worden seien, 
doch war nicht bekannt, in 
welchem Maße die Bevölke­
rung geschult wird . 

Die Bilder, bei einer Zivilvertei­
digungsübung in der Pekinger 
Hochschule für Politik aufge­
nommen , zeigen, daß in erster 
Linie eine Art Gemeinschafts­
gefühl vermittelt werden soll, 
damit im Notfall wirklich jeder 
bereit ist, dem Nächsten zu 
helfen. 
Wichtig ist se lbstverständlich 
auch das körperliche und 
ideologische Training. Letze-

res besteht aus dem gemein­
samen Hersagen von Mao­
Sprüchen, ersteres - wie es 
den Anschein hat - aus 
Schattenboxen . 
Wie dem auch sei, der rote 
Drache schläft nicht. 
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~------------------------------.------------------------

D ieser Diskussionsbeitrag zur Frage der zivilen Verteidi­
gung in der zukünftigen Entwicklung verfolgt zwe i Zielset­

zungen: 

1. Es soll gezeigt werden, welche Rolle der Zivilverteidi­
gung zukommt, wenn man plausible Hypothesen über die zu­
künftige Entwicklung der weltpolitischen Konstellationen und 
deren Relevanz für die Frage nach Kriegswahrscheinlichkeiten 
und den möglichen Kriegsbildern durchspielt. 

2. Daraus kann die Frage nach optimalen Strategien der 
Zivilverteidigung abgeleitet werden, d. h. es sollen die grund­
legenden Probleme erörtert werden, die zur Ermittlung von 
OptImalstrategien gelöst werden müssen. 

Es kann nicht erwartet werden, daß in diesem Beitrag end­
gültige " Rezepte " entworfen werden , wohl aber werden die 
Ansatzpunkte zu einer brauchbaren Diskussion über diese Fra­
gen geliefert. Dies scheint wichtig angesichts der Tatsache, 
daß dem engen Zusammenhang zwischen globalen Entwick­
lungen und sinnvollen politischen Maßnahmen bislang nicht 
die notwendige Aufmerksamke it gewidmet wurde. Deshalb ist 
es auch erforderlich , in einem ersten Abschnitt klarzustellen, 
um welche Zusammenhänge es im einzelnen geht, um den 
Ausgangspunkt unserer Überlegungen zu verdeutlichen und zu 
zeigen, wie sich der vorliegende Beitrag von anderen Arbeiten 
zur politischen Bedeutung der Maßnahmen der Zivilverteidi­
gung unterscheidet. 

Die Ausgangslage 
a) Der Begriff der Zivilverteidigung 

Unter "Zivilverteidigung" sollen im folgenden alle Aktivi ­
täten verstanden werden, die dazu dienen, die Auswirkung en 
von Kriegseinflüssen auf die Zivilbevölkerung zu minimieren. ') 
Dabei stehen die Aktivitäten der politischen Entscheidungsträ­
ger im Vordergrund. Maßnahmen der Selbsthilfe zum Beispiel , 
soweit sie nicht von behördlicher Seite durchgeführt werden, 
bleiben deshalb unbeachtet. Die derart abgegrenzten Maßnah­
men der Zivilverteidigung beziehen sich also nicht allein auf 
den Schutz der Gesundheit und des Lebens der Zivilbevölke­
rung di rekt, sondern z. B. auch auf die Sicherstellung der Ver­
sorgung, auf die möglichst uneingeschränkte Erhaltung der in­
dustriellen Potenz der Volkswirtschaft usw. Ohne Zweife l 

1) Für präzise, amtliche Definitionen siehe z. B.: 
Handbuch Selbstschutz, Hrsg .: Bundesverband für den Selbstschutz, 
Ausgabe 1967, München 1967, Seite 15. 
2) W. Graf von Baudissin : Sicherheit für die Bundesrepublik , in : Das 198. 
Jahrzehnt, eine Team-Prognose für 1970 bis 1980, Hamburg 1969, Seite 
261 ff. 
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kommt aber der Frage eines wirksamen Bevölkerungsschutzes 
im Rahmen der Zivilverteidigung zentrale Bedeutung zu . 

b) Politische Zukunftsmodelle 

Alle Maßnahmen der Zivi lverteidigung sind zukunftsbezo­
gen, weil sie sich an zukünftigen möglichen, weltpolitischen 
Konstellationen orientieren müssen. Es hat keinen Sinn , bei 
der Entwicklung brauchbarer Strategien der Zivilverteidigung, 
deren Durchführung unter Umständen viel Zeit in Anspruch 
nimmt, von der heutigen politischen und militärischen Situation 
einerseits und den heutigen Möglichkeiten und Fähigkeiten zur 
Zivilverteidigung andererseits auszugehen. Vielmehr muß in 
Rechnung gestellt werden , welche Situationen sich in Zukunft 
entwickeln können , um die heute einzuleitenden Maßnahmen 
darauf abzustellen. Zu diesem Zweck ist es zunächst sinnvoll, 
alternative weltpolitische Konstellat ionen zu skizzieren, um 
grobe Rahmenbedingungen zu erhalten, innerhalb derer sich 
plausiblerweise die zukünftige Entwicklung bewegen wird . 

Unterstellt man, daß die Länder der sogenannten " Dritten 
Welt " in absehbarer Zeit im Rahmen der Weltpolitik keine ent­
scheidende Rolle spie len werden , daß also der " Nord-Süd­
Konflikt " - die potentielle Auseinandersetzung zwischen den 
reichen Ländern der nördlichen Erdhalbkugel und den armen 
Ländern auf der südlichen Hälfte - nur mit sehr großer Lang­
samkeit relevant wird 2) (und damit genügend Zeit bleibt, die­
sen Konflikt zu lösen) , und unterstellt man weiterhin, daß die 
eventuell möglichen Auseinandersetzungen mit der Volksrepu­
blik China zumindest im kommenden Jahrzehnt unwahrschein­
lich sind3), so reduziert sich die Frage nach weltpolitischen 
Zukunftsperspektiven insbesondere auf das zukünftige Verhält­
nis zwischen Ost und West. Für diese Beziehungen wurden 
verschiedene Gedankenmodelle entwickelt, denen ein mehr 
oder weniger großer Grad an Wahrscheinlichkeit zukommt, und 
von denen wir einige wichtige im folgenden besprechen wol­
len 4

) . Unabhängig davon , welches dieser Modelle tatsächlich 
in Zukunft real isiert wird , wird die Lage der Bundesrepublik im 
Hinblick auf Fragen der Gesamtverteidigung , und damit auch 
der Zivilverteidigung, durch zwei Komponenten bestimmtS

): 

1. Die innere Struktur der Bundesrepuhlik, 

2. die wehrstrategische Lage der Bundesrepublik : 

3) Di ese Annahme sche int plau~ibel, wenn man bedenkt, daß für die 
Volksrepublik China eine milität-lsche Auseinandersetzung z. B. mit der 
Sowjetunion auf lange Zeit noch ein unkalkul ierbares Risiko bleiben 
wird . 
4) Siehe dazu z. B. B. Fritsch : Die vierte Welt , Modell einer neuen Wirk­
lichkeit , Stuttgart 1970, Seite 161 ff. 



-----------------------Diskussion 

a) geographische Gegebenheiten 

b) politische Gegebenheiten (z. B. NATO-Bündnis u. ä.). 

Diese " Nebenbedingungen ", die zumindest in einer kurz­
und mittelfristigen Betrachtungsweise als unveränderlich ange­
nommen werden müssen, behalten wir bei unseren weiteren 
Ausführungen im Auge. 

Nun zu den Modellen , welche alternative, zukünftige Ent­
wicklungen beschreiben können. Wir unterscheiden die drei 
folgenden Denkansätze : 

o das Koexistenzmodell 

o das Konfliktmodell 

o das Konvergenzmodell 

Wir wollen kurz skizzieren , wie die einzelnen Modelle sich 
typisch voneinander unterscheiden, um dann im folgenden Ab­
schnitt aus diesen Erörterungen die für unsere ThemensteIlung 
relevanten Konsequenzen zu ziehen. Wir sind uns dabei dar­
über im klaren, daß jede Modellvorstellung abstrakter Natur 
ist, trotzdem aber in der Lage ist, Grundtendenzen zukünftiger 
Entwicklungen zutreffend aufzuzeigen. Modelle sind also grob 
abstrahierende Abbi ldungen der erwarteten Wirklichkeit. Auf 
Details dieser Modelle können wir deshalb verzichten. 

Das Koexistenzmodell 

Das Koexistenzmodell geht von der Vorstellung aus, daß 
die zweifelsohne zu verzeichnenden gegensätzlichen Interes­
sen in Ost und West quasi automatisch eine Übereinstimmung 
in der Weise herbeiführen, daß eine Abgrenzung der gegen­
seitigen Interessensphären erfolgt und die so entstehenden 
Grenzen - wenn sie endgültig fixiert sind - gegenseitig re­
spektiert werden. Dieses Modell scheint die gegenwärtige Si­
tuation recht gut zu beschreiben, zeigt sich doch vor allem in 
Europa, daß die Grenzen der Interessensphären soweit akzep­
tiert werden , daß über sie hinweg Verhandlungen in Gang 
kommen können (z. B. Abrüstungsverhandlungen , Intensivie­
rung der Wirtschaftsbeziehungen u. ä.), ohne daß sie in Frage 
gestellt würden. 

In anderen Regionen, wo diese Einteilung noch nicht ge­
lungen ist (Naher Osten , Süd-Ost-Asien). kommt es auch wei­
terhin zu militärischen Auseinandersetzungen . Das Koexistenz­
modell kann im weltweiten Rahmen deshalb nur dann funktio­
nieren, wenn die expansiven Tendenzen der verschiedenen 
Ideologien im Osten wie im Westen auf bestimmte Regionen 
beschränkt werden und wenn vor allem auf expansiv motivierte 
militärische und paramilitärische Aktionen verzichtet wird. 

Das Konfliktmodell6) 

Das Konfliktmodell leitet sich aus der Erkenntnis ab, daß 
zwei verschiedene ideologische Grundideen das Verhältnis 
zwischen Ost und West bestimmen - und dies seit der funda­
mentalen Kritik an der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesell­
schaftsstruktur durch Karl Marx 7

). Von besonderer Bedeutung 
ist dabei die Marxsche These, "wonach die kapitalistische Pro­
duktionsweise zur . . . Herstellung des Weltmarktes drängt"8). 
Daraus läßt sich die Imperialismustherorie des Kapitalismus 
ableiten, die letztlich als eine der wesentlichen Ursachen des 
Konfliktes zwischen den Großmächten von heute angesehen 
werden muß. B. Fritsch schreibt dazu : " In unserem Zusammen­
bang ist wichtig , daß die sowjetische Militärstrategie nachweis­
lich auch heute noch auf diesem Konfliktmodell beruht. Die 

5) Zu einer ähnlichen Einteilung kommt U. Eichstädt in : Die verteidi­
gungspo litische Situation der Bundesrepublik Deutschland und ihre Aus­
wirkungen auf die zivile Verteidigung, in : ZIVILVERTEIDIGUNG 1/2, 3 
und 4, 1970. 
6) Siehe dazu zu m Beispiel B. Fritsch : Die vierte Welt .. . , a. a. 0 ., 
Seite 163 ff . 

nationalen Befreiungsbewegungen, die das Kolonialsystem des 
Imperialismus zerstören sollen , sind in dieser Sicht Au sdruck 
des weltweiten internationalen Klassenkampfes . . . Dennoch 
bleibt gerade die neueste Entwicklung der sowjetischen Mili­
tärstrategie ambivalent. Einerseits wird der Niedergang des 
Kapitalismus und seiner internationalen Ausbreitungsform, des 
Imperialismus, ständig prophezeit ; andererseits wird aber von 
einer Verschärfung des ideologischen Kampfes gesprochen 
und auf die dem Imperialismus inhärente Tendenz zur Aus­
dehnung hingewiesen. Man müßte darin noch keinen Wider­
spruch sehen, wenn nicht plötzlich die These von einer mög­
lichen friedlichen Koexistenz von Staaten mit unterschiedlichen 
Gesellschaftssystemen postuliert würde, und zwar noch bevor 
diese, der Theorie gemäß " imperialistische" Gesellschaftsord-
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Abb. 1: Schematische Darstellung der Krlegswahrschelnlich­
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nung aufgehört hat zu existieren. ... Marschall Sokolowski 
stellt fest : " Die großen Ziele der Arbeiterklassen können in der 
gegenwärtigen Epoche ohne Weltkrieg und ohne Bürgerkrieg, 
d. h. mit friedlichen Mitteln erreicht werden "!) 

Das Konvergenzmodell 

Das Konvergenzmodell geht von der sich in der letzten Zeit 
verbreitenden Einsicht aus, daß wegen der fortschreitenden 
Industrial isierung der Länder des Ostblocks die wirtschaftli­
chen und gesellschaftlichen Probleme, die zur Lösung anstehen, 
wie auch die Lösungsmethoden selbst, immer ähnlicher denen 
werden, die auch in den westlichen Industr ienationen zutage 
treten . Trotz der unbestreitbar vorhandenen qualitativen 
Unterschiede zwischen westlichen und östlichen Systemen ist 
deshalb ein Annäherungsprozeß in Gang gekommen, der sich 
in Zukunft verstärken wird. Daraus ist zu folgern , daß dem 
Konvergenzmodell wachsende Bedeutung zukommen wird'O) ; 

Fritsch betrachtet eine enger gefaßte Variante , nämlich das "marxistische 
Konfliktmodell ". 
7) K. Marx : Das .Kapital, Kritik der politischen Okonomie, Berlin 1947 und 
K. Marx,: Zur K: 't'k der politischen Okonomle , Volksausgabe, Zürich 1934. 
8) B. Fntsch : Die vierte Welt . .. , a. a. 0 ., Seite 167. 
9) B. Frltsch: Die vierte Welt ... , a. a. 0 ., Seite 168/169 
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Diskussion 

es ist materiell motiviert, nicht ideologisch . Diese Tendenzen 
verstärken sich im Osten wie im Westen unabhängig voneinan­
der, wenn man von einer längerfristigen Betrachtungsweise 
ausgeht - verschiedene Veröffentlichungen zu dieser Frage 
machen dies sehr deutlich " ). 

c) KriegsbIlder und Kriegswahrscheinlichkeit 

Da im Mittelpunkt dieser Arbeit die Frage des zivilen Be­
völkerungsschutzes steht, müssen wir uns darüber klar wer­
den, von welchen Gegebenheiten unter Beachtung der ver­
schiedenen , oben skizzierten zukünftigen weltpolitischen Kon­
stellationen auszugehen ist. Wir stehen damit vor dem generel­
len Problem, wie man zukünftige Entwicklungen mit möglichst 
hoher "Trefferwahrscheinlichkeit" prognostizieren kann , wobei 
in unserem Fall die besondere Schwierigkeit auftritt, daß nicht 
nur quantitative, sondern insbesondere qualitative Phänomene 
prognostiziert werden müssen 12). Es ist hier nicht der Platz, 
verschiedene Prognosemethoden und deren Vor- und Nach­
teile zu diskutieren ; klar ist jedoch, daß einfache Methoden, 
wie z. B. Trendextrapolationen u. ä. hier kaum Verwendung 
finden können. Vielmehr muß mit gesamtwirtschaftlichen Struk­
tursystemen gearbeitet werden , um zu plausiblen Annahmen 
über zukünftige Entwicklungen zu gelangen. Anhaltspunkte 
dafür findet man z. B. in den Veröffentlichungen gesellschaft­
licher und politischer Prognosen, die in der letzten Zeit in zu­
nehmender Zahl erschienen sind I3 ) . Aus den verschiedenen 
Alternativen , die in diesen Studien dargelegt werden, lassen 
sich - unbeschadet der Differenzen zwischen den Auffassun­
gen und den Ergebnissen der einzelnen Autoren - die im fol­
genden kurz skizzierten Grundtendenzen ableiten. 

Zur Frage der KriegswahrscheinlIchkeit 

Die Wahrscheinlichkeit eines Krieges (wir haben dabei vor­
nehmlich solche Konflikte im Auge, die auch die Bundesrepu­
blik berühren) nimmt mit wachsendem Prognosezeitraum zu . 
Diese zentrale These läßt sich durch die folgenden Argumente 
unterstützen : 

Das weltweite " Drohsystem ", das den Ausbruch eines Welt­
krieges in den fünfziger und in den sechziger Jahren vermut­
lich verhindert hat, verliert an Wirksamkeit, 

1. weil Waffensysteme entwickelt werden, die die "second­
strike-capability " abbauen und somit Präventivmaßnahmen 
provozieren können ; 

2. weil die zu erwartenden Erfolge in Abrüstungsverhand­
lungen die Unkalkulierbarkeit eines Angriffrisikos möglicher­
weise aufheben 14); 

3. weil in zunehmendem Maße das Machtgleichgewicht der 
beiden Supermächte durch andere Staaten gestört wird (man 
denke an die Entwicklung der Volksrepublik China) ; 

4. weil realistischerweise nicht erwartet werden kann , daß 
neuen Waffenlieferungen auf der einen Seite immer recht­
zeitig adäquate Gegenmaßnahmen auf der anderen Seite 
gegenübergestellt werden können 15). 

C. F. von Weizsäcker schreibt dazu: "Ich sehe nicht, wie 
man die Möglichkeit ausschließen kann , daß auch einmal in 

10) Die übernahme von Planungsaspekten in westlichen Systemen einer­
seits bzw. die übernahme privatwirtschaftlicher Elemente im Osten ande­
rerseits we isen deutlich auf diesen Konvergenzprozeß hin . 
11L Siehe zum Beispiel R. Havemann : Der Sozialismus von morgen , in : 
Das 198. Jahrzehnt, ... , a. a. 0 ., Seite 199 11. 

12) A. Buchan : Die Zukunft des Krieges , in: Das 198. Jahrzehnt ... , 
a. a. 0 ., Seite 153 11. 
13) Siehe zum Beispiel Das 198. Jahrzehnt, eine Team-Prognose für 1970 
bis 1980, Hamburg 1969. 
Kriegsfolgen und Kriegsverhütung , Hrsg .: Carl-Friedrich von Welzsäcker , 
München 1971. 
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unserem Land irgendwie ein bewaffneter Konflikt ausbrechen 
könnte .. . Nach einer Kriegshandlung . .. könnten eine Million 
Tote und sechs Millionen Strahlengeschädigte oder irgendeine 
größere oder kleinere Zahl zurückbleiben, von denen, wenn 
jeder einzelne vorher gewußt hätte, was er im Einzelfall tun 
muß, vielleicht die Hälfte hätte gerettet werden können. Diese 
Eventualitäten mögen unwahrscheinlich sein. Für unmöglich 
kann ich sie nicht halten. Was würden wir uns aber sagen 
müssen, wenn eine von ihnen eingetreten wäre und uns unvor­
bereitet getroffen hätte." 16) 

Unterstellt man die These von der zunehmenden Kriegs­
wahrscheinlichkeit als richtig, so muß geprüft werden, ob diese 
Wahrscheinlichkeiten sich ändern in Abhängigkeit von jeweils 
betrachteten politischen Zukunftsmodellen. Zweckmäßiger­
weise geht man dabei von der Erkenntnis aus, daß zuneh­
mende Kriegsgefahr ein Symptom für ein existierendes und 
sich möglicherweise verstärkendes Spannungsverhältnis, bzw. 
für ein beträchtliches Konfliktpotential (im internationalen Rah­
men gesehen) ist. Daraus wird klar, daß innerhalb des Kon­
fliktmodells die Gefahr einer militärischen Austragung der 
Konflikte größer ist als z. B. im Koexistenzmodell. Aber auch 
in letzterem wächst die Kriegswahrscheinlichkeit - allerdings 
mit abnehmenden Zuwächsen, falls es gelingt, den Koexistenz­
gedanken d. h. die Festigung der Interessensphären und die 
Respektierung ihrer Grenzen weltweit zu realisieren . 

Etwas anders ist die Situation im Konvergenzmodell. Zwar 
stellen wir fest, daß Konvergenz nicht ein Abbau aller qualitati­
ven Divergenzen zwischen verschiedenen ideologischen Syste­
men bedeuten wird, wohl aber kann angenommen werden, daß 
die augenscheinlich zunehmende Bereitschaft und Notwendig­
keit zur Zusammenarbeit auf den verschiedensten Gebieten 
(selbst auf militärisch-strategischem Gebiet ist eine Zusam­
menarbeit zu erkennen, wenn man z. B. an das " Krisen-Ma­
nagment" im Nahen Osten denkt) dazu führt, daß man zu 
nicht-militärischen Methoden der Konfliktbehandlung findet 
und die Konflikte z. B. auf den ökonomischen Bereich verla­
gert. Diese positive Entwicklung kann jedoch nicht die oben­
genannten Faktoren außer Kraft setzen, sie kann ihre Wirkung 
allenfalls dämpfen . Damit gelangen wir zu der in Abbildung 1 
dargestellten schematischen Übersicht der Kriegswahrschein­
lichkeiten bei alternativen Modellvorstellungen . 

Zur Frage der KriegsbIlder 

Wenn nun - wie in Abbildung 1 dargestellt - die Kriegs­
wahrscheinlichkeit wächst, so muß zunächst die Frage gestellt 
werden, welche politischen Aktivitäten entwickelt werden müs­
sen, um diese Wahrscheinlichkeit zu verringern. Wir wollen 
diese Frage, obwohl ihr absolute Priorität einzuräumen ist, hier 
nicht aufgreifen, sondern gehen von der Überlegung aus, daß 
es diesen politischen Aktivitäten - wie immer sie auch aus­
sehen mögen - in absehbarer Zeit nicht gelingen wird , die 
Kriegswahrscheinlichkeit auf null zu minimieren, was nicht be­
deuten kann , daß nicht auch Teilerfolge in dieser Richtung 
sehr wertvoll wären. Wenn aber mit einer positiven Kriegs­
wahrscheinlichkeit gerechnet werden muß, ist gleichzeitig zu 
überlegen, wie die Auswirkungen eventueller Kriege auf die 

14) Es soll jedoch nicht der Eindruck erweckt werden , daß wir deshalb 
gegen Abrüstungsverhandlungen seien - das Gegenteil ist der Fall. Da 
wir oben nur über Kriegswahrscheinlichkeiten sprechen , bleibt vernach .. 
lässigt , daß Abrüstungen ein ganzes Bündel wirtschaftlicher, gesellschaft­
licher und politischer Vorteile mit sich brächten , die eventuelle Nachteile 
mehr als kompensieren können . 

15) Detaillierte Ausführungen und Begründungen zu diesen Argumenten 
finden sich In: 
Kriegsfolgen und Kriegsverhütung ... , a. a. 0 ., Seite 3 ff . 

16) C. F. von Weizsäcker : Kernexplosionen und Ihre Wirkungen, Fischer­
Verlag, Seite 9. 
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Abb. 2: Zahl gewaltsamer Konflikte. 

Zivilbevölkerung gemindert werden können. Dazu müssen wir 
eine Vorstellung darüber erlangen, wie zukünftige Kriege, 
soweit sie die Bundesrepublik betreffen, aussehen werden. Die 
Antwort auf diese Frage ist um so schwieriger zu finden , je 
größer unser Prognosezeitraum ist. Sicherlich sind aber die 
folgenden Grundtendenzen zutreffend : 

Die Auswirkungen eines zukünftigen Krieges auf die 
Bundesrepublik Deutschland und ihre Bevölkerung hängen ins­
besondere von den nachstehenden Faktoren ab : 

1. Strategische Situation der Bundesrepublik17
) 

2. Kriegsziele der kriegführenden Parteien 
3. Wirtschaftliche Struktur der Bundesrepublik1S

) 

4. Waffentechnologie 
5. Struktur des zivilen Bevölkerungsschutzes. 

Zu diesen Faktoren , deren Aufzählung keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit erheben kann , wollen wir einige Stichworte lie­
fern , um daraus ableiten zu können , wie ein zukünftiges 
Kriegsbild realistischerweise aussehen könnnte. 

Zu 1): Die strategische Situation der Bundesrepublik 

Die strategische Situation kann durch zwei Komponenten 
beschrieben werden 

- Zugehörigkeit zum westlichen Verteidigungsbündnis, d. h. 
Kriegsgefahr bei allen militärischen Konflikten, bei denen die 
Interessen der USA (oder eines anderen NATO-Partners) be­
rührt werden . 
- Geographische Situation der Bundesrepublik, die so be­
schaffen ist, daß militärische Auseinandersetzungen wohl kaum 

17) Siehe dazu U. Eichstädt: Die verte id igungspolitische Situation de, 
Bundesrepublik ... , a. a. O. 

18) Angaben dazu finden sich z. B. bei U. P. Reich : Die wirtschaftlichen 
Schäden eines atomaren Krieges in der Bundesrepublik Deutschland und 

auf die Grenzgebiete der Bundesrepublik beschränkt werden 
können, sondern mit großer Wahrscheinl ichkeit das gesamte 
Territorium betreffen werden. 

Zu 2): Kriegsziele der kriegführenden Parteien 

Es darf die Erkenntnis als allgemein verbreitet gelten, daß 
keiner der Staaten, die über Kernwaffen verfügen, einen abso­
luten Sieg erringen kann . Deshalb dürften in Zukunft als wich­
tigste Kriegsziele gelten 19) : 

o Schaffung einer günstigeren Verhandlungsbasis durch An­
eignung von Druckmitteln ; 

o Schaffung eines Verhandlungsspielraums durch Dämpfung 
der Eskalation; 

o Verhinderung der Besetzung von Regionen der eigenen 
Interessensphäre durch feindliche Truppen. 

Wie aufgrund dieser Zielsetzungen das eventuelle Kriegs­
bild realiter aussehen könnte, werden wir in einem späteren 
Abschnitt besprechen. 

Zu 3): Wirtschaftliche Struktur der Bundesrepublik 

Die wirtschaftliche Struktur der Bundesrepublik wird dadurch 
bestimmt, daß wir in einer hochindustrialisierten Volkswirt­
schaft leben. Dies bedeutet, daß der Verflechtungsgrad zwi­
schen den einzelnen Wirtschaftsbereichen, wie auch zwischen 
der deutschen und der internationalen Wirtschaft, sehr hoch 
ist. Schon kleinere Störungen in nur einem Wirtschaftsbereich 
genügen, um zu tiefgreifenden Störungen der Gesamtwirtschaft 
zu führen . Die wirtschaftliche Struktur macht die Bundesrepu-

ihre Folgen , in: Kriegsfolgen und Kriegsverhütung . .. , a. a. 0 ., Seite 
199 ff . 
19) Wir beschränken uns hier wie auch bei den anderen Punkten auf eine 
sehr knappe Andeutung der relevanten Faktoren , ohne zu diskutieren, 
we lche anderen Aspekte wichtig sein könnten. bzw. ohne hier erläutern 
zu können . warum wir andere Aspekte vernachlässigen. 

17 
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blik leicht verletzlich in dem Sinn, daß das industrielle Niveau , 
das wir erlangt haben , sehr rasch aufgrund von Kriegseinflüs­
sen verlorengehen kann . Es muß in diesem Zusammenhang 
auch beachtet werden , daß die Bundesrepublik - wie im übri­
gen alle hochindustrialisierten Volkswirtschaften - von be­
stimmten Importen abhängig ist, ohne die ebenfalls der indu­
strielle Standard nicht gehalten werden kann. Bei der Diskus­
sion eventueller Kriegseinwirkungen ist die Beachtung dieser 
wirtschaftlichen Zusammenhänge von besonderer Wichtigkei t. 

Zu 4): Waffentechnologie 

Es bedarf kaum der Erwähnung, daß die Waffentechnologie 
vor aliem durch die Kernwaffen seit dem Zweiten Weltkrieg 
eine Revolutionierung erfahren hat. Die den Großmächten zur 
Verfügung stehenden Vernichtungskapazitäten sind ins Uner­
meßliche angestiegen. Diese Entwicklung bezieht sich aller­
dings nicht nur auf Kernwaffen , sondern sie gilt - wenn auch 
in abgeschwächtem Maße - auch für die konventionellen An­
griffsmittel , wie am erschütternden Beispiel des Vietnam-Krie­
ges deutlich gesehen werden kann . Ein Ende dieser Entwick­
lung scheint noch in weiter Ferne ; zur Zeit fühlen sich die 
Großmächte noch gezwungen, die Rüstungseskalation weiter 
voranzutreiben . Dies wird sich vermutlich solange nicht ändern , 
als man von der Vorstellung ausgeht, nur gegenseitige Ab­
schreckung könne den Weltfrieden stabilisieren. 

Die Bevölkerungen der einzelnen Staaten haben in diesem 
" Drohsystem " eine Geiselfunktion übernommen, denn: wird 
eine der Großmächte angegriffen , verfügt sie auch nach 
diesem Angriff über die Fähigkeit, vernichtend zurückzuschla­
gen ("second-strike-capability " ). wodurch auch bei der Bevöl­
kerung des ursprünglich angreifenden Landes unübersehbare 
Verluste eintreten würden . Daraus ergibt sich , daß das Ab­
schreckungssystem dann versagen kann 20

), wenn die "Gei­
seln" (die Bevölkerung) einen Schutz erhielten , der sie unge­
fährdet erscheinen ließe21

). Diese Konsequenz muß bei der Dis­
kussion von Maßnahmen des Bevölkerungsschutzes in Abhän­
gigkeit von der sich ändernden Waffentechnologie im Auge 
behalten werden. 

Ohne auf weitere Einzelheiten , z. B. bezüglich der physika­
lischen Wirkungen einzelner Waffen in Abhängigkeit von ver­
schiedenen Zielen , hier einzugehen, kann festgehalten werden , 
daß die Auffassung , "die Wasserstoffbombe sei der Garant des 
Weltfriedens ", nur eine trügerische Hoffnung erweckt, weil die 
Konflikte, die zu Kriegen führen können , durch die Existenz 
moderner Massenvernichtungsmittel nicht gelöst, sondern 
allenfalls nur ze itweilig eingefroren werden . 

Zu 5): Struktur des zivilen Bevölkerungsschutzes 

Mit "Struktur des zivilen Bevölkerungsschutzes " bezeichnen 
wir die Menge möglicher Strategien des Bevölkerungsschutzes, 
die auf ihre Effizienz hin zu untersuchen sind. Dabei sollen 
generell die folgenden Strategiegruppen unterschieden wer­
den22

) : 

- Bevölkerungsverlegungen , 
- Schutzraumbau , 
- Warn- und Alarmdienst, 
- Rettungsmaßnahmen , 
- Versorgungsleistungen . 

Die einzelnen Strategien brauchen hier nicht erläutert zu wer­
den ; wir verweisen auf den Bericht der Bundesregierung zu 
diesem Thema23

) . 

20) Wir haben schon darüber gesprochen , daß die Kriegswahrscheinlich­
keit vo r allem deshalb wächst, weil das Funktionieren des Abschrek­
kungssystems mehr und mehr in Frage gestellt werden muß . 

21) Nach J . Smart, zit iert in : ZIVILVERTEIDIGUNG 6/1971, Seite 11 . 

22) Siehe dazu auch: Bericht der Bundesr~gierung über das Ko.nzept der 
zivilen Verteidigung und das Programm tur die Zelt bi s 1972, In : ZIViler 
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Damit haben wir die einzelnen Komponenten betrachtet, die 
die zukünftigen Kriegsbilder entscheidend beeinflussen . Diese 
Kriegsbilder können - soweit die Bundesrepublik betroffen ist 
- durch folgend e Zielgruppen charakterisiert werden : " Mög­
lich wäre 

a) ein Kampf um lokal beg renzte Ziele in unserem Land ; 
b) der Versuch eines Gegners, unser Land zu erobern; 
c) ein Versuch eines Gegners, unser Land physisch zu zer­

stören; 

d) ein Krieg in unserem Land , der nur ein Teil eines größe­
ren Krieges zwischen den Weltmächten wäre . 

a), b) und c) könnten auch in zeitlicher Folge als Glieder einer 
Eskalationskette ablaufen ; auch d) könnte das Ergebnis einer 
Eskalation eines in unserem Land in einer der vorigen Stufen 
beginnenden lokalen Krieges sein . "24 ) 

Es kann dabei unterstellt werden , daß die Bundesrepublik 
aufhört, als lebensfähige Industriegesellschaft zu exist ieren, 
wenn sie ca. 20 Prozent ihrer Bevölkerung und ca. 50 Prozent 
ihrer Industriekapazität verliert, oder wenn Ausfälle in beson­
ders wichtigen Schlüsselindustrien erfolgen, oder wenn das 
gesamte Organisationssystem unserer hochindustria lisierten 
Volkswirtschaft zusammenbricht25

) . " Eine so schwer getroffene 
Gesellschaft wird nicht mehr mit unverletzten Gesellschaften 
konkurrieren und sich ohne deren aktive Hilfe auch nicht 
selbst wieder herstellen können . Sie wird ebensowenig in eine 
moderne konkurrenzfähige Agrargesellschaft überführt werden 
können . Wenn sie in einen Zustand bloßer Subs istenzwirt­
schaft zurücksinkt, so wird sie vermutlich nicht einmal alle 
Überlebenden ernähren können 26) Die Frage, ob eine wirt­
schaftliche Erholung möglich ist, hängt insbesondere davon 
ab, was in der betreffenden Auseinandersetzung unserer 
Umwelt zustößt und ob sie uns nachher Hilfe gewähren kann 
und will. 

Daraus folgt : Wenn die Abschreckungspolitik versagt -
und es sprechen einige Argumente dafür, daß ihre Wirksamkeit 
verlorengeht, wie wir in dem Abschnitt über Kriegswahrschein­
lichkeiten ausgeführt haben - , gibt es für die Bundesrepublik 
keine wirksame Verteidigungsmöglichkeit mehr. An dieser Er­
kenntnis müssen sich alle zukünftigen sicherheitspolitischen 
Erwägungen orientieren . Dabei spielt die Überlegung eine 
große Rolle, daß vermutlich kaum die Eskalation militärischer 
Konflikte verhindert werden kann (die Abschreckungsstrategie 
stellt eine eventuelle Eskalation ja bewußt in Rechnung) , so 
daß mit großer Wahrscheinlichkeit in einer derartigen Ausein­
andersetzung die Bundesrepublik als lebensfähige Industrie­
gesellschaft ausge löscht wird . 

Schließlich muß in d iesem Zusammenhang berücksichtigt 
werden , daß die einsatzfähigen Waffenpotentiale schon heute 
bei weitem ausreichen, um z. B. alles Leben in der 
Bundesrepublik zu vernichten . Die konsequente Verfolgung 
verschiedener Eskalationsstufen rückt auch dieses Kriegsbild 
in den Bereich des Möglichen . 

Betrachtet man nun noch die zeitliche Entwicklung in der 
Zahl militärischer Konflikte, so gelangt man zu höchst beun­
ruhigenden Ergebnissen27

). wenn man die in Abbildung 2 dar­
gestellten Kurven in die Zukunft extrapoliert. 

Aus allen vorangegangenen Überlegungen ergibt sich mit 
zwingender Notwendigkeit die Forderung, wirksame Methoden 
der Friedenssicherung zu entwickeln. Fortsetzung folgt 

Bevölkerungsschutz - ZB , Sonderausgabe Februar 1969, Se ite 8 H. 
23) Ber icht der Bundesregierung ... , a. a. O. 
24) Kriegstolgen und Kriegsverhütung ... , a. a. 0 ., Seite 6. 
25) Kriegstolgen und Kriegsverhütung ... , a. a. 0 ., Seite 7. 
26) Ebenda. 
27) Nach A. Buchan : Die Zukunft des Krieges .. . , a. a. 0 ., Sei te 156. 



I m Schutzraumbau werden 
üblicherweise diejenigen 

Schutzbauten, bei denen zu­
mindest der Aufenthaltsraum 
für die Schutzrauminsassen 
kugel- oder eiförmig ist, als 
Kugelschutzbauten bezeich­
net. 

Im Hinblick darauf, daß 
möglicherweise der Schutz­
raumbau durch Förderungs­
maßnahmen des Bundes eine 
Verstärkung erfährt, erscheint 
es schon aus volkswirtschaft­
lichen Gründen notwendig, 
Vor- und Nachteile der ver­
schiedenen Schutzbausyste­
me einem kritischen Vergleich 
zu unterziehen . 

Hierzu ist jedoch die weit­
gehende Kenntnis der den 
einze lnen Systemen innewoh­
nenden Möglichkeiten erfor­
derlich. Es erscheint daher 
angebracht, einmal hinsicht­
lich eines Schutzbausystems, 
nämlich der sogenannten Ku­
gelschutzbauten, die dem 
Verfasser bekanntgeworde­
nen Konstruktionsprinzipien 
zusammenzustel len und der 
interessierten Fachwelt vorzu­
legen. 

Die Kugelschutzbauten 
zeichnen sich wegen der dop­
pelten Gewölbewirkung ihrer 
Außenhaut durch besonders 
dünne Umfassungswände 
aus, da sie bei konstanter 
äußerer Druckbelastung nur 
Druckspannungen aufzuneh­
men haben. Dadurch eignet 
sich besonders Stahlbeton 
als Baumaterial für derartige 
Schutzbauten. 

1. Unterirdische Kugelschutz­
bauten mit oberirdischem 

Eingangsbauwerk 

Die statischen Vorteile 
derartig geformter Hohlkörper 
für den Schutzraumbau in 
neuerer Zeit auszunutzen, geht, 
zumindest was die Zeit nach 
dem Ersten Weltkrieg betrifft, 
entgegen der Darstellung von 
Finsterwalder und Kern in " Be­
trachtungen zur Entwicklung 
eines Schutzbaues in Kugel­
form " , erschienen in Zivil­
schutz, Heft 12, 1961 , Seiten 
416 bis 422, und " Betrachtun­
gen zur Entwicklung eines 
Schutzhauses in Kugelform " , 
erschienen in der Zeitschrift 
"Architekt und Ingenieur " , 
Heft 4, 1962, Seiten 144 bis 

Konstruktions­
prinzipien 

bei 
Kugelschulz · 

bauten 

Von Dr.-Ing. Harry Adam 

148, nicht von den Untersu­
chungen von Laible in den 
letzten Jahren des Zweiten 
Weltkrieges aus, sondern 
basiert auf Entwicklungen von 
Schindler ' ) aus den Jahren 
1936/37. 

Schindler hat am 4. März 
1936 ei nen Schutzbau mit 
hohlkugelförmigem Aufent­
haltsraum beim schweizeri­
schen Patentamt zum Patent 
angemeldet, das ihm unter 
der Nr. 191040 erteilt worden 
ist. Außerdem hat Schindler 
über diesen Schutzbau in der 
"Schweizerischen Bauzei­
tung ", Band 111 , 1937, Seite 
69 berichtet. 

Der Schutzbau von 
Schindler weist bereits 
wesentliche Konstruktions-
merkmale auf, die auch 
heute, trotz der höheren 
Waffenwirkungen , noch Gül­
tigkeit haben. 

In Fig . 1 ist der Schutzbau 
im Längsschnitt und in einem 

Horizontalschnitt durch den 
Aufenthaltsraum dargestellt. 
Danach befindet sich der 
hohlkugelförmige Aufenthalts­
raum 1 gänzlich unter der 
Erdoberfläche. Dabei kann 
nach Schindler die Hohlkugel 
aus Gußstahl oder Stahlbeton 
bestehen. Oberhalb dieses 
Aufenthaltsraumes 1 weist 
der Schutzbau ein oberirdi­
sches Eingangsbauwerk 7 
auf, dessen haubenförmige 
Spitze als Ablenkspitze 9 ge­
gen Fliegerbomben, entspre­
chend der damaligen Auf­
fassung, ausgebildet ist. 

Der Aufenthaltsraum 1 ist 
gegen das Eingangsbauwerk 
7 durch eine Druckklappe 5 
abgeschlossen, die gegen die 
Wirkung von Bombenexplo­
sionen schützen soll. Neben 
einem Vorratsraum 6 ist im 
Aufenthaltsraum 1 auch eine 
umlaufende Sitzbank einge­
baut. 

Bemerkenswert ist, daß 

der Schutzbau von Schindler 
bereits einen Lüfter 2 auf­
weist, der von Hand oder 
elektrisch angetrieben wer­
den konnte und die Luft über 
ein Ansaugrohr 4 dem Erdbo­
den 10 entnimmt. Hier ist 
also bereits das Prinzip der 
sogenannten Erdfilter ange­
wendet worden . 

Das Eingangsbauwerk 7 
weist zwei Türen 8 auf, die 
druckfest ausgebildet sind 
und Schutz gegen flüssige 
und gasförmige Kampfstoffe 
bieten sollen; damit erfüllt es 
zugleich die Funktion einer 
Gasschleuse. 

Die Türen 8 öffnen sich 
nach außen und setten dem 
Druck von außen einen grö­
ßeren Widerstand entgegen 
als Druck von innen. Da sie 
gegenüberliegend angeordnet 
sind , kann , falls eine Tür 
durch einseitigen äußeren 
Druck nachgibt, durch den 
ansteigenden Innendruck die 
andere Tür geöffnet werden, 
so daß ein Druckausgleich 
möglich ist und der Über­
druck nicht gegen die Druck­
klappe 5 oberhalb des Auf­
enthaltsraumes 1 wirken 
kann. 

Der Vollständigkeit halber 
ist noch anzumerken, daß das 
Eingangsbauwerk mit einem 
Periskop und mit schußsiche­
ren Beobachtungsöffnungen 
zur Beobachtung der Umge­
bung sowie gegebenenfalls 
mit verschließbaren Schieß­
scharten versehen werden 
kann, so daß es auch als 
Kampfstand verwendbar ist. 

Schinpler gibt ferner an , 
daß Eingangsbauwerk und 
Aufenthaltsraum im Werk ge­
trennt gefertigt und dann an 
der Baustelle zusammenge­
setzt werden können. Ferner 
sieht er vor, daß die Außen­
wände gegen Explosionswir­
kungen durch äußere Ortbe­
tonschalen verstärkt werden 
können. 

Zusammenfassend können 
dem Vorschlag von Schindler 
folgende noch heute gültige 
Konstruktionsprinzipien ent­
nommen werden : 

1. Aufenthaltsraum und 
Eingangsbauwerk können als 
Fertigteile im Betonwerk her­
gestellt werden; 
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Fig. 1: 1 Kugelförmlger Aufenthaltsraum, 2 Lüfter, 3 SItzbank, 
4 Ansaugrohr, 5 Druckklappe, 6 Vorratsraum, 7 EIngangsbau­
werk, 8 Türen, 9 AblenkspItze, 10 Erdboden, 11 Verstärkun­
gen In Ortbeton. 

2. der Aufenthaltsraum 
liegt völlig unter der Erdober­
fläche ; 

3. im Aufenthaltsraum 
sind Vorratsräume, Sitzgele­
genheiten und eine Belüf­
tungsvorrichtung eingebaut ; 

4. die Belüftungsvorrich­
tung besteht aus ein·em hand­
bzw. elektrisch-betriebenen 
Lüfter, der die Luft über 
einen Erdfilter ansaugt ; 

5. der Aufenthaltsraum ist 
gegen das Eingangsbauwerk 
durch eine Abschlußtür abge­
schlossen ; 

6. das Eingangsbauwerk 
ist zugleich Gasschleuse. 

2. Kugelschutzbauten mit 
unterirdischem 

EIngangsbauwerk 

Dieser Schutzbau von 
Schindler erfuhr von Laible2

) 

dann weitere Verbesserun­
gen (Fig . 2) . Das Eingangs­
bauwerk liegt zum Beispiel 
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unterhalb der Erdoberfläche. 
Hierzu ist die Hohlkugel mit 
dem Aufenthaltsraum 1, in dem 
eine mit einer Druckklappe 4 
abgeschlossene Eingangsöff­
nung 2 und eine Sitzbank 
vorgesehen ist, in eine kreis­
förmige Grube im Erdreich 13 
derart abgesenkt, daß sich 
die Hohlkugel mit ihrer unte­
ren Aufstandsfläche etwas in 
das Erdreich 13 hineindrückt 
und um die Hohlkugel herum 
ein Ringraum 8 verbleibt. 
Dieser Ringraum 8 wird nach 
oben durch Abdeckbohlen 6, 
die z. B. aus Stahlbeton be­
stehen, abgedeckt, wobei sich 
die Abdeckbohlen 6 einerseits 
auf das Erdreich 13 und auf 
eine auf der Hohlkugel aufge­
brachte Verstärkung 5 aus 
Ortbeton abstützen. Auf diese 
Abdeckung wird eine zusätz­
liche Erdschicht 7 aufge­
bracht. Hierzu wird zweckmä­
ßig der anfallende Aushub 
verwendet. 

Innerhalb des nun unterirdi­
schen Ringraumes 8 ist im 
Bereich der Eingangsöffnung 
2 zum Aufenthaltsraum 1 die 
Schleuse 9 eingesetzt, die 
aus einem mit einer Zugangs­
öffnung 11 versehenem 
Wandteil 10 und einem weite­
ren Wandteil 12 besteht. Da 
Zugangsöffnung 11 und Ein­
gangsöffnung 2 senkrecht zu­
einander stehen, erfährt der 
Explosionsdruck eine Abwin­
kelung , so daß die Druck­
klappe 4 geringer bean­
sprucht wird , als wenn der 
Druck nicht abgelenkt auftref­
fen würde. 

Damit hat Laible bereits 
1944 ein weiteres, noch heute 
praktiziertes Konstruktions­
prinzip gefunden. Wesentlich 
sind ferner die Erkenntnisse 
Laibles, daß die Hohlkugel 
zweckmäßig kreuzweise be­
wehrt wird , daß die Beweh-

5 
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rung im Bereich des größten 
äquatorial li egenden Kreises 
verstärkt werden sollte, und 
daß man die Bewehrung aus 
mehreren Kugelsegm enten 
zusammensetzen kann, die 
an ihren überlappenden 
Rändern in geeigneter Weise 
miteinander verbunden wer­
den. 

Laible weist auch darauf 
hin , daß man die Hohlkugel 
sowohl im Gießverfahren als 
auch im Spritzverfahren 
herstellen kann . Beim Spritz­
verfahren wird eine geeignete 
Blase, die mit Wasser gefüllt 
ist, als Innenschalung ver­
wendet. Diese Innenschalung 
kann zugleich zum Verdichten 
des Betons verwendet wer­
den, falls man die Wasser­
füllung in Vibration versetzt. 

Erwähnenswert ist ferner, 
daß Laible bereits anregt, das 

13 

Fig. 2: Schutzbau nach Schlndler; Horlzontal- und Vertikal­
Schnitte. 1 Aufenthaltsraum, 2 EIngangsöffnung, 3 Sitzbank, 
4 Druckklappe, 5 Verstärkung In Ortbeton, 6 Abdeckbohlen, 
7 Erdschicht, 8 RIngraum, 9 Schleuse, 10 WandtelI, 11 Zu­
gangsöffnung, 12 WandtelI, 13 Erdreich. 
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Schldzbalden 

Fig. 3: 1 Aufenthaltsräume, 2 Eingangsbauwerk, 3 Zugang, 
4 Notausstieggang, 5 NotausstIegschacht, 6 Betonsteine. 

Eingangsbauwerk als halb ku­
gelförmige Kalotte seitlich an 
die Hohlkugel anzusetzen. 

Laible fügt also den gülti-
gen Konstruktionsprinzipien 
noch hinzu : 

7. das Eingangsbauwerk 
ist unter der Erdoberfläche ; 

8. die Zugänge von Ein­
gangsbauwerk und Aufent­
haltsraum sind gegeneinan­
der abgewinkelt; 

9. das Eingangsbauwerk 
kann als halbkugelförmige 
Kalotte ausgebildet sein ; 

10. es wird kreuzweise Be­
wehrung verwendet, die in 
Segmenten aufgeteilt sein 
kann; 

11 . im Bereich des größten 
Kreises wird eine Verstär­
kung der Bewehrung vorge­
nommen ; 

12. die Hohlkugel kann 
auch mit aufblasbarer Innen­
schalung hergestellt werden; 
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13. daß man den Beton 
durch Vibration des Füllmit­
tels der Innenschalung ver­
dichtet. 

3. Unterirdische Kugelschutz­
bauten mit Notausstieg 

Das von Laible unter Zift. 9 
angegebene Konstruktions· 
prinzip, das Eingangsbauwerk 
als halbkugelförmige Kalotte 
auszubilden, ist dann ab 1951 
in Deutschland für einen nicht· 
genannten Erfinder patentierl 
worden 3) . 

Der in Fig . 3 dargestellte 
Schutzbau ist bereits gegen 
atomare Waffenwirkung kon­
zipiert. Man kann den Schutz­
bau durch einen Zugang 3 di­
rekt vom Gebäude her betre­
ten und kommt in das Ein­
gangsbauwerk 2, das als Ku­
gelkalotte ausgebildet ist. 
Vom Eingangsbauwerk 2 ge­
langt man in zwei hohlkugel­
förmige Aufenthaltsräume 1, 

die Belüftungsanlagen auf­
weisen . Außerdem beginnt 
am Eingangsbauwerk 2 ein 
schräg nach oben führender 
Notausstieggang 4, der in ei­
nem Notausstiegschacht 5 en­
det. Der Notausstiegschacht 5 
weist zwei Ausstiegöffnungen 
auf, die gegen Strahlenwir­
kung mit Betonsteinen 6 ver­
sch lossen werden können. 

Ferner regt der Erfinder 
an, die Rotationskörper aus 
Kugelsegmenten herzustellen , 
die dann zusammengesetzt 
und deren Fugen mit Zement­
mörtel geschlossen werden. 

Interessant ist an dem 
Vorschlag außerdem, daß 
erstmalig in der Fachliteratur 
auf die Friedensnutzung von 
Schutzbauten hingewiesen 
wird. 

Diesem Vorschlag kann 
man folgende weitere Kon­
struktionsprinzipien entneh­
men: 

14. die Schutzbauanlage 
besteht aus mehreren Hohl­
kugeln; 

15. mehrere Hohlkugeln 
si nd an einem gemeinsamen 
Bauteil angesch lossen ; 

16. die Schutzbauanlage 
weist einen Notausstieg auf; 

17. gegen Strahlung wer­
den Betonsteine in die Not­
ausstiegsöffnungen einge­
setzt ; 

18. die Hohlkugeln kön­
nen 'lU, mehreren 8egmen­
ten bestehen, die dann zu­
sammengesetzt werden ; 

19. die Schutzbauanlage 
kann auch im Frieden als 
Vorratsraum genutzt werden. 
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Einen Kugelschutzbau , der 
geringfügige Beweg ungen 
machen kann , ohne daß die 
Verbindung zu den übrigen 
Bauteilen der Schutzbauanla­
ge zerstört wird, haben dann 
Tannerbauer und Trautmann 
entwickelt4

) (Fig . 4). 
Auch dieser Kugelschutz­

bau ist vom Hauskeller her 
zugänglich . Die Zugangstrep­
pe 3 ist von der Hauswand 
getrennt und mit einem Zwi­
schenbauwerk 2 verbunden, 
das Ausnehmungen aufweist, 
in die Nasen des Aufenthalts­
raums 1 eingreifen. Die Ver­
bindung ist mit großem Spiel 
ausgestattet, so daß sich die 
Teile gegeneinander bewe­
gen können. 

Bemerkenswert an diesem 
Schutzraum ist ferner noch 
der Notausstieg 4, der über 
eine Fluchtröhre mit dem 
Aufenthaltsraum 1 in Verbin­
dung steht, wobei ebenfalls 
an der Anschlußstelle großes 
Spiel zwischen den Bauteilen 
vorhanden ist. 

Im unteren Teil des Not­
ausstiegs 4 ist ein Raum für 
Trümmer vorgesehen, so daß 
die Fluchtröhre nicht durch 
Trümmer verstopft werden 
kann. Die dort offenbarte 
Ausbildung des Notausstiegs 
ist bei weiteren Schutzbauten 
abgewandelt worden , indem 
in dem unteren Teil des Not­
ausstiegs der Grobsandfi Iter­
raum eingebaut wird. 

Dieser Konstruktion kann 
man somit als Konstru kt ions­
merkmale entnehmen: 

20. die Hohlkugel wird be-
weglich mit den übrigen 
Schutzbauteilen verbunden; 

Fig. 4: 1 Aufenthaltsraum, 2 Zwischenbauwerk, 3 Zugangstreppe 
(zugleich Schleuse), 4 Notausstieg. 



21. der Notausstieg weist 
in seinem unteren Teil einen 
freien Raum auf, der entwe­
der als Raum für herabfal­
lende Trümmer dient oder die 
Grobsandfilterräume aufneh­
men kann . 

4. Unterirdischer Kugelschutz­
bau mit aufgesetztem unter-
irdischem Eingangsbauwerk 

Während die bisher ge­
nannten Schutzbauten die 
Tendenz erkennen lassen, die 
Schutzbauteile nebeneinander 
anzuordnen, hat Elbert5) das 
Eingangsbauwerk ähnlich 
Schindler') oberhalb des 
Aufenthaltsraumes angeord­
net. Jedoch befindet sich das 
Eingangsbauwerk ebenfalls 
unterhalb der Erdoberfläche 
(Fig . 5) . 

Das wesentliche Anliegen 
Elberts war jedoch nicht die­
se konstruktive Variante , son­
dern die Verwendung einer 
verlorenen Innen- und Außen­
schalung aus Asbestzement­
platten mit einer inneren Git­
terwerksaussteifung . 

Diesen Gedanken von EI­
bert, das Eingangsbauwerk 
auf den Hohlkörper aufzuset­
zen, hat Franck6

) konsequent 
weiterverfolgt. Dabei ist das 
Eingangsbauwerk zugleich 
wieder als Schleuse mit ei­
nem oberen und einem un­
teren Abschluß ausgebildet 
worden (Fig . 6). 

Das Eingangsbauwerk ist 
als seitlich abgeplattetes Teil 
fest mit dem Aufenthaltsraum 

verbunden und nimmt zu­
gleich den Grobsandfilter auf. 

Durch diese besondere 
Formgebung können an dem 
Kugelschutzbau nach Franck 
auch keine Schäden entste­
hen. falls der Schutzbau 
durch Explosionswirkungen 
örtlich versetzt werden sollte. 
Oberhalb des Schutzbaus ist 
noch eine zusätzliche Ab­
deckhaube aus Kunststoff an­
bringbar, sofern das notwen­
dig sein sollte. Außerdem ist 
eine Verbindungsklappe vor­
gesehen, damit der Schutz­
bau mit einem gesonderten 
Ausstieg oder mit einem Ver­
bindungsgang zu weiteren 
Schutzbauten verbunden wer­
den kann. 

Den Kugelschutzbauten 
nach Franck und Elbert las­
sen sich folgende Lehren ent­
nehmen : 

22. das unterirdische Ein· 
gangsbauwerk kann auf den 
Aufenthaltsraum aufgesetzt 
werden ; 

23. das Eingangsbauwerk 
kann zugleich als Schleuse 
und als Grobsandfilter ausge­
bildet sein. 

Zusammenfassung 

Betrachtet man die in die­
sem Aufsatz herausgearbei­
teten 23 Konstruktionsprin­
zipien , dann lassen sich Vor­
und Nachteile der sogenann­
ten Kugelschutzbauten un­
schwer herauskristallisieren. 
Der Vorteil der dünnwandi­
gen Hohll~ugeln für die Auf-

II~ 

Fig. 5: 1 Aufenthaltsraum, 2 Eingangsbauwerk, 3 Verschluß. 

Sch,"zbau~en 

Fig. 6: 1 Aufenthaltsraum, 2 Eingangsbauwerk (zugl. Schleuse), 
3 Gasklappe, 4 Druck~lappe, 5 Grobsandfilter, 6 Abdeckhaube, 
7 Verbindungsklappe. 

enthaltsräume liegt in der 
Materialersparnis ; damit ver­
ringert sich das Transportge­
wicht, und man kann die 
Hohlkugeln günstig im Beton­
werk vorfertigen . Um das 
Transportgewicht weiter zu 
reduzieren , kann man auch 
die Hohlkugeln am Ort mit 
verlorener Schalung gießen. 
Schl ießt man den Schutzbau 
direkt an ein Gebäude an, 
dann empfiehlt sich die Tren­
nung von Eingangsbauwerk 
und Aufenthaltsraum, die 
dann nebeneinander ange­
ordnet werden. 

Steht der Schutzbau al­
lein , dann dürfte der Schutz­
bau mit obenliegendem Ein­
gangsbauwerk größere Vor­
teile haben, auch dann, wenn 
die erforderliche Baugrube 
tiefer sein muß als bei 
Schutzbauten mit nebenein­
anderliegenden Bauteilen. 

Da die Wanddicke der 
Hohlkugeln gering ist, müs­
sen sinnvollerweise die Ku­
gelschutzbauten als unterirdi ­
sche Schutzbauten mit einer 
Mindestüberdeckung ausge­
führt werden . 

Aus konstruktiven Grün­
den und um die vorgenann-

ten Vorteile möglichst optimal 
ausnutzen zu können , ist der 
Durchmesser der Hohlkugeln 
begrenzt, so daß Großschutz­
räume als Kugelschutzbauten 
nicht sinnvoll wären. 

Demnach eignen sich Ku­
gelschutzbauten als EinzeI­
schutzbauten für Einfamilien­
häuser bis zu einer Schutz­
rauminsassenzahl von ca. 6 
bis 10 Personen. Falls mehr 
Personen unterzubringen 
sind, dürften sich Schutzbau­
anlagen aus mehreren Hohl­
kugeln mit Verbindungsgän­
gen empfehlen. 

Somit steht dem baulichen 
zivilen Bevölkerungsschutz in 
den unterirdischen Kugel­
schutzbauten ein Bausystem 
zur Verfügung, das in Gebie­
ten mit aufgelockerter Bebau­
ung den Bedürfnissen gut an­
paßbar und dennoch kosten­
günstig ist. 
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Notwendig erscheint es, für die Be­
urteilung des Beladungszustandes 

von in Gebrauch befindlichen Schweb­
stoffiltern für die ABC-Schutzbelüftung 
standfester oder beweglicher Räume 
Meßmethoden einzuführen, die eine 
zweifelsfreie Entscheidung ermöglichen. 
Damit gekoppelt ist gleichzeitig die Er­
stellung von Richtlinien , auf Grund 
derer an hand der ermittelten Meßdaten 
der Zeitpunkt des Filterwechsels ange­
geben werden kann. Es ist jedoch eine 
ganze Reihe von Vorbedingungen uner­
läßlich , um mit entsprechenden Meß­
methoden unzweideutige Ergebnisse zu 
erhalten . 

1. Lüfter 

Unabdingbare Voraussetzung für 
eine ausreichende Belüftung des 
Schutzraumes ist ein Gebläse mit 
einem genügenden Überschuß sowohl 
an Luftdurchsatz als auch im Erzeugen 
eines bestimmten Gesamtdruckes [1] . 
Der Gesamtdruck, den ein Gebläse be i 
der Belüftung eines Schutzraumes er­
zeugen muß, setzt sich zusammen aus 
dem Druckabfall am Vorfilter, am 
Schwebstoffilter, am Gasfilter, an dem 
Gesamtleitungssystem und dem Über­
druck, der im Schutzraum erzeugt wer­
den muß, um das Eindringen von 
Kampfstoffen durch Winddruck zu ver­
meiden. 

Eine noch ins Gewicht fallende 
Kampfstoffkonzentration ist allerdings 
nur bei geringen Windstärken bis maxi­
mal 3 der Beaufortskala (Windge­
schwindigkeiten von 5 bis 7 m/sec) zu 
erwarten [2] . Das entspricht einem 
Staudruck von ungefähr 2 bis 5 mm WS. 
Ein Überdruck von maximal 10 bis 15 
mm WS dürfte ausreichen, um mit 
Sicherheit ein Eindringen von Kampf­
stoffen auszuschließen. Um ein Zusam­
menbrechen des Gesamtdruckes beim 
Öffnen von Schleusentüren zu vermei­
den, sollten Schleusen aus dem Haupt­
schutzraum über definiert verstellbare 
Öffnungen in der Weise belüftet wer­
den, daß eine Druckdifferenz zwischen 
Hauptraum und Schleuse besteht, die 
Schleuse aber immer noch einen 
Überdruck gegenüber dem Außendruck 
besitzt. 

Erwägenswert wäre auch , die Klap­
pen vom Hauptraum zur Schleuse beim 
Öffnen der Schleusentür zu schließen , 
um so den Überdruck im Hauptraum 
aufrechtzuerhalten und die Belastung 
der Filter mit einem zu hohen Luft­
durchsatz auszuschließen . 

Die Luftführung innerhalb der 
Schleuse sollte so gestaltet werden , 
daß eine optimale Durchspülung mit 
Luft erfolgt. Unterstützt werden könnte 
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Schutz bauten 
dieses Ziel durch eine entsprechende 
bauliche Gestaltung der Schleuse, und 
zwar derart, daß keine toten Winkel vor­
handen sind. 

Der notwendige stündliche Luft­
wechsel für einen Schutzraum sollte 
sich im Minimum auf das 4fache des 
Schutzraumvolumens belaufen, wün­
schenswert ist ein höherer Luftdu rch­
satz bis zum 10fachen [3, 4] des Raum­
volumens. Es muß gewährleistet sein , 
daß die geförderte Luft du rch definiert 
verstellbare Abluftöffnungen entweichen 
kann , da sich sonst zwar im 
Schutzraum ein relativ hoher Druck auf­
baut, Frischluft jedoch wenig oder gar 
nicht mehr gefördert wird. Aus dem für 
die Lüftung des Raumes benötigten 
Luftdurchsatz und der Nennluftmenge 
des Schwebstoff-Filters bzw. des Gasfil­
ters, das eingesetzt werden soll , errech­
net sich die Anzahl der erforderlichen 
Filter. 

Bei der Beaufschlagung mit 
Schwebstoffen erhöht sich der Wider­
stand , den das Filter dem Durchgang 
der Luft entgegensetzt, gleichzeitig 
sinkt damit die geförderte Luftmenge 
ab. Die Charakteristik des verwendeten 
Gebläses, d. h. die grafische Darstel­
lung der Abhängigkeit der vom Gebläse 
in der Zeiteinheit geförderten Luft­
menge von der Änderung der Gesamt­
druckdifferenz am Lüfter, sollte deswe­
gen möglichst flach verlaufen, damit 
der Abfall der Fördermenge bei 
steigender Druckdifferenz nur langsam 
vonstatten geht. 

Wenn , wie eingangs erwähnt, das 
Gebläse eine größere Reserve in der 
Fördermenge und im Druck hat, so 
kann man diesen allmählichen Abfall 
der Fördermenge durch Regulieren von 
Drosselklappen in der Hauptleitung 
bzw. in einem Abzweig ins Freie aus­
gleichen. 

2. Beurteilung des Beladungs­
zustandes 

Eine qualitative Beurteilung des 
Beladungszustandes eines Schwebstoff­
filters ist meßtechnisch möglich durch 
die Erfassung der Druckdifferenz über 
dem Filter. Diese Druckdifferenz ist ein 
Maß für den Widerstand, den das Filter 
dem Hindurchtreten der Luft entgegen­
setzt. Aus der Überschreitung eines 
maximal zulässigen Filterwiderstandes, 
der als allgemein verbindliche Richtlinie 
(VTL-Grenze oder ähnl.) festgesetzt 
werden müßte, könnte man auf den 
Erschöpfungszustand des Filters schlie­
ßen. 

Es ist jedoch nicht möglich, diesen 
Meßwert für sich allein für die Beurtei-
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lung des Filterzustandes zu benützen. 
Einige Beispiele mögen dies verdeut­
lichen. 

Beispiel 1 : 

Die Anzeige des Filterwiderstandes 
habe den maximal zuläss igen Wert 
überschritten, trotzdem ist das Filter in 
Wirklichkeit noch nicht überladen. 

Grund : 

Irgendwelche Türen oder Abluftklappen 
sind weiter geöffnet als zulässig, da­
durch erniedrigt sich der Gesamtwider­
stand des Systems. Die Folge ist, daß 
die geförderte Luftmenge ansteigt, und 
einen höheren Druckabfall am Filter 
hervorruft. 

Beispiel 2: 

Der Widerstand des Filters sei normal. 
Trotzdem ist das Filter schon erschöpft. 

Grund : 

Abluftritzen oder -klappen oder Über­
druckventile sind ganz oder teilweise 
blockiert. Die Abluft kann nicht oder 
nur zum Teil entweichen. Infolge des 
höheren Widerstandes des Gesamt­
systems baut sich im Schutzraum ein 
größeret Überdruck auf, die Förder­
menge sinkt. Der geringere Luftdurchsatz 
ruft am Filter eine kleinere Druckdiffe­
renz hervor, als sie bei normalem 
Nenndurchfluß entstehen würde. 

Diese beiden Beispiele zeigen, daß 
man aus der alleinigen Ablesung der 
Druckdifferenz über dem Filter unter 
Umständen bei Störungen im Gesamt­
system falsche Schlüsse auf den 
Zustand des Filters ziehen kann. 

In der Tabelle auf der gegenüber­
liegenden Seite sind die einzelnen 
Fälle qualitativ gewertet noch einmal 
zusammengestellt, wobei bei Störungen 
im Gesamtsystem (Fälle 11 und 111) nur 
extreme Situationen angenommen wur­
den. Graduelle Unterschiede mit einer 
qualitativen Tabelle zu erfassen, ist 
äußerst schwierig, dies kann nur im 
Experiment direkt erfolgen. 

Man ersieht aus der Tabelle, daß 
sich eine wirklich eindeutige Aussage 
über den Filterzustand mit Hilfe einer 
Widerstandsmessung nur treffen läßt, 
wenn beim Luftdurchsatz der vorge­
schriebene Nenndurchfluß eingehalten 
wird . Prinzipiell sollte man bei Störun­
gen im Gesamtsystem versuchen, diese 
in der Zeitdauer möglichst kurz zu 
halten und die Fehler zu beseitigen 
bzw. anderweitig einen Ausgleich zu 
schaffen. 

Nimmt man das vorher angeführte 
Beispiel 1, bei dem zuviel Luft über 
unzulässig weit geöffnete Klappen oder 
Türen entweicht, so ist beim Eintreten 

dieses Falles pnmar dafür zu sorgen, 
daß die fehlerhaften Öffnungen ver­
schlossen werden . Ist dies nicht mög­
lich, so sollte man versuchen, statt 
dessen andere Öffnungen, die sich 
noch im Normalzustand befinden, zu 
schließen. Bei einem längeren, wesent­
lichen Überschreiten der vorgeschriebe­
nen Nennluftmenge ist nämlich auf 
Grund der höheren Geschwindigkeit 
der durch das Filter hindurchtretenden 
Luftmenge eventuell mit einem Absin­
ken des Abscheidegrades [5, 6, 7] und 
damit auch mit dem Eindringen von 
Kampfstoffen zu rechnen . Deswegen 
sollten auch nur Schwebstoffilter zum 
Einsatz kommen, deren Abscheidegrad 
über weite Bereiche der Anströmge­
schwindigkeit konstant ist [8] . 

Im Fall des Beispiels 2, bei dem der 
Luftdurchsatz infolge Blockierens von 
Öffnungen unter Normal sinkt, wird 
unter Umständen der Schutzraum mit 
zuwenig Frischluft versorgt. Für diese 
Situation sollte man bei der Konstruk­
tion des Schutzraumes regelbare Re­
serveklappen vorsehen, die im Normal­
fall geschlossen gehalten werden und 
in diesem Fall entsprechend geöffnet 
werden können . Im Notfall wäre hier 
auch eine Vergrößerung der geförder­
ten Luftmenge über ein Nachregulieren 
der unter 1 erwähnten Drosselklappe 
am Gebläse möglich , jedoch könnte 
dies Verfahren zu einem unzuträglich 
hohen Anstieg des Schutzrauminnen­
drucks führen . 

Im allgemeinen sollte die Lüfter­
regulierung nur zum Ausgleich des 
Verlustes an Fördermenge dienen, der 
durch das Ansteigen des Filterwider­
standes infolge der zunehmenden Be­
legung des Filters auftritt. 

Zur regelmäßigen Überwachung der 
ABC-Belüftungsanlage eines Schutzrau­
mes gehört nach dem eben Gesagten 
nicht nur die Messung der Druckdiffe­
renz über den Vor- und Hauptschweb­
stoffiltern, sondern auch die Bestim­
mung der Luftdurchflußmenge durch 
das Hauptschwebstoffilter und die 
Erfassung des Schutzraumüberdrucks. 
Nur wenn sich diese drei Größen im 
Normalbereich befinden , ist ein ein ­
wandfreies Arbeiten der Lüftungsanlage 
gesichert. Die quantitative Festlegung 
der jeweiligen zulässigen Normalmeß­
bereiche müßte direkt an den verschie­
denen Schutzraumtypen erfolgen, wobei 
diese Bereiche mit gewissen Toleran­
zen festgelegt werden sollten. 

Eine Aussage über den Zeitpunkt 
des Filterwechsels mit Hilfe der Druck­
differenzmessung über dem Schweb­
stoffilter kann nur erfolgen, wenn die 
Einhaltung des für das jeweilige Filter 



vorgeschriebenen Nenndurchflusses 
durch Messungen kontrolliert wird. 

Notwendig wäre es, die Toleranz­
grenze für die maximale Belastung der 
Schwebstoffilter so zu legen , daß der 
routinemäßige Wechsel der Filtereinsätze 
nicht erst vorgenommen wird , wenn 
die Filter praktisch kein Speicherver­
mögen mehr haben. Es könnten sich 
z. B. Filter schon vor dem Ernstfall mit 
anderen Schwebstoffen (Industrie etc.) 
derartig zusetzen, so daß unter un­
glücklichen Umständen kurz vor dem 
Zeitpunkt des Wechselns eine Beauf­
schlagung des Filters mit Kampfstoff 
erforderlich werden könnte. In diesem 
Fall hätten die Filter bei zu hoch ange­
setzter maximaler Belastungsgrenze 
(maximaler Filterwiderstand in mm WS) 
keine genügende Speicherkapazität 
mehr. Das könnte sich besonders nach­
teilig für kle inere Schutzräume auswir­
ken , die nur einen Belüftungsstrang 
haben und für den Filterwechsel prak­
tisch die gesamte Belüftungsanlage 
lahmlegen müssen. Dadurch würde der 
Schutzraum für die Dauer des Filter­
wechseis ohne Überdruck sein und die 
Gefahr des Eindringens von Kampfstof­
fen bestehen. Generell sollte man also 
durch entsprechende Maßnahmen , wie 
sie z. B. oben angeführt sind, versu­
chen, den Zeitpunkt für einen Filter­
wechsel möglichst in eine Zeit mit 
kampfstofffreier Atmosphäre zu ver­
schieben. 

3. Meßgeräte 

Was die Art der Meßgeräte betrifft, 
so sollten Typen verwendet werden , die 
eine Justierung in einer bestimmten 
Lage nicht erfordern und die stoßun­
empfindlich sind. Rotameter, U­
Rohrmanometer und ähnliche Geräte 
sollten möglichst nicht eingesetzt wer­
den. 

Die Durchflußmessung könnte even­
tuell mit Flügelradanemometern oder 
auch auf elektrischem Weg erfolgen. In 
diesem Fall wäre an das Prinzip der 
Messung von Strömungsgeschwindig­
keiten mit Hilfe von Heißleitern oder 
NTC-Widerständen zu denken . 

Bei der Druckmessung könnte man 
den Einsatz von Druckmeßdosen erwä­
gen. Zu bedenken ist hierbei allerdings, 
daß die Messung der Differenzdrücke 
gegen den Außendruck erfolgt, also 
eine direkte Verbindung zur Außenluft 
besteht. Bei den Zuleitungen muß dafür 
Sorge getragen werden , daß sie unbe­
dingt dicht sind und nicht das Eindrin­
gen von Kampfstoffen erlauben. Weiter 
sollten diese Instrumente gegen starke 
Luftdruckwellen unempfindlich sein. 

Bei ortsfesten Schutzräumen wäre in 
Erwägung zu ziehen , ob man die Meß­
werte nicht kontinuierlich mittels eines 
Mehrfachschreibers festhalten sollte. 
Dazu wäre allerd ings die Umwandlung 
aller Meßgrößen in elektrische erforder­
lich. 

Um ei ne gute Übersicht für den 
praktischen Umgang zu sichern , könn­
ten die jeweiligen Ober- und Untergren­
zen der Normalbereiche für die ent­
sprechenden Meßwerte auf den Meßge­
räten (Schreiber oder Skalengeräte) mit 
Markierungen festgehalten werden. 

4. Zusammenfassung 

Es wurden die Voraussetzungen für 
das einwandfreie Arbeiten von ABC-

Zustandsgrößen 

Schwebestoff- Luftaustritts-
filterzustand öffnungen 

neu 0 
1 erschöpft 0 

defekt 0 

neu + 
1I erschöpft + 

defekt + 

neu -

111 erschöpft -

defekt -

ferenzdruckes über dem Filter. Für eine 
ei nwandfreie Beurteilung und um eine 
eventuelle Herabsetzung der Abschei­
deleistung der Filter zu vermeiden , ist 
der vorgeschriebene Nennluftdurchsatz 
für die Schwebstoffilter einzuhalten . Zur 
Kontrolle des Durchsatzes durch die 
Filter ist der Einsatz eines Mengen­
durchflußinstrumentes erforderlich. 

Um den Gleichgewichtszustand des 
Gesamtlüftungssystems beurteilen zu 
können , muß als dritte Größe der 
Raumüberdruck meßtechnisch erfaßt 
werden. Prinzipiell so llen Nenndurch­
fluß und Raumüberdruck sich stets im 
vorgeschriebenen Normalbereich be­
wegen . Bei Störungen im Gesamt­
system sind diese so schnell wie mög­
lich zu beseitigen. 

Meßgrößen 

Filter- Nennluft- Raum-
widerstand durchsatz überdruck 

0 0 0 

+ - -

- + + 

+ + -

+ 0-+ + -

O~+ + -

- - + 
0-+ + - + 
0->-+ - + 

Qualitative Abhängigkeit der einzelnen Meßgrößen 
einer ABC-Schutzbelüftungsanlage 

bei verschiedenen Filter- und Gesamtsystemzuständen: 0 = Normalbereich, 
+ = oberhalb des Normalbereichs, 

Schutzbelüftungsanlagen besprochen. 
Weiter wurden Überlegungen ange­
stellt, wie man qualitativ den Bela­
dungszustand und damit den Zeitpunkt 
des Wechsels der Schwebstoffilter einer 
solchen Anlage im praktischen Betrieb 
bestimmen kann. 

Eine wichtige Voraussetzung ist das 
Vorhandensein eines Lüfters mit einem 
ausreichenden Überschuß an Luftdurch­
satz und Gesamtdruck. Die Möglichkeit 
zur Durchflußregulierung muß an die­
sem Gebläse vorgesehen sein . Im 
Schutzraum sollten definiert verstell­
bare Abluftöffnungen eingebaut se in. 

Die qualitative Bestimmung des Be­
ladungszustandes der Schwebstoffilter 
erfolgt an hand der Messung des Dif-

- = unterhalb des Normalbereichs 
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-rII1eCechn 
Probleme 

an Schlrizbalrien 

S chutzbauten, in denen 
Menschen im Katastro­

phenfall überleben sollen, 
müssen nicht zuletzt wärme­
technischen Anforderungen 
genügen. Bei einem solchen 
Katastrophenfall muß man 
nämlich davon ausgehen, daß 
die Schutzrauminsassen den 
Schutzraum für ei nen länge­
ren Zeitraum nicht verlassen 
können, obgleich das einge­
stürzte Gebäude über ihnen 
abbrennt. Darüber hinaus ist 
auch das Eingreifen von 
Löschmannschaften nur we­
nig wahrscheinlich . Um unter 
diesen Bedingungen zu über­
leben, darf das Schutzraum­

klima einen bestimmten 

Grenzwert nicht überschrei­

ten. Dieser Grenzwert wird 

durch die Lufttemperatur im 

Schutzraum in Verbindung 

mit ihrer Feuchtigkeit fest-
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gelegt. Dabei hängen diese 
beiden Größen von den Ab­
brandverhältnissen des Ge­
bäudes sowie den Wärme­
schutzmaßnahmen am Schutz­
raum ab. 

Der Einfluß der Luftfeuch­
te wird nicht näher unter­
sucht. Hier stellt sich die Fra­
ge : Welche Temperaturen tre­
ten beim Abbrennen eines 
eingestü rzten Gebäudes auf, 
und auf welchem Weg dringt 
die Wärme in den Schutz­
raum ein? Der zweite Teil der 
Frage läßt sich relativ leicht 
beantworten. Die Wärme wird 
hauptsächlich aufgrund von 
Wärmeleitung durch die 
Schutzraumdecke und die 
bauseitigen Schutzraumwän­
de transportiert und dringt 
zusätzlich mit der Zu luft in 
den Schutzraum ein, weil 
diese durch die Umgebungs-

bedingungen ebenfalls aufge­
heizt wird . 

Das Aufheizen eines 
Schutzraumes durch die bau­
sei tigen Wände bleibt hier 
au ßer Betracht. 

Betrachtet man die Wär­
meleitung durch die Schutz­
raumdecke , so müssen dafür 
die Abbrandbedingungen 
über dieser Decke bekannt 
sein . Um darüber Aussagen 
zu erha lten, sind drei ver­
schiedene "Abbrandmodelle " 
entwickelt worden . Alle drei 
Modelle gehen gemeinsam 
von folgender Überlegung 
aus: Ein Gebäude stürzt ein 
und bildet auf der Decke 
eines Schutzraumes einen 
Schuttmeiler aus brennbarem 
und inertem Material. Dabei 
soll diese Schüttung durch 
stehengebliebene Wand reste 
oder durch eingestürzte Dek-

ken seitlich begrenzt sein 
und somit in einem Schacht 
liegen. 

Das erste Modell geht nun 
davon aus, daß keine Luft 
von unten oder von den Sei­
ten an die möglichen Brand­
fronten gelangen kann . Die 
Schüttung liegt in einem 
Schacht und brennt langsam 
von oben nach unten ab. 

Dieses Abbrandmodell ist 
an der TU Braunschweig von 
Bürger ' praktisch untersuch! 
worden. Man konnte dort fest­
ste llen, daß beim Abbrennen 
eines solchen Schuttmeilers 
mittelere Temperaturen in der 
Brandfront von etwa 900 0 C 
auftreten. Die Abbrandge­
schwindigkeit beträgt 3 cm/h. 
Das bedeutet, daß bei einer 

• Bürger, D. : Zum Abbrennverhal­
ten von Schultkörpern , Dissertati on 
TU Braunschweig 1971 . 



Meilerhöhe von 1,2 meine Ab­
brandzeit von 40 Stunden 
auftritt. Für diese Versuche 
wurde Holzkohle als Brenn­
stoff gewählt, die in einem 
Verhältnis von 1 :10 mit Scha­
mottesplitt als inertem Mate­
rial gemischt wurde. Für die 
aufgetretenen Temperaturen 
von 9000 C in der Brandfront 
lassen sich an der Oberseite 
der Schutzraumdecke Tem­
peraturen von etwa 5000 C er­
warten . 

Ein zweites Modell ist an 
der TU Clausthal untersucht 
worden. Im Gegensatz zum 
ersten Modell hat hier die Luft 
von der Seite und von unten 
Zutritt zur Brandfront, so daß 
die Schüttung von unten nach 
oben abbrennt. Dieses Ab­
brandmodell wird "Schuttmei­
ler vom Typ Schachtofen " ge­
nannt, weil ähnliche Verhält­
nisse hinsichtlich des Ab­
brandverhaltens wie bei 
Schachtöfen zu erwarten sind. 

Bild 1 zeigt schematisch 
die Versuchsanlage dieses 
Meilertyps. Der Meiler besteht 
aus einem rechteckigen 
Schacht 1, 2, 3, der unten mit 
einer Betonplatte 4 ab­
schließt. Darüber befinden 
sich seitlich zwei Öffnungen, 
hier mit 5 bezeichnet. Die 
Betonplatte von 30 cm Dicke 
soll eine Schutzraumdecke si­
mulieren. Sowohl in dieser 
Betonplatte als auch im Mei­
lerschacht werden die Tem­
peraturen während des Ab­
brennens mit Thermoelemen­
ten gemessen. In den Meiler­
schacht wurden die gleichen 
Schüttungen wie im ersten 
Modell (Holzkohle/Schamotte­
splitt) eingesetzt. 

Bild 2 zeigt das Abbrand­
verhalten einer solchen Schüt­
tung bei einem Brennstoff­
verhältnis von 1:9 und einem 
Korndurchmesser des Scha­
mottesplitts von 60 mm. Es ist 
der Temperaturverlauf über 
die Zeit für verschiedene 
Ortshöhen eingetragen wor­
den. Maximal treten Tempe­
raturen von 11500 C nach 10 

Stunden auf. Die einzelnen 
Meßebenen gehen aus Bild 3 
hervor. 

In Bild 4 sind für diesen 
Abbrandversuch die Tempera­
turen in der Betonplatte auf­
getragen (I = Oberseite, IV = 
Unterseite der Betonplatte) . Die 
maximalen Temperaturen lie­
gen an der Oberseite der Be­
tonplatte bei 5700 C und an 
der Unterseite der Betonplatte 
bei 980 C. Die Temperaturen an 
der Oberseite der Betonplatte 
sind also deutlich niedriger als 
im Meilerschacht. Außerdem 
treten erst etwa 16 Stunden 
nach Brandbeginn die höch­
sten Temperaturen an der 
Plattenunterseite auf, die bis 
zu 12 Stunden fast unverän­
dert anhalten. 

Mit dieser Versuchsanlage 
wurden eine Reihe von Para­
metern variiert, wobei die 
wichtigsten das Brennstoff­
verhältnis und der Korndurch­
messer des Schamottesplitts 
waren . Diese Einflüsse haben 
zwar unterschiedliche Ergeb­
nisse gebracht, andererseits 

können aber die Ergebnisse 
der letzten beiden Bilder als 
charakteristisch für das Ab­
brandverhalten dieses Ab­
brandmodells gelten. Im Ver­
gleich zu dem vorangegan­
genen Modell treten also 

höhere Temperaturen auf. 

Als drittes Modell wurde 
das Abbrandverhalten eines 
Meilers untersucht, bei dem 
die Luft von allen Seiten Zu­
tritt zur Brandfront hatte und 
dessen Querschnitt so groß 
war, daß der Luftsauerstoff 
außerdem seitlich von oben 
an diese Brandfront gelangen 
konnte. 

Die Versuchsanlage wird 

schematisch in Bild 5 wieder­
gegeben. Auf der Betonplatte, 
die wiederum eine Schutz­
raumdecke simuliert, liegt die 
Schüttung aus Brennstoff und 
inertem Material. In die 
Schüttung sind Betonteile 
eingelagert, die größeren 
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Bild 1: Aufbau des Schuttmeilers vom Typ Schachtofen . 
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Bild 2: Temperaturverlauf im Schacht. 

Bild 3: Meßstelienplan für Schuttmeiler. 
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Bild 4: Temperaturverlauf in der Betonplatte. 
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Bild 6: Temperaturverlauf im Meilerschacht. 

Bild 7: Temperaturverlauf in der Betonplatte. 
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Trümmerstücken entsprechen. 
Die Schüttung wird durch 
seitliche Mauern gehalten, 
die über der Betonplatte 
einen Spalt von 70 mm 
haben , durch den der Luft­
sauerstoff an die Brandfront 
gelangen kann . Der Meiler 
brennt von unten nach oben 
sowie von der Seite zur Mitte 
hin ab. 

Das typisch e Abbrandver­
halten eines solchen Meilers 
zeigt Bild 6, in dem der Tem­
peraturverlauf für verschie­
dene Meßebenen nach Bild 5 
aufgetragen wurde. Man er­
kennt, daß gegenüber dem 
Schuttmeiler vom Typ Schacht­
ofen erstens niedrigere Tem­
peraturen auftreten (maximal 
8500 Cl und daß zweitens ge­
ringere Abbrandzeiten ermit­
telt wurden (etwa 5 Stunden) . 

Bild 7 zeigt den charakte­
ristischen Temperaturverlauf 
in der Betonplatte für die 
Plattenoberseite (Meßstellen a) 
und für die Plattenunterseite 
(Meßstelien d) . Die einzelnen 
Meßstelien gehen aus Bild 8 
hervor. Das Bild läßt ebenfalls 
erkennen, daß bei diesem Ab­
brand modell niedrigere Tem­
peraturen auftreten als beim 
vorangegangenen Schuttmei­
ler. An der Betonplattenober­
seite liegen die Temperaturen 
maximal bei 2800 C und an der 
Unterseite der Betonplatte bei 
maximal 700 C. Diese Werte 
sind also wesentlich "erträg­
licher" als die vorhin disku­
tierten . 

Bei diesem Abbrandmo­
dell wurde weiterhin , wie 
bereits erwähnt, der Einfluß 
größerer Trümmerteile unter­
sucht. Es konnte festgestellt 
werden , daß dieser Parame­
ter sich nur geringfügig auf 
das Abbrandverhalten der ge­
samten Schüttung auswirkt. 
Andererseits ist es von ent­
scheidender Bedeutung für 
die Temperaturen an der Ober­
und Unterseite der Schutz­
raumdecke, wie groß die 
Brandlast unmittelbar auf de­
ren Oberseite ist , und zwar 
weitgehend unabhängig von 

der sonstigen Belastung und 
den übrigen Abbrandverhält­
nissen der gesamten Schüt­
tung . Deshalb 5011 hier die 
Forderung unterstrichen wer­

den, den Schutzraum inner­
halb des Gebäudes so anzu­
ordnen, daß bei einem Ein­
sturz unmittelbar auf der 
Schutzraumdecke keine brenn­
baren Teile zu liegen kom­
men. Diese Forderung ist an 
sich trivial , ihre Bedeutung 
kann jedoch nicht stark genug 
hervorgehoben werden . 

Ein Vergleich der drei Ab­
brandmodelle zeigt, daß die 
höchsten Temperaturen beim 
Schuttmeiler Typ Schacht­
ofen, sodann beim Braun­
schweiger Abbrandmodell 
und die niedrigsten Tempera­
turen beim zuletzt diskutier­
ten Modell auftreten . In Wirk­
lichkeit werden sich Abbrand­
bedingungen einstellen , die 
zwischen den drei diskutier­
ten Modellen liegen . Um je­
doch auch die ungünstigsten 
Fälle miteinzubeziehen , sollte 
an der Oberseite der Schutz­
raumdecke mit einer Tempe­
raturbelastung von 5000 C 
über drei bis vier Stunden 
gerechnet werden . Entspre­
chend dieser Voraussetzung 
ist im Anschluß an die oben 
beschriebenen Versuche das 
zeitliche Temperaturverhalten 
der Schutzraumluft mit Hilfe 
eines mathematischen Mo­
dells ermittelt worden , um zu 
prüfen, ob ein Überleben der 
Schutzrauminsassen unter die­
sen Bedingungen überhaupt 
noch möglich ist. 

Bild 9 zeigt das Ergebnis 
dieser Berechnungen, die un­
ter wirklichkeitsnahen Vor­
aussetzungen, z. B. Luftwech­
sel, jedoch ohne Belegung 
des Schutzraums, durchge­
führt wurden . Aufgetragen ist 
wiederum die Temperatur ge­
gen die Zeit. Die ausgezoge­
nen Kurven gelten für die 
Temperaturen an der Unter­
se ite der Schutzraumdecke, die 
gestrichelten Kurven geben 
die Temperatur der Schutz­
raumluft wi eder. Das Bild 



zeigt den Einfluß von drei 
verschieden dicken Schutz­
raumdecken aus Beton. Wäh­
rend die Schutzraumluft bei 
einer 30 cm dicken Decke 
noch Temperaturen von 43° C 
annimmt, liegen diese Tem­
peraturen bei einer 50 cm 
dicken Betondecke bei maxi­
mal 31 ° C und bei einer 70 cm 
dicken Betondecke bei maxi­
mal 28° C. Man erkennt, daß 
die 30 cm dicke Betondecke 
den Schutzrauminsassen kei­
nen ausreichenden Wärme­
schutz gewährt. Deshalb wur­
den zusätzliche Berechnungen 
für 30 cm dicke Betondecken 
durchgeführt, die unterschied­
lich dicke Isolierschichten an 
ihrer Oberseite hatten. 

Als Beispiel dieser Be­
rechnungen kann Bild 10 
gelten. Die Auftragung und 
Kennzeichnung entspricht 
dem vorangegangenen Bild . 
Die Isolieru ng besteht aus 
einer Sandschicht von 4 und 
8 cm Dicke. Man erkennt 
anhand der auftretenden Luft­
temperaturen, daß minde­
stens eine Iso lierung mit 
einer 8 cm dicken Sand­
schicht vorhanden sein muß, 
um die Lufttemperatur im 
Schutzraum auf einen erträg­

li chen Wert « 32° C) abzu­
senken. Neben Sandschüttun­
gen werden auch andere Iso­
lierungen unterschiedlicher 
Dicke untersucht. Das wichtig­
ste Ergebnis ist unter den 
gewäh lten Voraussetzungen, 
daß auf jeden Fall an der 
Oberseite der Schutzraum­
decke eine zusätzliche Iso­
lierschicht angebracht werden 
muß. 

Bisher ist die wärmetech­
nische Belastung durch die 
Schutzraumdecke erörtert 
worden. Eingangs wurde er­
wähnt, daß für das thermi­
sche Versagen des Schutz­
raumes auch die Temperatur 
der Zul uft verantwortlich sein 

kann . Um diese Temperatur 
zu steuern, werden Sandfilter 
zur Wärmepufferung einge­

setzt. Daneben haben diese 
Filter noch ei ne Reihe von 

anderen wichtigen Aufgaben 
zu erfül len. 

Bei der wärmetechnischen 
Untersuchung dieser Sandfil ­
ter sollte festgestellt werden , 
nach welcher Zeit das Filter 
seine Wärmepufferwirkung ver­
liert, wenn die angesaugte 
Umgebungsluft eine bestimmte 
Temperatur, z. B. 170 oder 
200° C, hat. 

Die schematische Darstel­
lung der Versuchsanlage wird 
in Bild 11 wiedergegeben. 
Diese Versuchsanlage ent­
spricht den Bauvorschriften 
für Sandfilter im Zivilschutz. 
Zur Simulierung der im Brand­
fall aufgeheizten Luft wird 
diese mit dem Gebläse 1 ge­
fördert und in den Heizregi­
stern 2 auf die Versuchstem­
peratur aufgeheizt. Anschlie­
ßend wird sie durch das Sand­
filter geleitet. Am Sandfilter­
Ein- und Austritt sowie im 
Sandfilter wurden die Tempe­
raturen mit Thermoelementen 
gemessen. Die Luft aus dem 
Sandfilter wurde in einen 
Schutzraum geleitete, wo noch­

mals die Lufttemperatur und 
zusätzlich die Luftfeuchte ge­
messen wurden . 

In Bild 12 ist der Tempe­
raturverlauf über die Ze it für 
vier verschiedene Meßstelien 
im Sandfilter aufgetragen. Die 
Meßstelie 1 befindet sich im 
Filtereintritt, die Meßstelle 4 
im Filteraustritt. Die Meßstel­
len 2 und 3 liegen dazwi­
schen . Man erkennt das lang­
same Aufheizen des Filters 
durch die Zuluft. Nach 20 
Stunden beginnt die Tempe­
ratur am Filteraustritt anzu­
steigen. Dieser Anstieg ist in 
Abhängigkeit von verschiede­
nen Sandsorten untersucht 
worden . 

Bild 13 gibt einen Über­
blick der verschiedenen Ver­
suche, wobei nur die Luftaus­
trittstemperatur über der Zeit 
eingezeichnet wurde. Man er­
kennt, daß Sandfilter eine 
gute Wärmepufferwirkung be­
sitzen , die größtenteils länger 
als 20 Stunden anhält. Die 

Schutz bauten 
Kurven , bei denen das Filter 

eine besonders gute Wärme­
pufferung besitzt, gelten für 
Sandfilter, die bei Versuchs­
beginn trocken waren . In der 
Praxis muß man jedoch 
davon ausgehen, daß das 
Sandfilter eine bestimmte 
Menge an Feuchtigkeit aus 
der Umgebungsluft während 
seiner Lagerungszeit auf­

nimmt. Diese Wasseraufnah-

me hängt von der mittleren 
Lufttemperatur und -feuchte 
vor Gebrauch des Filters so­
wie vom verwendeten Filter­
sand ab. 

Schn," A- A 
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Der Einfluß der Feuchtig­
keit für verschiedene Filter­
sand geht aus Bild 14 
hervor. Die Auftragung ent­
spricht dem vorangegangenen 
Bild. In diesem Bild ist Xs die 
Sandfeuchte und XL die Luft-

:::11:':: J,J" "': 

Bild 8: Meßstellenplan für die Betonplatte. 
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Bild 9: Rechnerische Ermittlung des Aufheizverhaltens 
eines Schutzraumes. 

Bild 10: Rechnerische Ermittlung des Aufheizverhaltens 
eines Schutzraumes. 
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kennen. Beide Einflüsse kön­
nen sich überlagern und ver­
stärken. Man muß davon aus­
gehen , daß sich durch die 
erhöhte Zulufttemperatur die 
im Schutzraum auftretenden 
Temperaturen noch wesent­
lich gegenüber der alleinigen 
thermischen Belastung durch 
die Schutzraumdecke erhöhen. 
Das bedeutet, daß entweder 
die Schutzraumdecke stärker 
isoliert oder aber das Sand­
filter vergrößert werden muß. 
Welche Maßnahme man er­
greift, muß von Fall zu Fall 
entschieden werden , Auf­
grund bereits vorhandener Un­
terlagen kann man jedoch die 
Wirkung aller möglichen Maß­
nahmen relativ gut vorhersa­
gen. 

50 I 
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feuchte, Man erkennt, daß für 
alle Sandfeuchten bereits 
nach zwei Stunden ein erster 
Temperaturanstieg auf 28 bis 
38° C stattfindet, der um so 
höher liegt, je größer die 
Sandfeuchte ist. Diese Unter­
suchung zeigt, daß der Ein­
satz von Sandfiltern nicht un­
problematisch ist und daß 
man die Wasseraufnahme der 
Filtersande und die Luftfeuch­
tigkeit beachten muß. 

Bisher wurde außer acht ge­
lassen, daß die klimatischen 
Bedingungen im Schutzraum 
zusätzlich auch durch die 
Luftfeuchte festgelegt werden . 
Bei Brandbelastungen ist zu 
beachten, daß man mit erhöh­
ten Werten dieser Größe rech­
nen muß, weil nicht nur das 
Sandfilter, sondern vor allem 
auch die Betondecke erheb­
liche Wassermengen an den 
Schutzraum abgeben Im bau­
trockenen Zustand enthält eine 
Betondecke von 30 cm Dicke 
30 bis 40 Liter Wasser je 
Quadratmeter, so daß man an­
nehmen muß, daß die Schutz­
raumluft über einen großen 
Zeitraum mit Wasser gesättigt 
ist. Diese Fragen werden zur 
Zeit ebenfal ls untersucht. 
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Bild 13: Luftaustrittstemperatur als Funktion der Zeit 
(Versuche 1 -10). 
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Für die Beurteilung der kli­
matischen Verhältnisse im 
Schutzraum ist es nötig, das 
Zusammenwirken von Dek­
ken- und Zuluftbelastung zu 

Bild 14: Grobsandfilter. Luftaustrittstemperaturen für 
verschiedene Sand- und Luftfeuchtegrade. 
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Assuan und die 
mögliche Katastrophe 

E. O. Haering 
über ein neues Buch 

o er Assuan-Staudamm ist von Kairo 
879 Kilometer entfernt. Im Assuan­

see - er ist 550 Kilometer lang - wer­
den 164 Milliarden Kubikmeter Wasser 
gestaut. Diese Wassermassen bedeuten 
einmal Leben für Ägypten , zum ande­
ren aber stellen sie eine ungeheure Ge­
fahr dar. Wenn der Damm bricht, ster­
ben 25 Millionen Menschen in einer 
Sintflut. 

Wie es zu einer solch fürchterlichen 
Katastrophe kommen kann , hat Michael 
Heim spannend und zugleich beklem­
mend beschrieben'. Folgen wir seiner 
Schilderung . 

• Michael Heim: Assuan - Wenn der Damm 
bricht. Verlag Kurt Desch , München . 307 Sei · 
ten , 24 DM . 

Eine zionistische Fahne weht auf 
dem Assuanstaudamm . Aber die Israelis 
können sie nicht aufgestellt haben. 
Oder doch? Sirenen heulen über 
Assuan , U-Boot-Alarm wird gegeben . 
Die Israelis kommen , heißt es, alles 
zum Schutz des Dammes wird auf­
geboten. Immer mehr Fahnen, an Bo­
jen befestigt, werden ausgemacht, die 
Verwirrung wächst. Man vermutet Ein­
mann-Unterseeboote der Israelis, man 
denkt sogar an Bluff. MiG-Jäger sind 
im Einsatz, Russen natürlich auch. Sie 
hüten mit Technikern und Piloten den 
von ihnen aufgeschütteten Damm im 
Niltal. Daß es im eigenen Lande hef­
tige Gegner des Assuanstaudammes 
gibt, die ihn lieber heute als morgen 

abgetragen sähen , wird von Kairo 
überspielt. Dayan soll gesagt haben, 
der Assuanstaudamm stelle im Verteidi­
gungskonzept Israels einen entschei­
denden Faktor dar. Wenn also einer 
Ägypten unter Wasser setzt, meint ein 
führender Mann in Kairo, dann werden 
es nur die Israelis sein . 

Im Roten Meer häufen sich Bade­
unfälle mysteriöser Art. Eines ist allen 
Opfern gemeinsam : Sie werden von 
unbekannten Strömungen unter die 
Korallenriffe gezogen . Durch festge­
stellte Veränderungen an Korallenriff­
bänken kommen Wissenschaftler zu 
dem Verdacht, daß Süßwasser-Auf­
triebsströmungen auftreten. In Küsten­
abschnitten des Roten Meeres, die 
meist mit den Mündungsgebieten von 
Trockentälern identisch sind, werden 
bisher nicht registrierte Unterwasser­
strömungen erkannt. 

Ratlosigkeit mündet in Entsetzen : 
Das Süßwasser fließt aus dem Assuan­
see ab! Das durch die Randklüfte unter 
den Uferfelsen nach Nordwesten in die 
Libysche Wüste abfl ießende Wasser 
überflutet vier Dörfer in der Senke der 
Khärga-Oase. Das Volk ist aufgebracht. 
Der Damm muß weg, fordert es, der 
Damm wird alle töten . Machtkämpfe 
in der ägyptischen Junta entbrennen , 
heftig und grausam. Der Damm bleibt, 
auch seine Unterspülung bleibt. Der 
Assuanseespiegel fällt unaufhaltsam. 
Die Welt nimmt Anteil , um die Gefahr 
abzuwenden . Alle Erwägungen, die Erd­
spalten , durch die das Wasser ab­
fließt , zu schließen , vielleicht durch 
nukleare Sprengsätze oder mittels flüs­
sigen Ammoniaks zur Vereisung oder 
durch hydrophobe Kieselsäure, werden 
überprüft. Unter Leitung von Atomwis­
senschaftlern wird ein Aktionskomitee 
" Rettet Ägypten " gegründet. Ein deut­
sches Chemiewerk entwickelt ein Am­
moniak-Vereisungsverfahren, um den 
Untergrund des Staudammes durch In­
jektionen von flüssigem Ammoniak zu 
stabilisieren. 

Die Ammoniakkessel stehen bereit, 
das erste Bohrloch soll gefüllt werden , 
der Präsident ist anwesend. Attentäter 
schießen in die Druckkessel. In arm­
dickem Strahl quillt das Gas senkrecht 
aus dem Ventil , den Tod bringend 
allen , die das große Ereignis hatten 
miterleben sollen. Der Präsident über­
lebt. Das Ammoniakverfahren wird ab­
gebrochen, der Präsident möchte zur 
Schließung der Erdspalten nukleare 
Sprengsätze. Der russische Botschafter 
sichert jede erdenkliche Hilfe bei allen 
Methoden zu , die den Damm nicht ge­
fährden. Er lehnt Atombombeneinsatz 
aber ab. Auch Amerika lehnt ab, nu­
kleare Sprengsätze zu liefern . 

Der Damm ist ein Politikum gewor­
den : Dayan erkennt die Chance der Ver­
söhnung . Die Geheimdienste sind in 
Aktion. Ägypten habe - so der is­
raelische Geheimdienst - das israeli­
sche Angebot abgelehnt, weil nur mit 
Billigung der Sowjetunion nukleare 
Sprengungen durchgeführt werden 

33 



E. O. Haering 

könnten . Die ägyptisch-sowjetischen 
Beziehungen schlössen eine Zusam­
menarbeit mit Israel aus. Man möchte 
dennoch zum Zuge kommen, und man 
kommt zum Zuge. Ein Krimi rollt ab: 
Eine Caravelle Teheran-Kairo simuliert 
über Ismailia einen Ausfall des linken 
Triebwerkes und ruft den Kontrollturm 
in Heliopolis. Die Startbahn wird frei­
gemacht, das Flugzeug setzt hart auf 
und wird in den Hangar geschleppt, 
wo Spezialisten des militärischen 
Sicherheitsdienstes die Außenwandung 
aufbrechen und mit Gabelstaplern sie­
ben Olfässer mit nuklearen Sprengsät­
zen aus dem Laderaum holen . 

Der Sowjetbotschafter argwöhnt: 
Warum Olbohrungen in der Nähe des 
Dammes, warum von so außergewöhn­
licher Größe? Was hat es mit der Uni­
ted-Arab-Maschine auf sich, die in Is­
rael notlanden mußte? Ein Oberst be­
richtete von seinem Flug: Vor der Not­
landung hatte er ein Loch in den 
Kunststoffbezug der Armlehne gebrannt, 
nach der Notlandung war es nicht mehr 
da. Wie das? Unter dramatischen Um­
ständen werden die Sprengsätze ge­
zündet. Eine russische Aufklärungs­
Hubschrauber-Besatzung wird von der 
Druckwelle erfaßt. Die geborgenen Lei­
chen weisen Strahlenschäden auf. Seis­
mographen zeigen Erdbeben in Odessa, 
Nicosia, Addis-Abeba an. 

Die Gefahr des Wassers ist gebannt ; 
die Beziehungen zwischen Ägypten und 
der UdSSR aber bedürfen einer Revi­
sion, meinen die Sowjets. Spannungen 
zwischen den beiden bringen Annähe­
rung mit dem Dritten, den Israelis. Doch 
ehe politische Konsequenzen sich 
nach Normalisierung der Dammverhält­
nisse ziehen lassen , geschieht das Un­
glaubliche: Der Assuanseespiegel steigt, 
steigt unaufhörlich, steigt rapide und 
beängstigend und ohne jede Möglich­
keit, die Ursache dafür ausfindig zu 
machen. Wasseranalysen geben keinen 
Aufschluß, auch Untergrund-, Zu- und 
Abflußuntersuchungen nicht. Die Welt 
ist wiederum aufgerufen zu helfen. Und 
sie hilft. 

In eifriger Geschäftigkeit werden 
Überlebenstürme, Schlauchboote, Beton­
schalen konstruiert und angeboten. Wer 
überzeugt, macht das Geschäft. Ein 
simulierter Ernstfall mit Überlebens­
türmen amerikanischer Produktion bringt 
durch Verwechseln von Kabeln Chaos 
und Verderben und Tod. Eine Massen­
psychose ergreift das Volk. Durch das 
Generalsekretariat der Inter-Mediterra­
nes wird Chlorankauf in Riesenmen­
gen besorgt ; denn bei Bruch des Dam­
mes ist mit 25 bis 27 Millionen Toten 
zu rechnen . Chlor soll dann durch 
einen Desinfektionsschleier die Verseu­
chung des Mittelmeeres verhindern . 

Ägypten ist "nur noch ein Problem 
der Sepsis ". In diesem hoffnungslosen 
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Michael Heim (35), der Autor des auf 
diesen Seiten beschriebenen Buches, ist 
Ressortleiter für Politik bei einer Mün­
chener Tageszeitung. Er promovierte in 
Neuerer Geschichte an der Universität 
München, reiste durch den Balkan, Ost­
europa und den Nahen Osten und fragte 
sich, als er im Frühjahr 1969 zum er­
stenmal auf dem Erdwall über dem Nil­
tal stand: Was ist, wenn der Assuan-

Damm einmal bricht? 

Stadium hilft allein die Vorsorge für 
das Überleben . Die Cheopspyramide 
und die Stufenpyramiden von Sappara 
sollen als Wellenbrecher zum Schutz 
Kairos abgebrochen werden . Evakuie­
rungspläne in die Wüsten werden auf­
gegeben , weil es ohne Versorgung 
auch dort kein Überleben gäbe. Das 
" stay-at-home-Prinzip " , in Resignation , 
weil unheimliche Zeichen der Natur 
die Katastrophe ankündigen , treibt zu 
Wahnsinnstaten, Grausamkeiten, Ge­
walt ohne Kontrolle . Eingebrochene 
Heuschreckenschwärme fliehen das Nil­
tal. Die Menschen müssen bleiben, für 
sie gibt es keine Flucht. 

Fieberhaft wird weitergeforscht nach 
der Ursache des mysteriösen Wasser­
anstiegs. Es findet keine Verdunstung 
statt ; ein Schleier auf der Wasserober­
fläche scheint sie zu verhindern . Ein 
Phänomen! Nach Tausenden Wasser­
analysen wird endlich durch spektro­
analytische Experimente der Verdacht 
erhärtet, daß die Oberfläche des Sees 
von Permethyläther, in feinster Verdün­
nung, die eine normale Analyse glatt 
passierte, bedeckt ist. 

Die Wahnsinnstat eines Wissen­
schaftlers, der mit der Entdeckung sei­
nes Lebens nach Khartum am Oberlauf 
des Nils gereist war, bringt die Kata­
strophe. Das Erkennen der Ursache 
kommt zu spät .. . Über 20 Millionen 
Menschen finden den Tod. Ein Land 
wird ausgelöscht, ertrinkt in dem Was­
ser, das ihm zum Segen gestaut wor­
den war. Ohne Krieg bricht das Ver­
derben herein , lange vorangekündigt, 
stets gefürchtet, mit allen Mitteln und 
der Hilfe der Welt aufzuhalten oder 
abzuwenden versucht. 

Angesichts der Not waren Feinde 
bereit, die Feindschaft zu begraben oder 
zu vertagen , fand die Welt sich zu Ge­
meinschaftsaktionen bereit, nicht frei­
lich ohne politische Hintergedanken (ein 
Geschäft muß in unseren Tagen wohl 
allemal in einer guten Tat stecken). 
Israel und Ägypten fanden einen Weg 
der Verständigung, Ägypten konnte 
heimlich seine Fesseln von der UdSSR 
lösen . Die USA traten als der gute 
" Onkel Sam " auf, um später einmal 
spruch kräftiger zu sein im Mittelmeer, 
und alle, alle versprachen sich neben 
dem guten Geschäft neue politische 
Konstellationen auf dem Boden der 
Dankbarkeit. 

Dies alles erscheint durchaus nor­
mal und wenig beängstigend. Unge­
heuerlich aber ist die Tatsache, daß die 
Wassermassen des Assuanstausees ein 
Druckmittel darstellen können , das der 
benutzt, der am Schalthebel sitzt mit der 
Drohung: Wenn ihr nicht schön artig seid , 
zerbrechen wir den Damm. So einfach ist 
das : keine Atombomben , keine chemi­
schen oder biologischen Kampfmittel , 
keine Verseuchung , keine Eigenverluste. 
Unter diesem Aspekt war die Errichtung 
des Assuanstaudammes wahrlich keine 
altruistische Geste, sondern ein genialer 
Schachzug : Er könnte die Präsenz einer 
fremden Macht in Ägypten sichern 
und damit im Mittelmeerraum. 



Wie einern toten 
Soldaten das Leben 

gerettet vvurde 

Maos Spruchweisheiten haben auch die chinesischen 
Mediziner zu "Wundertaten" angespornt. Blinde wur­
den sehend und riefen, wenn sie die Augen aufschlu­
gen: "Es lebe Vorsitzender Mao!" Lahme wurden zu 
Läufern und priesen Mao, wenn sie aus der Narkose 
erwachten. Taube lernten das Hören, Stumme das 

E ines Tages im September vorigen Jahres bekam 
Tsung Djing-hung, Soldat einer Marine-Fern­
meldestation der Chinesischen Volksbefreiungs­

armee, durch zufällige Berührung eines Leitungs­
drahts einen Schlag , als er bei Sturm und Regen 
einen Auftrag ausführte. Durch den starken Strom 
schwer verletzt, wurde er zur Ersten Hilfe in ein 
Lazarett der Marine gebracht. Obwohl sein Herz­
schlag 203 Minuten lang ausgesetzt hatte, wurde er 
schließlich gerettet und ist jetzt auf seinen Posten 
zurückgekehrt , wo er wie früher seiner Arbeit nach­
geht. 

Als Tsung Djing-hung 20 Minuten nach dem elek­
trischen Schlag in das der Beihai-Flotte der VBA 
unterstehende Lazarett Nr. 404 geschafft wurde, hat­
ten seine Atmung und Herztätigkeit bereits ausge­
setzt, seine Pupillen waren beträchtlich erweitert , und 
es war kein Lichtreflex festzustellen . Alle Symptome 
sprachen dafür, daß er im Sterben liege. 

Nach der medizinischen Literatur der Vergan­
genheit soll man 6 Minuten nach Aussetzen der 
Herztätigkeit nicht mehr zu retten sein. In den letzten 
Jahren hat das chinesische medizinische Personal 
jedoch mit so lchen konventionellen Ideen gebrochen 
und erfolgreich Menschen wiederbelebt, deren Herz­
tätigkeit 23 bzw. 29 Minuten lang stillstand. 

Das medizinische Personal des Lazaretts Nr. 404 
hatte keine Erfahrungen mit der Behandlung solcher 
schweren Fälle. Würde es dem Soldaten das Leben 
retten können? 

Das erste, woran das medizinische Personal der 
VBA dachte, als es den jungen Kämpfer sah , war die 
Weisung des Vorsitzenden Mao: "Mit Leib und Seele 
dem Volk dienen." Entschlossen , ihren Klassenbru­
der mit jedem möglichen Mittel zu retten, gelobten 
alle, äußerst verantwortungsbewußt an die Arbeit her­
anzugehen. 

Die mit der Wiederbelebung beauftragten Ärzte 
und Schwestern analysierten sorgfältig den Zustand 
des Patienten. Ungünstige Bedingungen waren: Seine 
Atmung hatte bereits vor 20 Minuten aufgehört und 
sein Herz war durch den elektrischen Schlag schwer 
verletzt worden. Aber die anderen Körperteile des 
Verunglückten waren unversehrt geblieben, und das 
war eine günstige Voraussetzung zu einer Wieder­
belebung. So wandten sie sogleich Herzmassage von 
außen her an und verabreichten dem Patienten 
Sauerstoff und mehrere Injektionen , um seine At­
mung und Herztätigkeit anzuregen. 

24 Minuten waren vorbei , diese Methoden blie­
ben jedoch erfolglos. In diesem Moment erinnerten 

Sprechen - und alle, sogar die Ärzte, führten das 
zunächst auf die Heilkraft der Mao-Sprüche zurück. 
Die "Peking-Rundschau" veröffentlichte kürzlich einen 
Bericht über die Rettung eines Soldaten, dessen 
Herzschlag 203 Minuten lang ausgesetzt hatte. Auch 
in diesem Fall behandelte Mao Tse-tung im Geiste mit. 

die Genossen des Partei komitees des Lazaretts die 
Ärzte und Schwestern an die Weisung des Vorsit­
zenden Mao : "Im revolutionären Kampf gewinnen 
manchmal die ungünstigen Bedingungen die Ober­
hand über die günstigen Bedingungen . .. Dank ihren 
Anstrengungen gelingt es jedoch den Revolutionären, 
Schritt für Schritt der Schwierigkeiten Herr zu wer-

Chinesische Ärzte bei einer Operation. 

den und eine neue, günstige Situation zu schaffen; 
an die Stelle der ungünstigen Situation tritt also eine 
günstige Situation." Von diesen Worten stark ermu­
tigt, beschloß das medizinische Personal , den Brust­
kasten des Patienten zu öffnen , um direkte Herz­
massage zu versuchen . 

Es wird auf der Brust ein 15 cm langer Ein­
schnitt gemacht, aber es zeigt sich kein Tropfen Blut, 
und das Herz rührt sich nicht im geringsten . Zu die­
ser Zeit hat sein Herzschlag bereits 44 Minuten lang 
ausgesetzt. Zeit bedeutet Leben! Drei Militärärzte 
führen abwechselnd direkte Herzmassage aus, mit 
gespannter Aufmerksamkeit massieren sie das Herz 
des Kranken ganz behutsam 60 bis 80 mal pro 
Minute. 

Acht Minuten später pocht Tsungs Herz plötzlich 
dank der Verbindung von Massage und Injektionen 
für wenige Sekunden. Aber die Bewegung setzt so­
gleich wieder aus. Verschiedene andere Maßnahmen 
werden getroffen, bleiben jedoch wirkungslos. 

Keinerlei Fortschritt ist nach 108 Minuten erzielt. 
Gibt es überhaupt noch Hoffnung , Tsung Djin-hung 
das Leben zu retten? Manche medizinische Mitarbei­
ter beginnen zu zweifeln. In diesem kritischen Au-
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Bonn und der Katastrophenschutz 
Merk teilt Bürgers Bedenken gegen Pläne des Bundes 

Klndl befürchtet 
Atomkrieg 

Ausgerechnet das, was der 
Präsident des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, Albert 
Bürger, Rottwei l , vom vier­
ten Deutschen Jugendfeuer­
wehrtag in Straubing a ls 
Hauptziel erwartet hatte, 
nämlich eine gründliche Ver­
i üngung der Bundesspitze 
der Jugendfeuerwehren, hat­
ten die Delegierten nicht zu­
stande gebracht. 

Für diese Enttäuschung 
wurde Bürger indes entschä-

digt durch eine Aussprache 
mit Innenminister Merk, die 
zur selben Stunde stattfand, 
a ls die Wahlen abliefen. Bür­
ger wertete die Aussprache 
a ls das "bedeutendste Ereig­
nis des Jugendfeuerweh r­
tages". Merk und Bürger 
zeigten nämlich e ine "abso­
lute Ubereinstimmung" dar­
über, daß die Ländergesetz­
gebungen zusammen mit ge­
genseitigen Absprachen "sehr 
wohl ausreich ten, um Kata-

strophen wirkungsvoll zu be­
gegnen". 

Bürger, Präsident der mit 
773000 Mitgliedern größten 
deutschen Hilfsorgan isation, 
fand in Merk einen Bundes­
cJenossen gegen die "Bemü­
hu ngen der Bund esregierun g, 
insbesondere des Bundesin­
nenministeriums, entgegen 
dem gese tzli ch en Auftrag, de n 
gesamten friedensmäßige n 
Katas trophenschutz unter 
ihre Obhut zu bringen" . 
Grundgesetz und Bundesrech t 
bi ll igten der Bundesregierung 
led iglidl im Fall e e ines mili ­
tärisch en Ko nfl iktes Führun g 
und Veran twor ll ichkeit bei 
notwendigen Erweiteru ngen 
des Katastrophenschutzes zu. 

Ebenso w ie Bürger äußer­
te auch Minister Merk Be­
denken gegen den Versuch 
des Bundesinnenministe rs, 
den Bundesverband für den 
Se lbs tschu tz zu einer selb­
ständigen Hi lfsorgan isation 
au fzuwerten. 

Ein Atomkrieg in Europa 
ist nach Ans icht des Präsi­
denten des Osterreich ischen 
Zivilschutzverbandes, Wil­
helm Kindl, nicht auszusch lie­
ßen. "Wir haben die Atom­
bomben und leben somit in 
der Gefahr, daß sie auch ein­
mal eingesetzt werden", er­
klärte Kindl, der sich auf 
Einladung des Bundesverban­
des für den Se lbstschutz m it 
einer offiziellen Delegation 
zu einem Informationsbesuch 
in der Bundesrepublik auf­
hiel t. Der österre ichische Zi­
vi Isch utzexperte w idersprach 
der von Bundeswehroffizie­
ren in einer Stell ungnahme 
zur "Weizsäcker-Studie" ver­
tretenen Ansicht, daß die 
atomare Auseinandersetzun g 
nicht mehr in die Verteidi­
gungss trategie passe. "Wir 
hoffen in Osterreich sehr, 
daß weder die USA noch d ie 
Sowjetunion derartige Waf­
fen einsetzt", erklärte Kind!. 

Associated Press öZSV-Präsident Wilhe lm Kindl bei e inem Vortrag. Süddeutsche Zeitung 

Wie einern toten S o l d aten ... 
Fortsetzung von Sei te 35 

genblick lesen die Genossen des Parteikomitees des 
Lazaretts ihnen die Worte des Vorsitzenden Mao vor : 
"Es kommt oft vor, daß sich wieder eine ungünstige 
Situation einstellt und man die Initiative erneut an 
sich reißen kann, wenn man sich bemüht, ,ein wenig 
länger auszuhalten'." Das stärkt die Entschlossen­
heit des medizin ischen Personals, nicht aufzugeben . 
Nach 159 Minuten direkter Herzmassage, das heißt 
203 Minuten nach dem elektrischen Schock, beginnt 
Tsungs Herz wieder zu schlagen. 

Das war jedoch nur der erste Schritt zu seiner 
Wiederbel ebung. Um seine vollständige Genesung 
zu gewährleisten, waren noch viele Schwierigkeiten 
zu überwinden. 

Am Nachmittag des Tages, als das Herz des 
Patienten wieder zu schlagen begonnen hat, ver­
schlechtert sich sein Befinden plötzlich. Sein Blut­
druck sinkt, und er verfällt in einen schockartigen 
Zustand . Nachdem ihm Medikamente zur Blutdruck­
ste igerung eingegeben sind, bleibt die periphere 
Kreislaufschwäche weiter bestehen . Das Funktionie­
ren seines Herzens läßt sich nicht schlagartig zurück­
gewinnen. Die Ärzte brechen mit der konventionellen 
Praxis, indem sie dem Verunglückten abwechselnd 
Injektionen von großen Dosen blutgefäßerweiternder 
Medikamente und von kleinen Dosen blutdruckstei­
gernder Mittel verabreichen , damit sich die zwei Mit-
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tel ergänzen sollen . Auf diese Weise wird der Schock 
überwunden. 

Am nächsten Tag tritt abermals eine gefährliche 
Situation ein : Es zeigen sich die Atembeschwerden . 
Das ist die Folge des Einatmens von Speiseteilen in 
die Luftröhre in bewußtlosem Zustand . Ein Luftröh­
renschnitt wird für dringend notwendig .erachtet. Aber 
ist das ratsam? In diesem Punkt gehen die Meinun­
gen der Ärzte auseinander. Die einen glauben , daß 
ohne sofortigen Luftröhrenschnitt Tod durch Erstik­
ken erfolgen wird. Die anderen dagegen meinen, ein 
Luftröhrenschn itt könne den Fall noch mehr kompli­
zieren . Nach einer sorgfältigen Ana lyse der Situa­
tion führen die Ärzte sogleich die Operation aus und 
beseitigen die Versperrung der Luftröhre, wodurch 
sich der Zustand des Verunglückten bessert. 

Infolge der sorgfältigen Behand lung und Pflege 
überstand Tsung Djing-hung sein kritisches Befinden 
und gewann das Leben zurück. Am dritten Tag , nach­
dem sein Herz zu klopfen begonnen hatte, kam er 
zu Bewußtsein . Unfähig, seine Freude zurückzuhal­
ten , rief er bewegt : " Es lebe Vorsitzender Mao! " Am 
20. Tag gewann er sein Gedächtn is wieder und 
konnte die Schrift des Vorsitzenden Mao " Dem Vo lke 
dienen " rezitieren . Am 29. Tag konnte er aufstehen 
und umhergehen. Nach drei Monaten hatte er seine 
Gesundheit w iederhergestellt und war imstande, an 
gewöhnlicher körperlicher Arbeit teilzunehmen. Nun 
ist Tsung Djing-hung auf seinen Posten zurück­
gekehrt und ist so aktiv wie zuvor. 



Niedersachsen lehrt Verteidigung 
Auch Zivilverteidigung als Unterrichtsstoff 

Das niedersächsische Kul­
tusministerium will in Kürze 
einen Erlaß vorlegen, der da­
zu beitragen soll, die Schüler 
im Fach Gemeinschaftskunde 
mit der Bundeswehr und den 
Problemen der Zivilverteidi­
gung stärker als bisher ver­
traut zu machen. 

Niedersachsen ist eines 
der ersten Bundesländer, das 
einen solchen Unterricht über 
Verteidigungsfragen kraft Er­
laß vorschreibt. Während das 
Papier im Kultusministerium 
seinen letzten Schliff erhält, 
läßt sich nach Ansicht von 
Beobachtern schon jetzt ab­
sehen, daß es viele Schwie­
rigkeiten geben wird, diese 
Ministeranordnung in die Pra­
xis umzusetzen. Dafür spricht 
vor allem die bei Schülern 
und Lehrern immer häufiger 
zu beobachtende Frontstel­
lung gegenüber der Bundes­
wehr. 

Ein Symptom für die 
"Wehrunlust" vieler Jugend­
licher ist die steigende Zahl 

DDR-Eltern 
gegen 

Wehrerziehung 
Viele Eltern in der DDR 

lehnen die umfangreiche vor­
militärische Ausbildung und 
Wehrerziehung ihrer Kinder, 
die zur Militarisierung auch 
des schu lischen Lebens ge­
führt hat, offenbar nach wie 
vor ab. Wie die Ostberliner 
Zeitschrift "Elternhaus und 
Schu le" jetzt beklagte, falle 
es einem Teil der Eltern "ge­
genwärtig noch schwer, die 
Schule gerade in diesem 
Punkt zu unterstützen". Der 
Zeitschr ift zufolge sehen die 
EI tern insbesondere in "Ma­
növern" der Jungen Pioniere 
und der FDJ sowie in Schieß­
übungen der Kinder keinen 
Sinn. 

Diese Eltern, so forderte 
das Blatt, müßten erkennen 
lernen, daß der permanenten 
militärischen und ideologi­
schen Aggression der impe­
rialistischen Länder nur durch 
permanente allseitige Vertei­
digungsbereitschaft der DDR 
begegnet werden könne, wo­
zu auch "d ie Kraft und die 
ganze Persönlichkeit" der 
Kinder gehöre. 

der Kriegsdienstverweigerer. 
Diese Entwicklung hat in Han­
nover beide Parteien des 
Landtages, SPD und CDU, 
auf den Plan gerufen. Als 
erstes Landesparlament be­
schäftigte sich Ende Juni der 
Landtag auf Grund einer gro­
ßen Anfrage der CDU-Oppo­
sition mit diesem heißen Ei­
sen. Mit heftigem "Feuer­
schutz" der Opposition setzte 
sich der sozialdemokratisdle 
Kultusminister Professor Pe­
ter von Oertzen für ein bes­
seres Verhältnis zwischen 
Bundeswehr und Schule ein. 
Er begründete damals einen 
solchen Erlaß unter anderem 
mit dem Hinweis auf einen 
Brief von Bundeskanzler 
Willy Brandt an die Minister­
präsidentenkonferenz. 

Darin hatte Brandt mo­
niert, daß Fragen der Vertei­
digung im Unterricht und in 
den Lehrbüchern teilweise 
unzureichend behandelt wür­
den. Beim jungen Menschen 

US-Truppen 

BR Oeutsch- I ttr"4~ 1 
land" 

215000 

Spanien 
10000 L-_-= 

Auch wenn es keinen Ha1s­
über-Kopf-Rückzug der Ame­
rikaner aus Europa geben 
wird, ein Truppenabbau 
bleibt im Gespräch. Die Inten­
sität, mit der die Sowjets auf 
eine Verringerung der Trup ­
pen in Europa drängen, wird 
dafür sorgen. A llerdings, die 
NATO und vor allem die Ame­
rikaner werden sehr sorgfäl­
tig prüfen müssen, was die 

müsse Verständnis geweckt 
werden für die Notwendig­
keit einer ausreichenden Ver­
teidigung als Voraussetzung 
jeder Entspannungspolitik . 
Der Verzicht auf ein Mindest­
maß an Verteidigungsvor­
kehrungen gefährde Frieden 
und Freiheit, schrieb Brandt, 
der damit in Niedersachsen 
- so ein Sprecher des Innen­
ministeriums - offene Türen 
einrannte. Die Welt 

"Saubere" 
A-Bombe 

Die - nach langer Pause 
im Projekt Plowshare - am 
8. Juli in der Wüste von 
Nevada unterirdisch in 500 m 
Tiefe erfolgte "saubere" 
Atombombensprengung war, 
wie die Atomenergiekommis­
sion bekanntgab, ein voller 
Erfolg der Demonstration 
der "Sauberkeit der Bombe". 
Bei diesem Projekt, "Minia­
ta", wurde eine 80-Kiloton-

Truppenabbau 
in Europa? 

Sowjets meinen und worauf 
sie abzielen, wenn sie von 
Truppenverringerungen spre­
chen. Immerhin ist die sowje­
tische Vorhut in der DDR und 
anderen Ländern des War­
schauer Paktes fast doppelt 
so groß wie die der Ameri­
kaner in Europa. 550000 So­
wjetso1daten stehen schät­
zungsweise insgesamt west­
lich der sowjetischen Staats-

nen-Bombe verwendet, die 
sich in einem länglichen Ka­
nister befand, der ein Bohr­
loch von nur 25 cm Durch­
messer erfordert. Sie war 
ausschließlich für kommer­
zielle Zwecke angefertigt 
worden, nämlich für den Auf­
schluß von Erdgasvorräten 
im Sandstein der Rocky 
Mountains. Bei allen frühe­
ren unterirdischen Sprengun­
gen waren militärische Bom­
ben, in Einzelfällen etwas 
modifiziert, verwendet wor­
den. Bei der Sprengung der 
neuen "sauberen Bombe" 
wurden weniger als 0,1 g 
Tritium frei, weit weniger 
als bei den früheren Bom­
ben. - Weitere Sprengun­
gen sind in diesem Fiskal­
jahr, das bis Ende Juni 1972 
reicht, und voraussichtlich 
a uch im folgenden nicht vor­
gesehen. 

Frankfurter Allgemeine 

grenze, davon in den unmit­
telbar an die Bundesrepublik 
grenzenden Ländern DDR und 
Tschechoslowakei 435 000. Nur 
halb so groß ist die Zahl der 
US-Truppen in der Bundes­
republik. Daneben gibt es in 
vier anderen europäischen 
Ländern kleinere amerika­
nische Kontingente, die zusam­
men der Zahl der SowjeUrup­
pen in Polen gleichkommen. 
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VDI-Kommlssion 
Technik und 

Umwelt 

Der Verein Deutscher In­
genieure hat seine bereits 
seit Jahren tätigen Kommis­
sionen "Reinhaltung der Luft" 
und "Lärmminderung" und 
seine Fachgruppen Staubtech­
nik, Heizung, Lüftung und 
Klimatechnik zur "VDI-Kom­
mission Technik und Umwelt" 
zusamm enge faßt. Die Kom­
mission wird auch die Pro­
bleme de r Wasserreinhal­
tung, der Abfallbeseitigung 
sowie des Städtebaus und 
der Raumplanung bearbeiten. 

Europäisches 
Abwasser- und 

Abfall­
Symposium 

Die Abwassertechnische 
Vereinigung der BRD veran­
staltet mit dem Institute of 
Water Pollution Control, Uni­
ted Kingdom, dem Verband 
Schweizerischer Abwasser­
fachleute, der Nederlandse 
Vereniging voor Afvalwater­
zuivering, dem Osterreichi­
schen Wasserwirtschaftsver­
band sowie de n entsprechen­
den Fachorganisalionen von 
Frankreich und Belgien an­
läßlich der 3. Internationalen 
Fachmesse für Abwasser- und 
Abfalltechnik (IFAT vom 3. 
bis 9. 11. 1972 in München) 
vom 6. bis 9. 11. 1972 ein 
Europäisches Abwasser- und 
Abfall-Symposium (EAS 
1972). 

Vorgesehen sind die The­
men Gewässerschutz, Abwas­
serableitung, Abwasserreini­
gung, Sch lammbehandlung, 
Abfall- und Mülldeponien 
einsch ließ I ich Komposti e rung 
und Landbehandlung und Ab­
fall- und Müllverbrennung 
einschließlich sonstiger tech­
nischer Verfahren. 

Anmeldung und Rückfra­
gen sind an den Wissen­
schaftlichen Beirat EAS 72, 
Münchne r Messe- und Aus­
stellungsgesellschaft mbI-I. 
8 München 2, Th e resien­
höhe 15, zu richten. 
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DDR-Zivilverteidigung aufgebaut 
Starke Vorbehalte unter der Bevölkerung registriert 

De r organisatorische Auf­
bau der Zivilverteidigung ist 
in der DDR e in Jahr nach 
Verabschi edung des "Gese t­
zes über di e Zivilverteidi­
gung" durch die Volkskam­
mer "im wesentlichen abge­
schlossen". Wie de r Chef de s 
Stabes der Zivilverteidigung, 
Generalmajor Rudolf Trinks, 
jetzt in Ost-Berlin weiter mit­
teilte, sei die Zivilverteidi­
gung he ute "Bestandteil der 
gesellschaftlichen, staatlichen, 
wirtschaftlichen und ideologi­
schen Tätigkeit". Kader aus 
Staats- und Wirtschaftsorga-

ne n hällen sich auf Lehrgän­
ge n qualifi ziert, "um ihre 
Aufgabe im Rahmen der Zi­
vilverteidigung verantwor­
tungsbewußt wahrnehmen zu 
können". 

Nach Berichten aus der 
DDR gibt es allerdings unter 
der Bevölkerung nach wie 
vor starke Vorbehalte gegen 
den Ausbau der Zivilvertei­
digung, insbesondere auch 
gegen die Bes timmung des 
Zi vii verteidigungsgesetzes, 
daß eine "Dienstpflicht" zur 
Lösung von Aufgaben der 
Zivilverteidigung für Bürger 

Neues Signet für den 
Schweizer Zivilschutz 

"Für einen Anlaß, der in 
der zweiten Hälfte des Jah­
res 1972 für die Zivilschutz­
werbung ein Markstein sein 
w ird", schreibt das schwei­
zerische Fachorgan "Zivil­
schutz", "ergab sich die Not­
wendigkeit, die schon seit 
einer Reihe von Jahren im­
mer wieder von Zeit zu Zeit 
aus der Schublade geholte, 
aber nie mit einem befriedi-

genden Ergebnis abgeschlos­
sene Frage der Schaffung 
eines Signets für den schwei­
zerischen Zivilschutz erneut 
und diesmal energisch anzu­
packen." 

Die Frage wurde nicht 
nur energisch angepackt, 
sondern auch überraschend 
eindrucksvo ll gelöst. Ge­
schaffen hat das Signet der 
Berliner Grafiker Jürg Mauer-

v om 16. bis zum 65. bzw. 60 . 
Lebensjahr eingeführt wer­
den könne. Die "po li tische 
Aufklärungsarbeit" über die 
Notwendigkeit des Ausbaus 
der Zivi lverteidigung ist 
darum in den letzten Mona­
ten in der gesamten DDR be­
de utend verstärkt worden. 
Generalmajor Rudolf Trinks 
erklärte unter Hinweis auf 
die Propagandaarbeit, daß 
"bei vielen Bürgern Ver­
ständnis für die Notwendig­
keit und Möglichkeit von Zi­
vi lschutzmaßnahmen - auch 
unter den Bedingungen eines 
modernen Krieges - wächst". 

hofer. Ihm war vor Beginn 
der Arbeit ein Pflichtenheft 
übergeben worden, das fol­
gende Anforderungen an die 
Ausführung stellte: 

1. Form 
Grundform des Signets soll 
ein g leichschenkliges Dreieck 
sein. Dieses wird bereits in 
einer Reihe von Ländern für 
den Zivilschutz angewendet, 
so in Frankreich , Großbr itan­
nien, den Vereinigten Staa­
ten, Osterreich usw. Es ist zu 
hoffen, daß es eines Tages 
eine dem Roten Kreuz ähn­
liche internationa le Bedeu­
tung und vö lkerrechtliche 
Anerkennung erhalten wird. 

2. Farbe 
Mög lichkeit der Verwendung 
einfarbig schwarz/weiß oder 
in verschiedenen Farben. 

3. Beschriftung 
Mögl ichke it der Beschriftung 
deutsch, französisch und ita­
li enisch. 

4. Verwendung 
Eignung, um a ls Metall-, Pla­
stic- oder Stoffabzeichen a n 
die Arbeitsk leidung geheftet 
zu werden; Mögli chkeit der 
Verwendung a ls Stempel, 
Schab lone und Drucksachen­
aufdruck. 

5. Blickfang 
Klare, sowohl aus der Nähe 
wie auf Distanz als guter 
Blickfang w irkende Kompo­
sition. 

Das Ergebnis läßt erken­
nen, daß Mauerhofer sein 
Pflichtenheft sorgfältig stu­
diert hat. 



BMI-Bekannt­
machung 

Ä nderung de r Ve reinba­
rung übe r die Freis te llung 
von W e hrpflichtige n g emä ß 
§ 8 A bs. 2 des Gesetzes über 
d ie Erweite rung des Kata­
strophe nschutzes (KatSG) -
Be k. d. BMI v. 23. 7. 1971 -
ZV - M 750 01 5/3 -

Die zwischen dem Bundes­
minister des Innern und dem 
Bundesminist r der Verteidi-
9un9 getroffene o. a. Verein­
barün9 vom 24 ./29. Juli 1969 
(GMBI. S.363) in der Fassung 
vom 15./19. Februar 1971 
(GMBI. S. 111) regelt das 
Verfahren üb e r die Frelstel­
lu n9 vom W e h rdienst von 
wehrpflich tigen Helfern, dJe 
sidl mit Zustimmun9 der zu ­
ständigen Behörde auf minde ­
stens zehn Jahre zum Di e nst 
im Katastrophensd1l1tz ver­
p fl ichtet haben. 

Die erneute Anderung 
di ese r Verei nbarun9 wird 
hi e rmit bekanntgegeben. 

Bonn, den 23. Juli 1971 
- ZV 4 - M 7500 15/3 -

Der Bundesminister 
des Innern 
Im Auftrag 

Josephi 

Ä nderung d e r Vere inba­
rung übe r die F re is te llung 
von W e hrpflichtigen g em äß 
§ 8 A bs. 2 des Gese tzes über 
die Erweite rung des Kata­
s trophenschutzes (KatSG) . 

Die Vereinbarung über 
die Freistellun9 von Wehr­
pflidllige n gemäß § 8 Abs. 2 
Ka tastrophensdlu tzgesetz 
(KatSG) in der Fassung vom 
15./19. Feb ruar 197 1 wird mit 
Wirkung vom I. Januar 1971 
wi e fol9t geä nde rt: 

In § 5 ist als Absatz 3 an­
zufügen: 

,,3. Be i Wehrpflichtigen, 
die sich als Helfer im Warn­
dienst verpflidllen, sind die 
ßerufsk lassen besch rä nkun­
gen nach § 1 Abs. 3 Buchst. c 
und Abs. 4 (An lagen 1 und 2) 
nicht anzuwenden." 

Bonn, den 14. Juni 1971 
- Z V 4 - M 750 015/3 -

Der Bundesmin ister 
des Inn e rn 
Im Auftrag 

Josephi 

Bonn, den 30. Juni 197 I 
- VR 1II 7 - Az.: 24 -

0 1 - 0 1 -

Der Bundesminister 
der Verteidigung 

Im Auftrag 
Zumkeller 

GM BI. 1971 , S. 328 

Höehstflußreaktor zvvi­
sehen Paris und Bonn 

vereinbart 

Frankreidl und die BRD 
hdb e n ein Zusatzabkommen 
zum d e utsdl-fran zös ischen 
Regierungsabkommen von 
1967 über den Bau und den 
Betrieb eines Höchstfluß­
reaktors abgesch lossen. 

Das Zusatzabkommen 
soll die vertraglichen Be­
stimmungen den seither ein­
getretenen finan zie ll en und 
strukturellen Änderungen 
a npassen. Das wissenschaft­
liche Programm des Höch s t­
flußreaktors in Grenoble 
s ic ht Arbeiten auf dem Ge­
biet der nuklearen Festkör­
perphysik vor, wie Untersu­
chungen von Kristallstruktu­
ren, Gitlerstörungen, Flüs-

Nuklearer 
Brennstoff­
kreislau' 

Die Internationale Atom­
energie-Organisation (IAEO) 
veranstaltet vom 29. Novem­
ber bis 3. Deze mber 1971 in 
Wien ein Symposium über 
a nalytische Methoden im nu­
klearen Brennstoffkreislauf. 

Zur Behandlung komme n 
die Themenkreise Ana lyse 
der für die Herstellung von 
Brennstoffen verwandten 
Rohstoffe, Analyse bestrahl­
ter und unbes trahlter Brenn­
stoffe sowie Probenahme n 
und Norm e n. 

Die Te ilnahmebedingun­
gen sind beim Bundesministe­
rium für Bildung und WIS­
senschaft, Referat I B 3, er­
hältlich. 

PrOfröhrchen­
Schautafel 

Das Drägerwerk hat eine 
neue Schautafel (NI'. 953) mit 
Farbtafel herausgebracht. Auf 
dieser Tafe l sind sämtlidle 
Drägerröhrchen abgebildet. 
Zu jedem Röhrchen werden 
Meßbereich und Hubzahl d e r 
Gasspürpumpe angegeben. 

Die Schautafel ist 55 cm 
bre it und 75 cm hodl . Es gibt 
eine deutsdl-englische und 
eine deutsch·franzÖsische Aus­
gabe. Je nach Wunsch wird 
die Schau tafe l zusammenfalt· 
bar oder mit zwei Metaliei­
sten (zum Aufhängen an 
e ine Wand) geliefert. Inter­
essenten erhalten sie gratis. 

sigkeiten mit Hilfe der ela­
stischen und nichte la stischen 
Neu tronenstreuung. Daneben 
sind kernphysikalisdle und 
kernchemische Experimente 
geplant, z. B. die Untersu­
chung sch nell e r Spaltpro­
dukte oder di e Erzeugung 
von neutronenreichen Ker­
nen durdl eutronenein­
fangreaklionen. Eine weitere 
Aufgabe so ll die Untersu­
chung von komplexe n 
organischen Molekülen (Ma­
kromoleküle) sein, die sich 
auch auf organische Substan­
zen und gewisse analytische 
Probleme ausweiten läßt, die 
für die Biologen interessant 
sind (Hämoglobine, Nuklein­
säuren usw.). 

Der gemeinsame Reaktor 
wird von dem deutsch-fran­
zös ischen "Max-von-Laue - -
Paul-Langevin-Institut" ver­
waltet. 

Brief an die 
Redaktion 

Schon das ers te ZBG (§ 22) 
ist ein Witz - der Schutz­
raumbau wurde ausgeklam­
mert. Und so gehl das lau­
fend weiler: Das Schutzbau­
gesetz von 1965 wird vor 
1972 nicht in Kraft geselzt. 
Und Leute, die inzwischen 
gebaul haben, bekomm en 
nichts. ldl se lbsl habe es e r­
lebt. Seit einem halben Jahr 
schreibe ich an das Inn en­
ministerium I\'RW - und er­
halte nicht ein mal eine Be­
sli:itigu ng des Eingangs mei­
nes Schreibens, geschweige 
irgendeine Mil/eilung, daß 
ich einen Anspruch auf Er-
lal/ung meiner Bemühungen, 

ein en Schutzbau zu errichl en, 
habe. 

Walter Grobe, Brandenberg 

Helfen Retten-DSB 

DSB Schlauchboote· erprobt und bewährt, 
In aller Welt In schwerstem Einsatz. 

Höchste Strapazierfähigkeit 
durch vollsynthetische Bootshäute 

nahezu wartungsfreI. 
Verwendbar für Motor - Riemen - Paddel 

Spezialtypen für alle Einsatzzwecke. 

Infornlatlonen gibt Ihnen I 

11 DEUTSCHE SCHLAUCHBOOTFABRIK 
HANS SCHEIBERT 

0-3457 Eschershausen - Postfach 1169 
(gnlln.nl.1 Ruf 05534/551 - Telex 9-65 331 dsb d 
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Vom weltweiten 
Randel mit Waffen 

Christian Potyka über Thesen der Albrecht-Studie 

D ie Bundesrepublik strebt ge­
genwärtig unter der sozial­
liberalen Koalition den auf in­

ternationaler Bühne bemerkens­
werten Luxus an , die einheimische 
Rüstungsindustrie in ihren Export­
ambitionen zu zügeln. Außenpoli ­
tische Rücksichtnahme soll Vor­
rang vor Einzelinteressen der Rü­
stungsindustrie erhalten und Waf­
fentransaktionen nur noch inner­
halb der NATO erlauben (und auch 
hier bestimmten Ländern gegen­
über nicht ohne Einschränkungen). 
Wie sehr nun eine solche Haltung 
aus dem internationalen Rahmen 
fällt, zeigen die Usancen der rest­
lichen Welt im Handel mit Waffen. 

Dazu muß man freilich wissen , 
daß die Zeiten privater Waffen­
schieber vom Schlage des legen­
dären Zaharoff, die bis zum Ersten 
Weltkrieg auf dem goldenen Boden 
dieses zwielichtigen Gewerbes 
standen, längst vorbei sind ; und 
zwar spätestens seit dem Zweiten 
Weltkrieg , der auch und gerade die 
europäischen Waffenschmieden 
vernichtet und i,n den Vereinigten 
Staaten den Keim für den entschei­
denden Wandel dieser Branche ge­
legt hatte. Durch die unmäßige Be­
schleunigung der technologischen 
Entwicklung und die dadurch erfor­
derlichen hohen Investitionen ge­
rieten die Rüstungsfabrikanten 
nämlich nach und nach in die Ab­
hängigkeit des Staates als Geld­
geber. Damit verlor das Rüstungs­
geschäft zwar seine pittoresken, 
abenteuerlichen Züge, wurde aber 
nicht transparenter. 
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Mit einzelnen Enthüllungen, 
und seien sie noch so "sensatio­
nell ", ist diesem Geflecht privaten 
Profitstrebens und staatlicher Or­
ganisation nicht mehr beizukom­
men. Hier bedarf es vielmehr breit 
angelegter Analysen unter relevan­
ten , übergreifenden Ges ichtspunk­
ten. 

Vom Analytiker wird nicht nur 
- was noch verständlich wäre -
detektivischer Spürsinn auf der Su­
che ,nach Informationen verlangt , 
sondern auch wissenschaftliche 
Exaktheit in der Quellenkritik ; inge­
nieurwissenschaftliche Kenntnisse 
für die Beurteilung waffentech­
nischer Details der Handelsobjekte 
sowie ökonomische Vorbildung , 
will man die handelspolitischen As­
pekte der Angelegenheit klar se­
hen. Trifft all dies zusammen, dann 
mag eine Studie gelingen, wie sie 
der Mitarbe iter am Institut für Stra­
tegische Studien in London, AI­
brecht, jetzt vorlegt-. 

Albrecht versucht nachzuzeich­
nen, "wie sich in den vergangenen 
Jahren die internationalen Rü­
stungsmärkte aufblähten, und wie 
das Marktgeschehen mehr und 
mehr Züge des Staatshandels an­
nahm ". Der Autor möchte keinen 
akademischen Hypothesenstreit 
beginnen, doch glaubt er, bisher 
seien die Rüstungsströme zu sehr 
aus kompl izierten Beziehungsver­
hältnissen pol itisch-strateg ischer 
Art erklärt worden. Er wil l nun das 

• Ul rich Albrecht : Der Handel mit Waffen, 
Carl Hanser Verl ag , München. 216 s" 27 DM. 

Verhältnis von ökonomische,n und 
politischen Momenten umgekehrt 
als üblich darstellen: " Die Rü­
stungsexporte sind das Ergebnis 
ökonomischer Entwicklungen, die 
politische Konsequenzen von Ge­
wicht haben ". Denn erstens ver­
suchten alle großen Export länder, 
in hartem Wettbewerb bewußt so 
viel Rüstungsgüter wie möglich zu 
exportieren. Zweitens zeigten ge­
naue Analysen der Transaktionen , 
daß die gängigen Motive in keinem 
direkten Kausalverhältnis zu den 
Rüstungstransfers stünden. So 
seien in der Regel politische Ent­
scheidungsträger mit Rüstu ngsex­
porten nicht befaßt und übten auch 
kaum politische Kontrolle aus. Und 
drittens, so argumentiert Albrecht , 
demonstrierten Fallstudien , daß die 
Exporteure häufig nicht nur in Un­
kenntnis der politischen Prinzipien 
für die Rüstungsausfuhr ihres eige­
nen Landes handelten, sondern 
auch die militärische und politische 
Situation der Käufer außer acht I ie­
ßen , wenn es ihnen nur gelänge, im 
Wettbewerb mit anderen einen Ex­
portauftrag zu bekommen. 

Solche Schlüsse zieht der Au­
tor nach Sichtung und Systemati ­
sierung eines Materials, das auf 
den ersten Blick einer Analyse un­
zugänglich scheint. Statistiken -
und gar verläßliche - sind rar auf 
diesem Gebiet. Immerhin sollen 
nach amerikanischen Angaben seit 
1945 über dreitausend Transfers 
von Rüstungsgütern auf allen 
Märkten stattgefunden haben; das 
Gesamtvolumen der Weltrüstungs-



märkte schätzte der amerikanische 
Abgeordnete Coughlin für das Jahr 
1969 auf 20 Milliarden Mark und 
fügte hinzu, daß sich das Marktvo­
lumen seit 1955 verdoppelt habe. 
Gemessen an den WeItrüstungs­
ausgaben (für 1969 etwa 615 Mil­
liarden Mark) scheint dies wenig. 
Doch ist zu bedenken, daß die Rü­
stungswirtschaft traditionell autark 
betrieben wird . So bildeten die 
Vereinigten Staaten mit 271 Milliar­
den Mark Militärausgaben und die 
sozialistischen Länder mit 180 Mil­
liarden Mark zwei Blöcke, die fast 
keine Rüstungsgüter importierten. 
Vielmehr sind sie die größten An­
bieter auf den internationalen Rü­
stungsmärkten. 

Beim Hauptexporteur Vereinig­
te Staaten wuchs die Summe der 
Transfers bis 1961 stetig bis auf 
6,58 Milliarden Mark und stieg im 
nächsten Jahr sprunghaft um 40 
Prozent an . Seitdem erreicht die 
Rüstungsausfuhr regelmäßig ei.nen 
Anteil von 10 Prozent der Gesamt­
exporte dieses Landes. Schätzun­
gen für die Gesamtausfuhr an Waf­
fen in den Jahren 1962 bis 1967 be­
laufen sich auf 12 Milliarden Mark 
pro Jahr - Wiederverkäufe nicht 
einbezogen. Ein erheblicher Teil 
dieser Transfers brachte freilich 
keine Devisenerlöse, sondern wur­
de als Schenkung vom Exporteur 
selbst bezahlt. Ein Hinweis darauf, 
daß die Analyse der Waffenzirku­
lation sich nicht auf kommerzielle 
Transfers beschränken kann , (zur 
Sowjetunion später) . 

Auch im französischen Außen­
handel spielen Rüstungsgüter eine 
beachtliche Rolle. Ihr Anteil an der 
Gesamtausfuhr stieg von 2,5 Pro­
zent im Jahre 1957 innerhalb von 
10 Jahren auf 4,5 Prozent. So be­
trug der Wert der Exportlieferun­
gen im Jahre 1968 zirka 3,2 Milliar­
den Mark ; und für 3,55 Milliarden 
Mark wurden in jenem Jahr neue 
Lieferverträge abgeschlossen. 

Zahlen über britische Rü­
stungsexporte werden nicht be­
kanntgegeben . SChätzungen diffe­
rieren stark und weichen von 2,4 
Prozent der Gesamtexporte (was 
für 1969 beispielsweise 1,35 Milliar­
den Mark wären) bis zu einem Rü­
stungsexportanteil von 28 (!) Pro­
zent. 

Das Gesamtvolumen der deut­
schen Rüstungsausfuhren ist nach 
Albrecht " bisher vergleichsweise 
unbedeutend ". Die Ausfuhr der 
Bundesrepublik betraf vor allem 

von der Bundeswehr nicht mehr 
benötigtes Altgerät. Dessen Preise 
aber unterliegen anderen Regeln 
und erschweren einen Vergleich. 
Trends sind bei der Unregelmäßig­
keit der deutschen Exporte schwer 
zu erkennen. Der erste wirklich be­
deutende Transfer ist für Albrecht 
der Auftrag Belgiens vom Juli 1967, 
für 310 Millionen Mark 334 Leo­
pard-Pa.nzer zu liefern. 

Die langsame aber stetige 
Ausweitung der deutschen Rü .. 
stungsexporte wurde, wie bereits 
angedeutet, mit dem Regierungs­
wechsel vom Jahre 1969 unter­
brochen. Das sozialliberale Kabi­
nett, so kommentiert Albrecht, 
scheine geneigt, zugunsten außen­
politischer Überlegungen volkswirt­
schaftliche Motive zurückzustellen . 
Doch scheint Albrecht dem Frieden 
selbst nicht zu trauen , wenn er an­
deutet, daß man im Ausland die 
Bundesrepublik mit ihrem traditio­
nell großen Anteil von Kapitalgü­
tern am Export als .. potentiellen 
Lieferanten " betrachte. 

Hi.nter diesen Hauptlieferanten 
ist nach Meinung der Experten am 
ehesten der Rüstungsexporteur Ka­
nada in einem Vergleich mit einzu­
beziehen. Die Waffenausfuhren 
Belgiens und Italiens dagegen, so 
bedeutend sie auch für die ein­
heimische Volkswirtschaften sein 
mögen, sind im internationalen 
Vergleich keine relevante Größe 
mehr. 

Ge be r lände r: 

Sowjetuni on 

England 

Frankre i ch 

m t Frankreich 
m litärisch ver ­
b ndete Staaten 

Welche Produkte liefern nun 
diese Länder? In der Rangliste 
ihres Wertes: Flugzeuge, Feuerwaf­
fen, Kettenfahrzeuge u.nd Schiffe. 
Nachrichtengerät und andere elek­
tronische Ausrüstung scheint weni­
ger gefragt. Absoluter Exportschla­
ger sind Militärflugzeuge. So be­
stehen die amerikanischen Rü­
stungsausfuhren zu ungefähr 
einem Drittel aus Fluggerät. Die 
Märkte dieses wichtigsten Ausfuhr­
gutes teilen sich als Konkurrenten 
im westlichen Lager die Vereinig­
ten Staaten, England und Frank­
reich fast allein. Zweitwichtigste 
Gruppe sind Heeresausstattungen : 
Feuerwaffen aller Kaliber bis hin 
zur schweren Artillerie , Kettenfahr­
zeuge und die dazugehörige Muni­
tion. In Statistiken erscheinen sol­
che Objekte gern als " Produkte der 
metallverarbeitenden Industrie ". 

Von geringerer Bedeutung ist 
der dritte Rüstungssektor, das 
schwimmende Marinegerät. Zwar 
gibt es auf der Erde 49 nationale 
Seestreitkräfte (im Gegensatz zu 
111 Luftwaffen) , aber nur 22 dieser 
Kriegsmarinen tätigen seit 1945 
Schiffskäufe. 

Militärhilfe für afrikanische Staaten (aus: Albrecht, "Der Handel mit Waffen"). 
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Wer aber kauft nun all diese 
Rüstungsgüter? Albrecht unter­
scheidet vor allem zwei Länder­
gruppen : kleinere Industriestaaten , 
die ihre Rüstungsnachfrage nicht 
oder nur zum Teil aus eigener Pro­
duktion decken und Entwicklungs­
länder mit einer überproportiona­
len Nachfrage nach Rüstungs­
gütern . So gingen Mitte 1967 bis 
Mitte 1968 von den größten Rü­
stungstransfers nur 14 in europä­
ische Länder, 42 hingegen in Staa­
ten der Dritten Welt. Im folgenden 
Jahr waren es gar 70 Transfers in 
Entwicklungsländer, während 71 
nach Europa gingen . 

Diese Nachfrage folgt aus den 
Interessen der jungen Regime in 
der Dritten Welt und ihren Ansich ­
ten über die Notwendigkeit eigener 
Streitkräfte, aber auch aus den Ex­
portkampagnen der Hauptausfuhr­
länder. 

Die Abhängigkeit zwischen 
Allianzpartnern wie auch die Auf­
teilung der Welt in Interessen­
sphären , die Rivalität der Industrie­
länder im Rüstungshandel (auch 

als Kampf um regionale Absatz­
märkte) analysiert der Autor mit 
Sorgfal t. Im Verlauf der Analyse 
dieses Wettbewerbs gelangt er zu 
seinen Thesen : 

o Träger des Rüstungshandels 
sind nicht mehr die Rüstungspro­
duzenten, sondern die Staaten und 

o der Wettbewerb wird nicht mehr 
im üblichen Sinne, etwa als Preis­
wettbewerb, ausgetragen , sondern 
hat sich in andere Bereiche, beson­
ders in Politik und Technik verla­
gert. 

Als Hauptursachen dieser 
Wettbewerbsverschärfung nennt AI ­
brecht die Binnenentwicklung der 
Produktionsländer (vor allem durch 
die economies of scale, den Ein­
fluß des Umsatzvolumens auf den 
Preis also) und den Wandel der Ex­
portmärkte durch die Industriali ­
sierung der Dritten Welt. 

Trotz des Entstehens " neuer 
Anb ieter gegen ameri kanische 
Marktmacht ", trotz Verschärfung 
der Konkurrenz durch die Euro­
päer, deren Produktionspolitik AI­
brecht ausführlich schildert , ließe 
sich die westliche Konkurrenz auf 
dem Weltmarkt immer noch als 
Wettbewerb "zwischen ressenti ­
mentgeladenen Pygmäen und 
einem leutseligen Riesen " veran­
schaulichen. Denn der Versuch der 
Europäer, durch gezielte Produkt­
politik der amerikanischen Vor-

• 
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Amerikanische Militärhilfe für Afrika (aus: Albrecht, "Der Handel mit Waffen"). 
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machtstellung zu begegnen , schlug 
fehl. Hinzu trat vielmehr Mitte der 
fünfziger Jahre ein zweiter Riese 
im Rüstungsexport - die Sowjet­
union . 

Nach einer Untersuchung des 
sowjetischen Exportprogrammes, 
der Qualität der sowjetischen Rü­
stungsgüter, Liefertermine sowie 
Preise ("spürbar billiger als west­
liche Konkurrenzprodukte ") folgert 
Albrecht , die Rüstungsproduktion 
der Sowjetunion sei im technischen 
Niveau mit der amerikanischen voll 
vergleichbar. Die Sowjetunion fabri ­
ziere in großem Umfange und 
könne auf kurzfristige Nachfragen 
rasch reagieren . Die Preise seien 
anscheinend keine Dumping­
Preise, sondern entsprächen den in 
der UdSSR üblichen Verfahren der 
Kostenberechnung . 

Über die Motive der Sowjet­
union für diese aktive Wettbe­
werbspolitik speku liert Albrecht: Es 
könnte sein , daß der Sowjetunion 
im Rüstungswettlauf mit Amerika 
nicht mehr an möglichst großen 
Rüstungsgütermengen, wohl aber 
am fortwährenden Ausbau und Un .. 
terhalt umfangreicher Kapazitäten 
zur Erzeugung moderner Waffe.n 
gelegen sei . Im Bedarfsfalle stün­
den dann aufgrund dieses neuar­
tigen "Arsenalismus " in vollem 
Fertigungstempo produzierende 
Kapazitäten unverzüglich bereit, 
die weitaus größere Rüstungsgüter­
mengen sehr viel rascher aussto­
ßen könnten als die "Schattenfabri­
ken " der Amerikaner . 

Albrecht verdeutlicht seine These 
vom wachsenden weltweiten Wett­
bewerb im Waffenhandel mit einem 
Überblick über das staatliche In­
strumentarium für die Finanzierung 
der Transfers (Absatzhilfen für die 
Rüstungsausfuhr), vergißt auch 
nicht die sogenannten grauen 
Märkte (grau , weil undurchsichtig 
und am Rande der Legalität) und 
schließt sein spannend-sprödes 
Buch mit dem Abschnitt "Rüstungs­
exporte und Machtpolitik" , denn Rü­
stungseinkäufe versetzen die Käu­
fer in mancherlei Abhängigkeit, et­
wa durch die Ersatzteillieferpolitik 
des Exporteurs. 

Dieser Abschnitt stellt AI­
brechts Hauptthese von den über­
wiegend ökonomischen Triebkräf­
ten des Waffenhandels allerd ings 
nicht in Frage, er modifiziert sie 
nur. Fazit : Der Handel mit Waffen 
hat ökonomische Ursachen, aber 
politische Wirkungen . 



B emerkenswert, mit weI­
cher Präzision Verrier 
in seiner " Bomberoffen­

sive " ') die technische Entwick­
lung auf bei den Seiten , das 
Ringen um einen entscheiden­
den Vorsprung in Angriff und 
Abwehr und die Konsequen­
zen mit detaillierten Erfolgs­
und Verlustzahlen dargestellt 
hat. Fair übrigens auch die 
Beurteilungen deutscher Füh­
rungskräfte und deutscher Lei­
stungen einschließlich der Mo­
ral der deutschen Zivilbevöl­
kerung. 

Bis 1943 ist fast jeder An­
griff auf deutsche Städte und 
auf die deutschen Produktio­
nen in Europa systematisch 
erlaßt und ausgewertet. Mit 
Erringung der Luftüberlegen­
heit im Jahre 1944 und, wie 
der Angriff auf Dresden in der 
Nacht des 13. Februar und 
am 14. Februar 1945 den Alli­
ierten offenbarte, der absolu­
ten Lufthoheit über Deutsch­
land und den von Deutschen 
besetzten europäischen Ge­
bieten sind die Aktionen des 
Bomber Command und der 
amerikanischen Luftflotte in 
den bedeutenden EinzeIan­
griffen oder doch gruppen­
weise ausgewertet. Das Ruhr­
gebiet, Bremen, Lübeck, Kiel , 
Hamburg, Peenemünde, Ro­
stock, die Möhnetalsperre, 
Rüsselsheim, Darmstadt, Kö­
nigsberg, Frankfurt, Stuttgart, 
München, Ploesti , Breslau usw. 
usw., nichts fehlt. Die plasti­
sche Schilderung läßt den Le­
ser je nach Alter miterleben 
oder nacherleben. 

Das persönliche Engage­
ment des Lesers wird von 
Verrier aber herausgefordert 
mit der Analyse. Es ist das 

') Anthony Verrier : Bomberoffen­
sive gegen Deutschland 1939-1945. 
Aus dem Engl ischen von Hans Jür­
gen Baron von Koskull. Bernhard 
& Graefe Verlag für Wehrwesen , 
Frankfurt am Main . 368 Seiten , 12 
Bildtafeln, 38 DM . 

Ein Buch~ 
das aufwühlt 
Ministerialdirektor Hans Arnold Thomsen 
über "Bomberoffensive gegen Deutschland" 

Verdienst Verriers, die Kon­
frontation der amerikanischen 
Auffassung von strategischen 
Einsätzen gegen militärische 
Ziele und die Rüstungsindu­
strie mit der des Sir Arthur 
Harris, Chief of Staff des eng­
lischen Bomber Command , 
deutlich herausgearbeitet zu 
haben. Der Leser ist aber 
wohl kaum bereit, der These 
zu folgen , die Unklarheit der 
Zielsetzung führte zwangsläu­
fig dazu, die nun einmal ver­
fügbaren Kräfte der alliierten 
Bomberwaffe im Flächenbom­
bardement als Massenvernich­
tungsmittel gegen die Deut­
schen einzusetzen. Wenn Ver­
rier im Vorwort seines Buches 
darauf verweist, daß sein Buch 
keine amtliche Darstellung 
ist, sondern eine - bei allen 
Bemühungen um Objektivität 
- persönliche und inoffizielle, 
die der Leser subjektiv auf­
nehmen wird , so hat er damit 
treffsicher die Reaktion auf 
sein Buch eingeschätzt. 

Die Feststellung ist richtig , 
daß nach dem Verlust Frank­
reichs Englands Armee zu 
Aktionen unfähig und die Navy 
endgültig in die Defensive ge­
drängt worden war, so daß 
nur noch der Luftwaffe offen­
sive Einsätze möglich waren . 
Bedeutsam aber ist, daß Har­
ris der Mann gewesen ist, der 
die Frage, ob strategische 
Offensive gegen TruppensteI­
lungen, Brücken, Straßen und 
Rüstungsfabriken oder Flä­
chenbombardierungen als 
"vielleicht sogar unmoralische 
Methode, die Deutschen der­
artig in Furcht und Schrecken 
zu versetzen und so zu schla­
gen, daß sie den Kampf auf­
gaben", zur letzteren Prakti­
zierung führte. 

Als Ehrenentlastung dieses 
Soldaten empfindet es der 
Leser nicht, daß zunächst die 
Bombenflugzeuge, ihre Besat­
zungen und ihre Ausrüstung 
eine Waffe bildeten, die nur 

in Ausnahmefällen Einzelziele 
genau treffen konnte. Eben­
sowenig die historische Fest­
stellung, daß Churchill nach 
Übernahme des Amtes als 
Premierminister, beraten von 
seiner "Grauen Eminenz " Lord 
Cherwell, eine wirksame und 
wichtige Aufgabe des Bomber 
Command darin sah, in jedem 
möglichen Maßstab Deutsche 
ihrer Häuser zu berauben und 
sie zu töten . Es bleibt haften, 
daß Bomber-Harris trotz der 
gegensätzlichen amerikani­
schen Auffassung und in Ta­
gesang riffen geübten Praxis 
militärische und industrielle 
Ziele anzugreifen , schon bald 
offen und ungerührt auf die 
Krüppel hinweist, zu denen 
von ihm einst stolze deutsche 
Städte gemacht worden sind. 

Die Darstellung Verriers 
weist die Schlachten des 
Bomber Command über 
Deutschland als das Schlach­
ten der Zivilbevölkerung in 
ihren Städten aus. An der Ver­
antwortung dafür läßt er ne­
ben Harris, Cherwell und 
Churchill aber auch den ame­
rikanischen General Marshai 
teilnehmen, der beim Besuch 
des Europäischen Kriegs­
schauplatzes im Oktober 1944 
und erneut im Januar 1945 
die Flächenbombardierungen 
sanktionierte und nun von 
allen Alliierten Luftstreitkräf­
ten forderte. 

In der Folge spricht Verrier 
im Zusammenhang mit dem 
Angriff auf Dresden , und un­
ter dem Hinweis, daß die Alli­
ierten wußten , daß dort viele 
Flüchtlinge waren , so daß man 
erwarten konnte, besonders 
viele Menschen zu töten , vom 
"Abschlachten der Menschen 
aus der Luft" und davon, daß 
die strategische Luftwaffe zu 
einer Übung im Massentöten 
geworden sei. 

Nicht unerwähnt bleibt da­
bei, daß die Mustang-Besat­
zungen im Tiefflug noch die 

Überlebenden mit Bordwaffen 
beschossen. In diesem Zu­
sammenhang stellt er fest, daß 
die alliierte Behauptung, die 
Deutsche Luftwaffe habe da­
mit begonnen, irrelevant und 
außerdem nicht wahr sei. Er 
stellt fest : Die strategische 
Luftoffensive hat mit Dresden 
geendet und mit blinden 
Rachegefühlen , wie sie in den 
früheren Pionierkriegen an 
den Grenzen der zivilisierten 
Welt geherrscht haben. Wei­
ter : Die Frage war, seitdem 
Deutschland völlig ungeschützt 
war, nicht, was man zerstören 
konnte, sondern was man zer­
stören wollte. 

Gleichwohl darf der Leser 
die Tatsache nicht übersehen, 
das die deutschen Fehlschläge 
in der Luftschlacht über Groß­
britann ien zu wahllosen Bom­
bardierungen - zunächst viel ­
leicht unbeabsichtigt - eng­
lischer Stadtgebiete geführt 
haben, und daß Hitlers Aktion 
" Blitz " gegen England voran­
gegangen war. Damit lieferte 
Deutschland, so Verrier, dem 
Bomber Command eine " Le­
gitimation " für die Flächen­
offensive. Grad und Ausmaß 
der Vernichtungsmethodik er­
scheinen aber schließlich -
wenn auch spät - Churchill 
selbst und dem Foreign Office 
nicht mehr vertretbar, und die 
Abwendung von Harris nach 
Dresden war die Folge. 

Es soll noch angemerkt 
werden , daß Verrier die Ge­
samtverluste der deutschen 
Zivilbevölkerung nicht nennt. 
Sie haben laut Statistischem 
Bundesamt 593000 Tote im 
Reichsgebiet betragen und la­
gen damit um ein Mehrfaches 
- wie ausdrücklich betont 
werden muß - unter den An­
nahmen, die die Gegenseite 
sich errechnete. Das Verdienst 
dafür kommt in erster Linie 
dem baulichen Schutz und fer­
ner dem zweckmäßig und 
straff organisierten Luftschutz 
zu . 

Das Buch , ausgelesen und 
zugeschlagen, läßt die Gedan­
ken des aufgewühlten Lesers 
noch nicht los. Wird das vor­
handene ungeheure Atom­
Potential , das seine Fähigkeit 
zur Massenzerstörung und 
Massentötung nicht mehr nach­
zuweisen braucht, ebenso, wie 
dereinst die vorhandenen 
Bomber, eines Tages die Rolle 
des Parvenü im Massen­
schlachten übernehmen? Uns 
bleibt das Hoffen, daß Logik 
und Moral sich seit dem letz­
ten Krieg gefestigt haben. 
Vielleicht ist die Aufzeichnung 
Verriers ein Beitrag dazu . 
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VWV·Se1bstschutz:-----------~ 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

für Aufbau, Förderung und Leitung 
des Selbstschutzes 
(Vwv-Selbstschutz) 

Vom 11. Mai 1971 

Auf Grund des § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Erwei­
terung des Katastrophenschutzes vom 9. Juli 1968 (Bundes­
gesetzbl. I S. 776) wird zu § 10 dieses Gesetzes mit Zustim­
mung des Bundesrates folgende allgemeine Verwaltungs­
vorschrift erlassen : 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 

Begriff und Arten des Selbstschutzes 

(1) Der Selbstschutz umfaßt alle Maßnahmen der Be­
völkerung , die dazu dLenen, die in ihrem engeren Wohn­
und Arbeitsbereich durch Waffenwirkungen drohenden oder 
eingetretenen Schäden , insbesondere an Leben und Ge­
sundheit, zu verhindern , zu mildern oder zu beseitigen. 

(2) Es wird zwischen dem Selbstschutz in Wohnstätten 
und dem Selbstschutz in Arbeitsstätten (Behörden und Be­
trieben) unterschieden. 

§ 2 
Behördliche Maßnahmen für den Selbstschutz 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde ist für 
den Aufbau , die Förderung und die Leitung des Selbst­
schutzes verantwortlich . 

(2) Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde fördert 
auch den Selbstschutz in den Arbeitsstätten . Dazu gehören 
insbesondere die Beratung und Unterstützung der Behör­
den und Betriebe beim Aufbau des Selbstschutzes. Die Zu­
ständigkeiten der Bundesminister nach § 15 des Gesetzes 
über die Erweiterung des Katastrophenschutzes (KatSG) 
sowie die Aufgaben des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz (BVS) nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 KatSG bleiben unbe­
rührt. 

(3) Die kreisangehörigen Gemeinden werden durch die 
Landkreise verwaltungsmäßig und fachlich unterstützt. Län­
der mit unteren staatlichen Verwaltungsbehörden der allge­
meinen und inneren Verwaltung können diesen die 
Aufgaben zuweisen , die nach § 10 Abs. 4 KatSG und nach 
dieser allgemeinen Verwaltungsvorschr ift auf der Verwal­
tungsebene des Landkreises zu erfüllen sind. 

(4) Die im Katastrophenschutz mitwirkenden Organisa­
tionen, insbesondere der BVS, unterstützen die Gemeinden , 
die kommunalen Zusammenschlüsse oder Gemeindever­
bände nach § 10 Abs. 1 Satz 3 KatSG bei der Unterrichtung 
der Bevölkerung über die durch Waffenwirkungen drohen­
den Gefahren und Schäden und bei der Ausbildung zu 
ihrer Bekämpfung. 

2. Abschnitt 

Aufbau des Selbstschutzes 
§ 3 

Allgemeines 
Die Gemeinde trifft unter Berücksichtigung der Orts­

oder Kreisbeschreibung organisatorische Maßnahmen , die 
der Förderung und Leitung des Selbstschutzes dienen. 
Dazu gehören insbesondere : 
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a) die Einteilung des Gemeindegebiets für eine wirk­
same Förderung und Leitung des Selbstschutzes, 

b) Vorbereitungen für die Einrichtung und personelle 
Besetzung von Beratungs- und Leitstellen , 
c) die Zusammenarbeit mit den Katastrophenschutzor­
ganisationen, insbesondere mit dem BVS, bei der Unter­
richtung und Ausbildung der Bevölkerung, 
d) die Abstimmung und gegenseitige Unterstützung des 
Selbstschutzes in Wohn- und Arbeitsstätten. 

§ 4 
Einteilung des Gemeindegebietes 

Für eine wirksame Förderung und Leitung des Selbst­
schutzes in Wohnstätten , insbesondere für die Einrichtung 
von Beratungs- und Leitstellen (§ 5) , soll das Gemeinde­
gebiet im allgemeinen in Wohnbereiche von 6000 bis 
10 000 Einwohnern eingeteilt werden , soweit nicht beson­
dere örtliche Verhältnisse eine andere Einteilung erfordern. 
Dabei sollten Gesichtspunkte der Nachbarschaftshilfe be­
rücksichtigt werden . 

§ 5 
Beratungs- und Leltstellen 

(1) Die Gemeinden sorgen dafür, daß die Bevölkerung 
Rat und Auskunft in Selbstschutzfragen erhalten kann . Sie 
bedienen sich dabei der Aufklärungstätigkeit des BVS nach 
§ 11 Abs. 2 Nr. 1 KatSG. 

(2) Die Gemeinden treffen auch Vorkehrungen , um die 
Anstrengungen des einzelnen im Verteidigungsfall hinrei­
chend unterstützen zu können . Sie sollen zu diesem Zweck, 
bei Bedarf in jedem Wohnbereich (§ 4). Beratungs- und 
Leitstellen einrichten, für die Selbstschutzberater in der er­
forderlichen Zahl auszuwählen , zu bestellen und auszubil­
den sind. Der BVS kann dazu Vorschläge machen. 

(3) Die Beratungs- und Leitstellen haben insbesondere 
folgende Aufgaben : 

a) die Beratung der Bevölkerung bei Selbstschutzmaß­
nahmen und die Übermittlung von Hinweisen für das 
Verhalten der Bevölkerung , 
b) die Kontrolle der Beachtung von allgemeinen Anord­
nungen im Rahmen des § 18 Abs. 4, 
c) die Beurteilung von Gefahren und Schadenslagen, 
d) die Meldung von Schadensfällen, 
e) die Förderung des Zusammenwirkens der Bevölke­
rung mit den Einheiten und Einrichtungen des Kata­
strophenschutzes, 
f) bei Abreißen der Verbindung zum Hauptverwaltungs­
beamten der Gemeinde die Erteilung von Hinweisen für 
das Verhalten der Bevölkerung. 

§ 6 
Rechtsverhältnisse des Selbstschutzberaters 

(1) Der Selbstschutzberater soll für die Gemeinde ehren­
amtlich tätig sein . Sein Rechtsverhältnis bestimmt sich nach 
den Vorschriften über die ehrenamtliche Tätigkeit von Bür­
gern in der Gemeinde. Soweit solche Bestimmungen .feh­
len, sind die Vorschriften für die Mitglieder der FreiWilligen 
Feuerwehren mit Ausnahme der Vorschriften über zusätz­
liche Leistungen bei Unfällen entsprechend anzuwenden. 
Die Verfügbarkeit des Selbstschutzberaters, insbesondere 
im Verteidigungsfall , muß sichergestellt sein. 

(2) Der Selbstschutzberater ist nach § 539 Abs. 1 Nr. 13 
der Reichsversicherungsordnung (RVO) gegen Unfall ver­
sichert. 

§ 7 
Beratung des Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde 

Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde kann ge­
eignete Angehörige der Katastrophenschutzorganisationen , 
insbesondere Angehörige des BVS auf Vorschlag der Je­
weiligen Katastrophenschutzorganisation zu seiner Be­
ratung in Selbstschutzangelegenheiten hinzuziehen. 
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3. Abschnitt 

Förderung des Selbstschutzes 
§ 8 

Unterrichtung und Ausbildung im Selbstschutz 
in Wohnstätten 

(1) Die Teilnahme an der Unterrichtung und Ausbildung 
im Selbstschutz in Wohnstätten ist freiwillig. 

(2) Die Unterrichtung und Ausbildung besteht aus 
a) dem Grundlehrgang, 
b) den Ergänzungslehrgängen, 
c) den Lehrgängen der Selb~tschutzberater ~nd anderer 
Selbstschutzkräfte der Gemeinde (z. B. Bedienstete der 
Gemeinde mit Aufgaben auf dem Gebiet des Selbst­
schutzes), 
d) Wiederholungslehrgängen und 
e) gemeinsamen Ausbildungsveranstaltungen (Selbst-
schutzübungen) . 

§ 9 
Inhalt und Umfang der Unterrichtung und Ausbildung 

(1) Der Grundlehrgang im Selbstschutz.dient der Unter­
richtung über Waffenwirkungen, Schutzmogllchkelten und 
selbstschutzmäßiges Verhalten . Er sieht außerdem .dle Aus­
bildung in Selbsthilfemaßnahmen , wie Brandbekampfung, 
Rettung Verschütteter und lebensrettende Sofortmaßnah­
men, vor. 

(2) Die Ergänzungslehrgänge sollen übe.r den Grund­
lehrgang hinaus umfassendere Kenntnisse In der Durch­
füh rung von Selbstschutzmaßnahmen vermitteln , damit bes­
ser ausgebildete Personen zur Anleitung und Unterstutzung 
der weniger oder nicht ausgebildeten Personen und bel der 
Durchführung von gemeinsamen Selbstschutzmaßnahmen 
zur Verfügung stehen. 

(3) Die Au sb ildung der Selbstschutzberater und anderer 
Selbstschutzkräfte der Gemeinde soll diese In die Lage ver­
setzen, ihre besonderen Aufgaben zu erfüllen .. 

(4) In Wiederholungslehrgängen soll das Im Grundlehr­
gang und der weiterführenden Ausbildun~ erworbene WI~­
sen und Können aufgefrischt und erweitert wer~en. Die 
Wiederholungslehrgänge sollen in der Regel fruhest~ns 
zwei Jahre nach Abschluß der Ausbildung durchgefuhrt 
werden. 

(5) In Selbstschutzübungen soll vor allem die erreichte 
Selbstschutzbereitschaft überprüft werden. 

§ 10 
Teilnahme an der Unterrichtung und Ausbildung 

Jeder Einwohner kann am Grund- und Ergänzungslehr­
gang teilnehmen. An der Ausbildung der Selbstschutzb~­
rater und anderer Selbstschutzkräfte der Gemeinde sowie 
an entsprechenden Wiederholungslehrgängen und Selbst­
schutzübu ngen können nur von der Ge.melnde benannte 
Personen teilnehmen. Die Teil nahme an einer Unterrichtung 
und Au sbildung nach § 8 Buchstabe b) bis e) setzt grund­
sätzlich die Teilnahme am Grundlehrgang voraus. 

§ 11 
Unterrichtung und Ausbildung durch 
Katastrophenschutzorganisationen 

(1) Zur Durchführung der Unterrichtung und A.usbildung 
soll sich die Gemeinde in der Regel des BVS bedienen. Die 
Gemeinde kann auch eine andere geeignete Katastrophen­
sChutzorganisation mit der Unterrichtung und Ausbi ldung 
beauftragen . 

(2) Geeignet im Sinne des Absatzes 1 sind so!che Kata­
strophenschutzorganisationen, die in der Lage .slnd, samt­
liche oder einze lne der in § 8 genannten Lehrgange durch­
zuführen und über hierfür ausgebildete Lehrkräfte sowie 
über die' erforderlichen Lehrmittel und Ausbildungsgeräte 

verfügen. Private Katastrophenschutzorganisationen können 
mit der Unterrichtung und Ausbildung beauftragt werden, 
wenn ihre Eignung und Bereitschaft zur Mitwirkung nach § 1 
Abs. 2 KatSG feststeht. 

(3) Für die Unterrichtung und Ausbildung gibt das Bun­
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz Richtlinien und Lehr­
stoffpläne sowie Anleitungen heraus. Die von der Ge­
meinde mit der Selbstschutzausbildung beauftragten Kata­
strophenschutzorganisationen sind bei der Durchführung 
der Unterrichtung und Ausbildung an diese Vorschriften 
gebunden. Die Gemeinde wacht darüber, daß die Vor'schrif­
ten beachtet werden . 

§ 12 
Ort und Zeit der Unterrichtung und Ausbildung 

(1) Die Unterrichtung und Ausbildung erfolgt grundsätz­
lich innerhalb des Gemeindegebietes. Für benachbarte Ge­
meinden können gemeinsame Ausbildungsveranstaltungen 
durchgeführt werden . Die Ausbildung der Selbstschutzbe­
rater und der anderen Selbstschutzkräfte der Gemeinde 
kann auch teilweise an überörtlichen Ausbildungsstätten er­
folgen. 

(2) Die Unterrichtung und Au sbildung nach § 8 soll im 
allgemeinen in der arbeitsfreien Zeit der Teilnehmer durch­
geführt werden . Wird sie während der Arbeitszeit durchge­
führt, dürfen dem Bund oder der Gemeinde dadurch keine 
besonderen Kosten entstehen und insbesondere daraus 
auch keine Ansprüche auf Ersatz von Verdienstausfall oder 
auf Erstattung fortgewährter Leistungen hergeleitet werden 
können. Dies gilt nicht für die Selbstschutzberater und an­
dere Selbstschutzk räfte der Gemeinden. 

(3) Die Gemeinden sorgen bei der Förderung des 
Selbstschutzes in Wohnstätten für die Bereitstellung geeig­
neter Au sbildungsräume und -plätze , soweit die Katastro­
phenschutzorganisationen , die mit der Unterrichtung und 
Ausbildung beauftragt sind , nicht über eigene Einrichtun­
gen verfügen. 

§ 13 
Durchführung der UnterrIchtungs­
und Ausbildungsveranstaltungen 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte fordert die Bevölke­
rung zur Teilnahme an der Selbstschutzausbildung auf. Da­
bei kann er sich durch Öffentlichkeitsarbeit des BVS und 
anderer Katastrophenschutzorganisationen unterstützen 
lassen. Er stellt nach Anhörung der die Unterrichtung und 
Au sbildung durchführenden Katastrophenschutzorganisa­
tion einen Veranstaltungsplan auf. Die Gemeinde gibt die 
Termine der Veranstaltung bekannt und lädt die Einwohner 
zur Teilnahme ein. 

(2) Die ausbildende Organisation teilt der Gemeinde 
nach jeder Veranstaltung Anzah l, Namen und An schriften 
der Teilnehmer mit und stellt den Teilnehmern eine Be­
scheinigung über die Teilnahme aus. 

(3) Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde ist be­
rechtigt, sich jederzeit über den Gang und den Stand der 
Unterrichtung und Ausbildung zu informieren . 

§ 14 
Unfallversicherung 

Teilnehmer an ei ner Unterrichtungs- und Ausbildungs-
veranstaltung sind gegen Unfall versichert, 

a) nach § 539 Abs. 1 Nr. 12 Buchstabe c RVO, wenn die 
Veranstaltung vom BVS, 
b) nach § 539 Abs. 1 Nr. 8 RVO, wenn die Veranstaltung 
von einer anderen Katastrophenschutzorganisation 
durchgeführt wird . 

§ 15 
Abfindungen 

(1) Den Teilnehmern an Unterrichtungs- und Ausbil­
dungsveranstaltungen werden die Auslagen für notwendige 
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Fahrten zwischen der Wohnung oder der Arbeitsstätte und 
der Ausbildungsstätte in Höhe des niedrigsten Betrages er­
setzt, der für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zu 
entrichten ist. Andere Aufwendungen werden nicht erstattet. 
Ausgenommen hiervon ist die Abfindung der Selbstschutz­
berater und anderer ehrenamtlicher Selbstschutzkräfte der 
Gemeinde. 

(2) Die Erstattungsbeträge werden jeweils nach der ein­
zelnen Veranstaltung durch die ausbildende Katastrophen­
schutzorganisation ausgezahlt. 

§ 16 
Selbstschutzausstattung 

Die Gemeinden wirken in Zusammenarbeit mit dem BVS 
darauf hin , daß die Bevölkerung freiwillig Schutzräume baut 
oder einrichtet sowie eine Selbstschutzausstattung bereit­
hält. Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz gibt für 
die bereitzuhaltende Ausstattung " Empfehlungen für die 
Selbstschutzausstattung in Wohnstätten " heraus. 

§17 
Förderung des Selbstschutzes in Arbeitsstätten 

(1) Bei der Förderung des Selbstschutzes in Arbeitsstät­
ten (Behörden und Betrieben) haben die Gemeinden von 
Empfehlungen für den Selbstschutz in Arbeitsstätten mit 
Angaben über den Aufbau, die Ausrüstung, die Ausbildung 
und den Einsatz des Selbstschutzes auszugehen. Die Emp­
fehlungen für den Selbstschutz in Behörden werden vom 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz herausgegeben. 
Für den Selbstschutz in Betrieben der gewerblichen Wirt­
schaft sind Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft Zivil­
schutz der Spitzenorganisationen der gewerblichen Wirt­
schaft zugrunde zu legen, soweit ihnen der Bundesminister 
des Innern und der Bundesminister für Wirtschaft zuge­
stimmt haben . Die Empfehlungen für den Selbstschutz in 
landwirtschaftlichen Betrieben gibt der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern heraus. 

(2) Die Ausbildungsräume und -plätze nach § 12 Abs. 3 
stehen auch für die Ausbildung des Selbstschutzes in Ar­
beitsstätten zur Verfügung , soweit in den Arbeitsstätten 
keine geeigneten Räume oder Plätze verfügbar sind. 

4. Abschnitt 

Leitung des Selbstschutzes 
§ 18 

Allgemeine Anordnungen und Bekanntmachungen 

(1) Im Verteidigungsfall kann der Hauptverwaltungsbe­
amte der Gemeinde allgemeine Anordnungen nach § 10 
Abs. 5 KatSG vor allem erlassen über 

a) das Beachten der Alarmzeichen , 
b) die Verdunkelung , 
c) das Aufsuchen von Schutzräumen , Kellern und an­

deren Schutzmöglichkeiten sowie die Dauer des Auf­
enthalts darin , 

d) das Verhalten nach Angriffen, 
e) örtliche Rettungs- und Fluchtwege. 
(2) Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde kann 

ferner im Verteidigungsfall Bekanntmachungen herausge­
ben, insbesondere über 
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a) die Bereitstellung von Lösch- und Trinkwasser, 
b) die Entrümpelung, 
c) das Kenntlichmachen von Schutzräumen, Kellern und 

anderen Schutzmöglichkeiten , 

d) die Meldung von Schadensfällen aus dem Wohnbe­
reich . 

(3) Von überörtlichen Regelungen und Empfehlungen 
darf der Hauptverwaltungsbeamte nur abweichen, wenn 
dies wegen besonderer Umstände unabweisbar ist. 

(4) Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde kann 
sich bei den Aufgaben nach den Absätzen 1) und 2) von 
den Beratungs- und Leitstellen (§ 5) unterstützen lassen. 

5. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 
§ 18 

Kostentragung 
(1) Der Bund trägt die Kosten , die den Gemeinden und 

Gemeindeverbänden bei Aufbau , Förderung und Leitung 
des Selbstschutzes, mit Ausnahme der persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten , entstehen, insbesondere 

a) durch die Erstattung der Fahrkosten der Teilnehmer 
an Unterrichtungs- und Ausbildungsveranstaltungen im 
Selbstschutz in Wohnstätten , 
b) durch die Mitwirkung anderer geeigneter Katastro­
phenschutzorganisationen als des BVS bei der Unter­
richtung und Ausbildung der Bevölkerung im Selbst­
schutz in Wohnstätten, und zwar die Kosten des Lehr­
und Ausbildungspersonals und -materials. Kosten für 
die Bereitstellung und Benutzung gemeindeeigener Aus­
bildungsräume und Ausbildungsplätze einschließlich der 
Nebenkosten werden nicht übernommen, 
c) durch die Ausbildung und Tätigkeit der Selbstschutz­
berater und anderer ehrenamtlicher Selbstschutzkräfte 
der Gemeinde. Der Bund trägt auch die Kosten für eine 
eventuelle Ausrüstung der Selbstschutzberater. 
(2) Wenn im Einzelfall über die Kostentragungspflicht 

des Bundes oder die angemessene Höhe von Kosten und 
Entgelten Zweifel bestehen, ist vor Übernahme einer Ver­
bindlichkeit die Entscheidung des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz herbeizuführen. 

§ 20 
Haushaltsführung und Rechnungslegung 

(1) Die Ausgaben sind für Rechnung des Bundes zu lei­
sten ; die Einnahmen sind für den Bund anzunehmen. Die 
Einnahmen und Ausgaben sind in der Bundesrechnung 
nachzuweisen. 

(2) Auf diese Ausgaben und Einnahmen sind die Vor­
schriften über das Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden. 
Es wird zugelassen, daß auf die für Rechnung des Bundes 
zu leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammenhän­
genden Einnahmen die landesrechtlichen Bestimmungen 
über die Kassen- und Buchführung der zuständigen Lan­
des- und Gemeinde- (Gemeindeverbände) behörden ange­
wandt werden . 

(3) Die Zuweisung von Haushalts- und Betriebsmitteln 
regelt das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz. 

§ 21 
Aufhebung von Vorschriften 

Die Vorschriften der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
über die Leitung des zivilen Luftschutzes im Luftschutzort 
(AVV-LS-Ort) vom 15. Januar 1961 (Bundesanzeiger Nr. 15) 
werden , soweit sie den Selbstschutz und den Bundesluft­
schutzverband (jetzt BVS) betreffen, aufgehoben. 

§ 22 
Inkrafttreten 

Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 
Bonn , den 11 . Mai 1971 

Der Bundesminister des Innern 
Genseher 

Veröffent licht im Bundesanzeiger vom 18. Mai 1971 



Diplom -Volksvvirt 
Hans-Georg Schmidt Das 

Eine zusätzliche Aufgabe des BVS? Haus 
Durch ein technisches Versehen sind 
einige Absätze dieses in einem Teil 
der Auflage von ZIVILVERTEIDIGUNG 
9/1971 vertauscht worden . Um a/len 
Lesern Gelegenheit z.u geben, den in­
teressanten Vorschlag des Autors zu 
diskutieren , veröffentlichen wir den 
Beitrag an dieser Stelle noch einmal. 

S eit dem Inkrafttreten der All­
gemeinen Verwaltungsvor­
schrift für Aufbau , Förderung 

und Leitung des Selbstschutzes 
(Vwv-Selbstschutz) vom 11 . Mai 1971 
zu § 10 KatSG ist der Hauptverwal­
tungsbeamte der Gemeinde verant­
wortlich für alle Selbstschutzmaß­
nahmen in seinem Wirkungsbereich . 
Somit werden ihn sämtliche in die­
sem Zusammenhang auftretenden 
Probleme, wie man eine gewisse 
Aufgeschlossenheit der Bevölke­
rung zur Teilnahme an der Selbst­
sChutzausbildung erreichen kann , 
zwangsläufig interessieren müssen. 

Dementsprechend sei nachfol­
gend ein neuartiger Vorschlag zur 
Erleichterung der ihm übertragenen 
Aufgabe zur Debatte gestellt. 

Die neue Konzeption der Bun­
desregierung, alle im Katastro­
phensChutz tätigen Hilfsorganisa­
tionen zunächst ihrer primären Auf­
gabe entsprechend im Rahmen des 
Zivilschutzes als Hilfsorganisatio­
nen für Katastropheneinsätze in 
Friedenszeiten publizistisch heraus­
zustellen, konnte bislang für den 
nicht dem üblichen Katastrophen­
schutz zugehörenden Bundesver-

band für den Selbstschutz (BVS) 
keine Anwendung finden , wenn 
man von der Ausbildung der Füh­
rerscheinbewerber in Erster Hilfe 
am Unfallort durch den BVS ab­
sieht. Diesem Verband haftet wei­
terhin das Odium an , wenn man so 
will , eine Organisation zu sein , die 
ausschließlich für den Verteidi­
gungsfall Vorsorgemaßnahmen be­
treibt. Das ist zwar nach wie vor 
eine verdienstvolle Aufgabe, bringt 
jedoch den BVS erfolgsmäßig nicht 
vorwärts. 

Es gibt allerdings die Möglich­
keit, den BVS ohne vermehrte Un­
kosten einerseits und ohne weite­
ren Personalaufwand andererseits 
durch eine zusätzliche Aufgaben­
steIlung, die ganz offensichtlich 
Friedenszwecken dient, populärer 
zu machen. Dieses Ziel wäre unter 
dem Begriff "Das selbstgeschützte 
Haus" sowohl für Friedens- als 
auch für Verteidigungszeiten zu er­
reichen. 

Geht man von der Tatsache 
aus, daß wir in der Bundesrepublik 
jährlich mehr als 10000 tödliche 
Unfälle sowie über zwei Millionen 
Verletzte durch h ä u s I ich e Un­
fälle haben, dagegen die Zahl der 
tödlichen Arbeitsunfälle in den Be­
trieben um die Hälfte niedriger 
liegt, so fragt man sich , warum der 
Kampf gegen den häuslichen Unfall 
im Vergleich zum Betriebsunfall 
oder gar den Unfällen im Straßen-

verkehr wahrhaftig stiefmütterlich 
betrieben wird. Statistiken besa­
gen, daß 40 Prozent aller Unfall­
toten im häuslichen Bereich , also 
im Haushalt sterben , davon ein 
Drittel Männer. Weiterhin besagt 
die Unfallstatistik, daß die Zahl der 
ca. 40 Prozent Unfalltoten im eige­
nen Heim in etwa der Zahl der To­
desopfer im Kraftfahrverkehr( = ca. 
45 Prozent der Unfalltoten z. B. 
auf Nordrhein-Westfalen bezogen) 
nahekommt. Welch ein publizisti­
scher und Werbeaufwand gegen 
den Unfalltod auf der Straße im 
Vergle ich zum Unfalltod im trauten 
Heim! 

Der Tod auf der Straße Ist 
natürlich spektakulärer, bietet 
Schaulustigen Sensationen, Ner­
venkitzel. Die gleiche Tragödie 
hinter den vier Wänden bringt kei­
nen Straßenauflauf, keine polizei­
lichen Absperrungen, sie findet so­
zusagen im Verschwiegenen statt. 

Die Zahl der bei den Arten von 
Unfalltoten hält sich in etwa die 
Waage . Nicht aber der Aufwand 
und die Intensität der Aufklärungs­
kampagne gegen die möglichen 
Arten des Unfalltodes. Hier klafft 
eine erhebliche Lücke, die der BVS 
durch eine kleine Korrektur seiner 
Gesamtarbeit unter dem Leitwort 
" Das selbstgeschützte Haus" aus­
füllen sollte. 

Unfallschutz und Katastro-
phenschutz liegen so dicht zusam­
men, daß ein nahtloser Übergang 
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ausbildungs- und werbemäßig ohne 
Schwierigkeiten möglich ist. Unfall­
schutz spricht heute jeden an , und 
der vorsorgliche Unfallschutz für 
die Sicherheit in den eigenen vier 
Wänden wäre eine populäre Sache. 
Wenn schon mit viel werbemäßi­
gem Aufwand dem Tod im Kraft­
fahrverkehr entgegengetreten wird , 
ist es eine gleich dankbare Auf­
gabe, für die Sicherheit im eigenen 
Haushalt nicht nur für den Verteidi­
gungsfall , sondern auch für heute 
und morgen zu werben . 

Ein oder zwei Unterrichtsstun­
den " Unfallverhütung und Unfall­
hilfe im Haushalt " im Rahmen der 
Ausbildungsveranstaltungen des 
BVS und entsprechende Hinweise 
auch sonstwie in das Ausbildungs­
programm eingestreut, könnten ein 
Weg sein, die BVS-Lehrgänge für 
die Bevölkerung attraktiver zu ma­
chen und den Wunsch zu wecken , 
daran teilzunehmen . Die BVS-Lehr­
gänge würden gleichzeitig von 
ihrem Image befreit, lediglich für 
Kriegszeiten Schutzmaßnahmen an­
bieten zu wollen . 

Das somit gewonnene Ziel , für 
das selbstgeschützte Haus Sicher­
heit im Frieden wie im Verteidi­
gungsfall zu produzieren , wäre zu­
dem eine Gelegenheit, den bisher 
ziemlich vernachlässigten Sektor 
der Frauenarbeit im BVS wieder 
mehr den ihm zukommenden Platz 
einzuräumen. Waren es doch im 

Zweiten Weltkrieg die Frauen, die 
die Hauptlast des Selbstschutzes 
zu tragen hatten, und sie sind es 
auch heute noch insbesondere, de­
nen die Vorsorge gegen Unfall- und 
Katastrophenfolgen aller Art zu je­
der Zeit im Hause gelten muß. 

Im Verfolg der vorgeschlage­
nen Ausbildungskombination könn­
ten die Öffentlichkeitsarbeit des 
BVS und die Werbung für die Teil­
nahme an Ausbildungsveranstaltun­
gen im Selbstschutz aus der bisher 
kaum lösbaren Aufgabe, allein die 
Zivilverteidigung verkaufen zu müs­
sen , erlöst werden . 

Die vorgeschlagene Kombina­
tion eröffnet ein weites Feld einer 
wirkungsvollen Werbung, die psy­
chologisch gesehen nicht - wie oft 
bisher - auf eine vorgefaßte ab­
lehnende Meinung der Angespro­
chenen stößt. Auch Rundfunk und 
Fernsehen könnten dann in Zukunft 
bei einem neuen Image des BVS 
leichter zu wesentlichen Sendun­
gen über die Arbeit des BVS ge­
wonnen werden. 

Eine weitere Möglichkeit durch 
Einfügung des Unterrichtsthemas 
" Unfallverhütung und Unfallhilfe im 
Haushalt " bietet sich dadurch, daß 
der BVS gegebenenfalls durch eine 
Vere inbarung mit den Trägern der 
Unfallversicherung erreichen kann , 
daß die Versicherungsträger, denen 
letzten Endes ein finanzieller Nut­
zen aus solchem Unterricht durch 
Sinken der Unfallziffern erwachsen 
wird, dem BVS pro erstmals ausge­
bildeter Person im Unfallschutz 
einen gewissen Unkostenbeitrag 
bezahlen sowie den BVS in seinem 

Bestreben, Teilnehmer für Ausbil­
dungsveranstaltungen zu werben, 
ihrerseits in Hauszeitschriften des 
Versicherungsgewerbes sowie durch 
allgemeine Plakat- und sonstige 
Werbung unterstützen. 

Bejahern des hier vorgetrage­
nen Vorschlages soll nicht verheim­
licht werden, daß die Durchführung 
in der Praxis einfacher sein dürfte 
als die Schaffung der Vorbedingun­
gen hierzu. 

Der Unfallschutz fällt in das 
Aufgabengebiet des Bundesmini-
3teriums für Arbeit und Sozialord­
nung, der Selbstschutz, wie der 
Bundesverband für den Selbst­
schutz ihn seit Jahren sicherzustel­
len die Aufgabe hat, in das des 
Bundesministeriums des Innern. 
Will man also den hier vorgetra­
genen Gedanken aufgreifen, müßte 
zunächst das Ressortdenken da­
dUl1ch überwunden werden, daß 
man sich entschließen kann , in die­
sem speziellen Fall Aufgaben ver­
schiedener Ressorts aus Zweck­
mäßigkeitsgründen und aus dem 
Gefühl der Verantwortung für Ge­
sundheit und Leben der Bürger 
(10000 Tote im Haushalt jährlich!) 
dem BVS zu übertragen, dessen 
primärer Auftrag diese bundes­
unmittelbare Körperschaft des öf­
fentlichen Rechts nach wie vor an 
das Bundesministerium des Innern 
bindet. 

Jeder Unfalltote im häuslichen 
Bereich und jeder mögliche Zivil­
tote im Verteidigungsfall sollte 
Mahnung und Impuls sein, hier eine 
unbürokratische Lösung einer allen 
Bürgern zugute kommenden Effek­
tivität herbeizuführen. 

Helferlag ohne DFV 
Am "Tag des freiwilligen Helfers", 

der am 1. Oktober 1971 in Stuttgart 
unter Beteiligung verantwortlicher Poli­
tiker aus Bund, Land und Stadt ver­
anstaltet wurde, hat der Deutsche 
Feuerwehrverband (DFV) nicht teilge· 
nommen , obwohl er mit 770000 Mit­
gliedern als größte Helferorganisation 
der Bundesrepublik gilt. 

In ei ner Erklärung begründete DFV­
Präsident Albert Bürger die Nichtteil ­
nahme der Freiwilligen Feuerwehren am 
Hel fertag mit Bedenken gegen die Art 
der Durchführung dieser Veranstaltung . 
Wörtlich heißt es in der Erklärung : " Das 

48 

vom BVS festgelegte Programm ist für 
die Helfer des Katastrophenschutzes 
und deren Organisationen ohne jeden 
Gewinn ." 

Ferner erklärte Bürger, sein Ver­
band lehne " die Zuständigkeit des BVS 
für die Organisation eines Tages des 
Freiwilligen Helfers" ab. Begründung : 
"Der BVS ist keine Katastrophenschutz­
organisat ion und kann deshalb auch für 
dieselben keine Führungsrolle über­
nehmen ." 

Nach einem Hinweis auf den be­
kannten gesetzlichen Auftrag des BVS 
meinte Bürger, der DFV sähe in der 

dem BVS zugedachten Rolle die deut­
liche Absicht, dieser bundeseigenen 
Einrichtung künftig die Form einer Hel· 
ferorganisation zu geben und ihr Füh­
rungsaufgaben im Katastrophenschutz 
zu übertragen. Das aber widerspreche 
der Absicht des Gesetzgebers. 

Zum Schluß seiner Erklärung meint 
Bürger, daß der DFV aber bereit sei , 
künftig an gemeinsamen Veranstaltun­
gen der Katastrophenschutzorganisatio­
nen teilzunehmen, "wenn dieselben in 
Programmgestaltung und Durchführung 
der echten Förderung des Katastrophen­
schutzes dienen ". 



PATENTBERICHTE 
Filter 

Bekannte Filter für Atem­
schutzgeräte, Raumfilter oder 
dergleichen bestehen aus 
einer Kohlefüllung und gege­
benenfalls noch aus einem 
Schwebstoffilter. Diese Be­
standteile können unter Um­
ständen unwirksam werden 
oder sich sogar gefährlich 
auswirken. So können hohe 
von der Kohle zurückgehal­
tene Konzentrationen eines 
Schadstoffs eine zum Ver­
glimmen der Kohle ausrei­
chende Reaktionswärme er­
zeugen. Eine Zerstörung der 
Filter durch schädigende 
Stoffe wird weitgehend unter­
bunden, wenn es ein Moleku­
larsieb (Zeolithe oder derglei­
chen) enthält, dessen Poren­
größe zwischen 3.10-8 und 
20.10-8 cm liegt, insbeson­
dere etwa 4.10- 8 oder 13.10-8 
cm ist. 

Das Fi Iter kann aus-
schließlich mit Molekularsieb 
gefüllt sein oder es kann eine 
Schicht Molekularsieb vor 
eine Kohleschicht, eine 
Schwebstoff schicht oder eine 
Kombination geschaltet sein. 

Anmelder: Auergesell-
schaft GmbH, 1 Berlin ; Erfin­
der: Antrag auf Nichtnen­
nung; Anmeldetag : 12. 12. 
1969; Offenlegungstag: 16. 
Juni 1971; Offenlegungs­
schrift Nr. 1 964739; Klasse 
61 b, 1/02. 

Feuerlösch-Schnell­
verfahren mittels 

Schnelldampferzeugern 

Der Methode des Wasser­
spritzens zur Brandbekämp­
fung haftet der Mangel an, 
daß der Wasserstrahl eine zu 
kleine Wirkfläche gegenüber 
d.er Brandfläche besitzt, da 
Sich das Wasser auf dem Bo­
den sammelt oder abfließt. 
Dadurch übt der größte Teil 
des Löschwassers keine 
brandbekämpfende Funktion 

~us, weil das Feuer meist 
uber dem Boden seine Nah­
rung findet. 

Demgegenüber schlägt die 
Erfindung einen besonderen 
Weg vor, um mit Wasser­
dampf die Brandbekämpfung 
durchzuführen. Es wird ein 

Schnelldampferzeuger ver­
wendet, der in der Stunde 
100 t und mehr Dampf ein­
stellbarer Temperatur und mit 
einem bestimmten Sätti­
gungsgrad erzeugt. Dieser 
umfaßt einen Behälter 1 für 
den Brennstoff , z. B. Öl , und 
einen Behälter 2 für einen 
Oxydator, z. B. Salpetersäure. 
Der Brennstoff und der Oxy­
dator werden in einer Kam­
mer 4 gemischt und in der 
Brennkammer 4 a verbrannt. 
Die Zuführung des Wassers 
erfolgt wahlweise in 4 oder 
4 a. Aus einem Behälter 3 
können besondere Löschzu­
sätze eingespeist werden . 
Der Löschdampf tritt aus dem 
Strahlrohr 5 aus, wobei eine 
Sirene als Alarm- und Warn­
signal betätigt werden kann. 

Das in wenigen Sekunden 
betriebsbereite Löschverfah­
ren benötigt nur wenig Was­
ser, welches bei ortsfesten 
Anlagen gespeichert oder bei 
transportablen Geräten mit­
geführt werden kann. Der er­
zeugte Dampf mit ca. 1000-
fachem Wasservolumen und 
breiter Wi rkfläche verd rängt 
die Luft, schlägt Rauch nie­
der, verhindert Wasserschä­
den und verwehrt den Flam­
men den Luftzutr itt. 

Anmelder: Werner Reuter, 
6073 Egelsbach; Erfinder: 
Antrag auf Nichtnennung ; An­
meldetag : 4. 6. 1968; Offenle­
gungstag: 1. 7. 1971; Offenle­
gungsschrift Nr. 1 759749; 
Klasse 61 a, 14/02 , 

Tragbares 
Strahlenmeßgerät 

Das Gerät zeichnet sich 
dadurch aus, daß es eine 
Frontplatte 1 umfaßt (siehe 
die Figur). deren Fläche in 
mehrere, zur Anzeige einer 
gemessenen Dosisleistung in 
einem bestimmten Meßbe­
reich vorgesahene Anzeige­
felder 3 aufgeteilt ist. Durch 
das Drücken einer einzigen 
Taste 4 wird das der jeweilig 
gemessenen Dosisleistung 
entspreChende Anzeigefeld 
mechanisch oder lichtelek­
trisch markiert. Für jedes An­
zeigefeld sind zwei Bereiche 
2 vorgesehen, um auf die 
Frontplatte aufgecruckte Ver­
haltensregeln aufzunehmen , 
wobei ein erster Bereich Ver­
haltensregeln für die Mes­
sung im Freien, und der zwei­
te , vom ersten Bereich ge­
trennte , Verhaltensregeln ent­
sprechend der Messung an 
einem Schutzplatz enthält. 

Das Gerät gibt direkt 
Antwort auf die lebenswich-

tigen Fragen, ob der ge­
wählte SChutzplatz gut genug 
ist oder ob ein besserer auf­
gesucht werden muß (Mes­
sung am Schutzplatz) und wie 
lange ein Schutzraum verlas-

sen werden darf (Messung im 
Freien) . 

Anmelder: Standard Elek­
trik Lorenz AG, 7 Stuttgart; 
Erfinder: Dipl.-Phys. Serge B. 
Pretre , Geroldswil (Schweiz); 
Anmeldetag : 23. 11. 1970, 
Schweiz 25. 11 . 1969; Offenle­
gungstag: 9. 6. 1971; Offenle­
gungsschrift Nr. 2057558; 
Klasse 21 g , 18/02. 

Abschirmung gegen 
Kernspaltungsstrahlungen 

Die eine Strahlenabsorp­
tion aufweisende, in der Her­
stellung einfache, leicht form­
bare sowie gegen mecha­
nische, chemische und Strah­
lenbeanspruchungen ver­
schieißfeste Abschirmung be­
steht aus einer Kombination 
von Kunstharz mit einem 
oder mehreren Absch irm­
oder Zusatzstoffen. Insbeson­
dere kommt als Kunstharz ein 
Epoxydharz in Frage, welches 
eine große Strahlenbestän­
digkeit gegen Ultraviolett­
Gamma- und Neutronenstrah~ 
lung aufweist. Der Kombina­
tion kann bei der Herstellung 
der Abschirmung , z. B. in 
einer Form, ein Härter beige­
geben werden, der mit dem 
Kunstharz eine chemische 
Verbindung eingeht. Zweck­
mäßige Abschirmstoffe sind 
Blei , Baryt, Granit und als Zu­
satzstoffe eignen sich Zement 
und/oder Wasser. 

Anmelder: Tehab KG, M. 
N. Duivelaar & Co, 8 
München; Erfinder: Antrag 
auf Nichtnennung; Anmelde­
tag : 5. 10. 1968; Offenle­
gungstag : 3. 6. 1971; Offenle­
gungsschrift Nr. 1 801 573 ' 
Klasse 61 b, 1/03. ' 

Füllstoff 
für Feuerschutzanstriche 

und -spachtelmassen 

Der Füllstoff ist für 
Flammschutzmittel vorgese-
hen, die auf dem vor Brand 
zu schützenden Objekt eine 
massive oder schaumige 
Schutzschicht erzeugen , die 
bei höherer Temperatur auch 
eine Schmelze darstellen 
kann. Die brandlöschenden 
Eigenschaften solcher Füll­
stoffe hängen von der Fein­
heit der Pigmente und der 
Blähfähigkeit im Brandfalle 
ab. 

Über derartige Qualitäten 
verfügt ein aus fasrigen sili­
katischen Stoffen, wie Stein­
wolle , Glaswolle, Basaltwolle 
und dergleichen oder fein­
pulvrigen natürlichen oder 
synthetischen Produkten ähn­
licher Zusammensetzung wie 
Basaltmehl, Steinmehl , Hoch­
ofen-, Phosphor- oder ähnli­
chen Schlacken in wäßriger 
AI.kalisilikatlösung gelöstes, 
mit gaserzeugenden Treibmit­
teln versehenes, zur Trockne 
eingedampftes und schließ-
lich gemahlenes Material. 
Das Herstellungsverfahren 
läßt sich durch Chemikalien 
beeinflussen, welche den 
Schmelzpunkt, die Schmelz­
viskosität und die Wasser­
festigkeit des erhaltenen Pro­
dukts modifizieren. So wird 
durch Zusatz von Blei- oder 
Borverbindungen zur wäß­
rigen Silikatlösung der 
Schmelzpunkt erniedrigt. Ein 
Zusatz von Verbindungen der 
Erdalkalien, Erdmetalle usw. 
erhöht den Schmelzpunkt. Als 
Treibmittel werden anorgani­
sche Stoffe, wie Carbonate 
der Erdalkalien, Barium- oder 
S~rontiumhydroxide , Mangan­
dioxId oder Bleidioxid oder 
organische, reduzierend wir­
kende Substanzen vornehm­
lich Polyalkohole v.:ie Glykole, 
Glycenn, Saccharide und 
Stärke verwendet. Wird das 
Produkt als Strich-, Spritz­
oder Spachtel masse ange­
wendet , können Matten 
Binden und Gewebe aus Me~ 
tall, Glasfaser, Asbest und 
derg.leichen zur Verstärkung 
In die Schutzschicht eingear­
beitet werden . 

Anmelder: Wasagchemie 
GmbH, 8 München ; Erfinder : 
Dipl .-Chem. Dr. Stefan Krae­
mer, 43 Essen; A. Seidl 8496 
Thürnstein; Anmeldetag: 6. 3. 
1968; Auslegetag: 1. 7. 1971 ' 
Auslegeschrift Nr. 1 696636; 
Klasse 61 b, 2. 
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Zeitschriften schau 
Schweden 

"Civilt Försvar", Jg. 34, 1971, 6 (Juni): 
Zur Wirtschaftssicherstellung (Fort­
setzung eines Artikels von Bengt 
Siösteen aus Heft April / Mai 1971 der 
o. g. Zeitschrift). 
Eine Untersuchung über den Wehr­
willen (von Dr. phil. K. Törnquist). 

Belgien 

"Revue bimesterielle de la protec­
tion civile en belgique" , No. 2, Juni 
1971 : 
Untersuchung zur Bekämpfung der 
Meereswasserverschmutzung durch 
Kohlenwasserstoffe . 

Niederlande 

"Civiele Bescherming", Mai 1971 : 
Der belgische Zivilschutz - Haus­
halt für 1971 . 
Umweltprobleme - Umweltschutz. 
"Civiele verdediging ", Jg. 20, 1971, 
7/8: 
Gedanken über das militär-strate­
gische Verhältnis in der Welt. -
Amerikas nukleare Macht - sowje­
tisches Übergewicht - Suche nach 
einem Gegengewicht (von Brigade­
general A. E. van Dishoeck) . 
Ausführungen zum neuen Zivilvertei­
digungs-Gesetz in der Deutschen 
Demokratischen Republik (Überset­
zung aus ZIVILVERTEIDIGUNG 11/ 
1970). 

Großbritannien 

"ORDNANCE", Vol. LVI , No 307, Juli / 
August 1971 : 
Col. Norman L. Dodd, Britische For­
schung und chemische Waffen . 

Schweiz 

"Zivilschutz ", Jg. 18, 1971,7/8. 

E. Gross, Aufgaben und Pflichten der 
Wehrmänner aller Grade im Zusam­
menhang mit dem Zivilschutz. 

F. Glaus, Ein eidgenössisches Aus­
bildungszentrum im Werden. 

Erweiterung und Umbau der Stadt­
und Universitätsbibliothek Bern. Ein 
Beispiel des Kulturgüterschutzes in 
der Bundesstadt. 

Zivilschutz und Rotes Kreuz. 

Verstrahlungsprobleme. 

Schutzmasken für 1,4 Millionen Ein­
wohner. 

Sam Streiff, Die Aufklärung über den 
Kulturgüterschutz bei bewaffneten 
Konflikten (militärische Dienstvor­
schriften und Anweisungen der Re­
publik österreich, der Bundesrepu­
blik Deutschland und der Schweiz 
zur Aufklärung ihrer Streitkräfte über 
die völkerrechtlichen Verpflichtungen 
auf dem Gebiete des Kulturgüter­
sch utzes) . 

Ausbildung im Bereich der Gesamt­
verteidigung. 
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Irland 

"Cossaint Shibialta ", Juli 1971 : 
Colonel G. Oehlmann , Helsinki , Macht 
die Drohung eines nuklearen Kriegs 
die zivile Verteidigung zwecklos? 

Kanada 

" EMO National Digest ", Juni/Juli 
1971 : 
Zivile Verteidigung - Moskau 1969 
(Auszüge aus dem Zivilverteidigungs­
Handbuch , 1969). 
Zivile Verteidigung (auf dem Lande) 
(Auszüge aus ei nem Lehrbuch eines 
sowjetrussischen Autorenkollektivs, 
Moskau, 1969). 
Zivilverteidigungs-Handbuch und 
Schutzräume in China. 
Studie über Warnsysteme. 

Frankreich 

Aus " Protection civile et securite 
industrielle ", No. 199, Juni 1971 : 
Zum Umweltschutz: Die Luftver­
schmutzung durch das Auto (von 
Jean-Louis Girodot) . 
Schutz und Sicherheit des Menschen. 
- Zum ersten mal in Europa eine 
internationale Tagung in Paris. 
Aus No. 2000, Juli/August 1971, der 
gleichen Zeitsch rift : 
Zum Thema Umweltschutz : Ver­
schmutzung der Küsten und Ufer 
und Bäder. 



Aus dem Inhalt 

der Hefte 12/1970 

und 1-9/1971 
ZIIILIEITEIDIGUIG 
Forschung · Technik · Organisation · Strategie 

Heft 12/70 * 
Interview mit Karl Wienand : Weg vom Klischee des Schlag­
abtausches ' Werner A. Fischer: Zwischen Marx und Molotow­
Cocktail (I) . Hans-Achim Holtz : Zum Beispiel München/ Bericht 
über Mehrzweckanlagen . Karl Heinz Gehrmann: Doch wie's 
da drinnen aussieht .. . / Eine Bonner Mehrzweckanlage . An­
ton Schmitt : Skizze einer skandinavischen Akademie' Wolfram 
von Raven: Doch w ieder Strategie des ersten Schlages? . 
Helmut Berndt: Abschreckung in der Art eines Wachhundes?/ 
Bericht über die NATO im Norden . 

Heft 1/71 * 
Rolf Osang: Zum Beispiel Ost pakistan . Albrecht Heinrich : 
Zivilverteidigung heute / Informationsseminare des BVS . 
Alfred Janssen : Planspiel als Ausbildungsmittel in der zivilen 
Verteidigung' Anton Schmitt: Bericht über ein Londoner Insti­
tut· E. O. Haering: Den Maklern des Todes auf die Finger 
gesehen . Werner A. Fischer: Zwischen Marx und Molotow­
Cocktail (11 ) . Harri Adam: Anstrichfragen bei Hausschutz­
räumen . Werner Doseh : Entgiftung chemischer Kampfstoffe 
(I V) . Helmut Berndt: Nixon half der NATO. 

Heft 2/71 * 

Christian Potyka: Weizsäcker und die Verteidigung . Helmut 
Berndt: Bomben-Furcht bleibt· Mantred Opel : Sind die Militärs 
unfähig? . Josef Steifen: Bombenalarm in Düsseldorf . Albert 
Butz: Zivilverteidigung im kommunalen Bereich . Karl Heinz 
Gehrmann: Bonn und die Trinkwasserversorgung . Arnold 
Lübbers: Bietet Gummersbach das Modell? . Günther Moritz: 
Der völkerrecht liche Schutz von Zivilkrankenhäusern . Ernst 
Friedrich Seydel: Sanitäts- und Gesundheitswesen im Vertei­
digungsfa ll (Schweiz, Schweden, Dänemark, Niederlande) . 

Heft 3/71 * 

Alfred Janssen: Die nächste Krise kommt bestimmt/ Notwendig­
keit der Krisenvorsorge aus ziviler Sicht · Werner A. Fischer : 
Zwischen Marx und Molotow-Cocktail (111 ) • Otto Kircher: Ei~ 
Problem auf Sparflamme - die Mobilmachung . Heinrich 
Gottke : Was man vom Verbandkasten wissen muß . Antwort 
der Bundesregierung: Die Zivilverteidigung bleibt Bestandteil 
der Gesamtverteidigung . Anton Schmitt : Skizze einer skandi­
navischen Akademie (1 1) . Karl Heinz Gehrmann : Wasser 
marsch! Bericht über die Wasserförderbereitschaft in Bonn . 

Heft 4/71 * 

Werner A. Fischer : Panne im US-Warnzentrum enthüllt eine 
Schwäche . Wolfram Dorn : Keine Gefahr durch falschen 
Alarm . Helmut Berndt: Ein Bericht über NAGDE . Adalbert 
Bärwolf: Ein Zufall löst den Untergang nicht aus . Wolfgang 
Siedschlag: Wie man Krisen bewältigt . Rettungswesen in 
Hessen, Berlin , Schieswig-Hoistein und Rheinland-Pfalz . 
Dr. med . Paul Birkenbach : Ich begrüße das Gummersbacher 
Modell · Ludwig Scheichl: Fortschritte im Brandsc~utz . Herbert 
Ehm: Tendenzen im baulichen Brandschutz (I. Tell). 

Heft 5/71 ** 

Albert Butz : Unser täglich Gift . .. / Umweltschutz und Ka­
tastrophenabwehr unter kommunalen Gesichtspunkten . Hel­
mut Berndt : Tritt der Weltpolizist ab? . Dokument: Sicherheits­
politik der Bundesregierung' Klaus Zur: Unfallrettungsdienst 
In der Bundesrepublik . A.rnold Lübbers: Sünden der Rettungs­
dienste? . B~uno Merk: Die ~ahl der Verkehrstoten verringern . 
Anton Schmltt: Norwegen gibt ein Beispiel ' Zivilverteidigung 
In der UdSSR· Herbert Ehm : Tendenzen im baulichen Brand­
schutz (11. Teil und Schluß). 

Heft 6/71 ** 

Gustav W. Heinemann : Jeder ist Betroffener und Verursacher 
zugleich . Wemer Voß : Werden wir überleben? . Christian 
Potyka: Wovon man bei SAL T nicht spricht . E. O. Haering: 
Angriffsziel New York . Walter Krause : Unser Ziel - ein 
lückenloses Rettungssystem . Heinrich Gottke: Erste Hilfe im 
Unglücks- und Katastrophenfall . Ernst Friedrich Seydel: In 
puncto Vorsorge beispielhaft . Horst Roeber: Wassersicher­
ste l lung heute (1. WasSGVwv) . Früngel/Ebeling : Elektro­
magnetischer Impuls (EMP) bei Nuklearexplosionen. 

Heft 7/71 ** 

Wulf-Peter Schroeder: Bo nner Bunkerbau-Drama . Kar! Heinz 
Gehrmann: Öffentlicher Schutzraumbau - Stiefkind der Ver­
waltung . Rolf Osang: Wir überleben im Schutzraum . Werne r 
A. Fischer: Wie der Mensch in Katastrophen reagiert· Helmut 
Berndt : Sicherheitspolitik in Bewegung . Werner Voß: Abrü­
stung - Illusion oder Realität? . Adelbert Michalski: Öffent­
lichkeitsarbeit des BVS . P. J. Birkenbach: Wider die Hybris 
des Funktionärs . Horst Roeber: Wassersicherstellung heute 
(1 1). Heinz Baron : Einwegwäsche - ein aktuelles Problem . 

Heft 8/71 ** 

Ludwig Fisch: Katastrophenschutz für Olympia . Ernst-Werner 
Weiß: Ein Wort zum zivilen Dienen ' Wolfgang Karnetzki: Kata­
strophensch utz in Berlin . Anton Schmitt : Volksbegehren in Öster­
reich . Karl Heinz Gehrmann : Wasser marsch! . Erich Link: 
Zum Einsatz notwendig' Wolfram von Raven: Moskaus mari­
timer Zangengriff' Helmut Berndt: MBFR auf der Waagschale ' 
Werner A. Fischer: " Ein Krieg wegen Berlin kommt nicht in 
Frage" (I. Teil) - Ein Bericht über die Vorgeschichte des 
13. August 1961 . Zivilschutz und Rotes Kreuz in der Schweiz. 

Heft 9/71 ** 

Kurt Partzsch: Grundlagen zur Reorgani sation des Rettungs­
w~sens . . Ernst-Werner Weiß: Der Staat und die freiwilligen 
HIlfsorganisationen . Albert Butz : Zivile Verteidigung in den 
Kommunen' Hans-Georg Schmidt : Das selbstgeschützte Haus ' 
E. O. Haering : Düstere Prognosen aus den USA . Helmut 
Be.mdt : Inseln machen Geschichte ' Werner A. Fischer : " Ein 
Krieg wegen Berlln kommt nicht in Frage " (11. Teil) . Heinz 
Reichenbach: Wirkung von Druckstößen auf Schutzbauten . 
Anton Schmitt: Porträt einer Wiener Akademie. 

* 4,80 DM; ** 5,20 DM. Bestellungen über den Buchhandel oder beim Osang Verlag 
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Werk 
in drei Bänden 

Als erster Band erschien : 

Band 111 Brandbekämpfung . Technik-Mensch-Probleme 

Der dritte Band wurde seiner besonderen Aktualität wegen vorgezo­

gen. Das Gesamtwerk, dessen Bände in sich abgeschlossen und ein­

zeln beziehbar sind , ist die erste und zur Zeit einzige Monographie des 

Spitzensektors der Brandschutztechnik und damit zugleich eine in 

ihrer Art einmalige Darstellung des internationa­

len Standes der gesamten Technik des vor­

beugenden und abwehrenden Brand­

schutzes sowie des Schutzes und 

der Rettung von Menschen -

geschaffen für alle , die am 

Brandschutz von heute 

interessiert sind . 
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